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Einziger Punkt der Tagesordnung: 
 
Öffentliche Anhörung zu dem Thema  
„Lebenslanges Lernen – Bedarf und Finanzierung“ 
 
 
Vorlagen: 
 
- Unterrichtung durch die Bundesregierung  

Bericht der unabhängigen Expertenkommission „Finanzierung Lebenslangen Lernens – Der 
Weg in die Zukunft“ 
BT-Drs. 15/3636 
 

- Unterrichtung durch die Bundesregierung  
Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht der unabhängigen Expertenkommission 
„Finanzierung Lebenslangen Lernens – Der Weg in die Zukunft“ 
BT-Drs. 15/5427 
 

- Antrag der Abgeordneten Volker Schneider, Cornelia Hirsch, Dr. Petra Sitte, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Zukunftsaufgabe Weiterbildung 
BT-Drs. 16/785 
 

- Antrag der Abgeordneten Patrick Meinhardt, Cornelia Pieper, Uwe Barth, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Offensive Weiterbildung – Weiterbildung als 4. Säule des Bildungswesens ernst nehmen 
BT-Drs. 16/2702 
 

- Bericht der OECD: Education at a Glance – OECD Indicators 2006 
September 2006 (in englischer Sprache) 
- hier nur “Weiterbildungsteil” des Berichts - 
A-Drs. 16(18)147a 

 
 
 
 
Weitere Beratungsunterlagen: 
 
Interfraktioneller Fragenkatalog - A-Drucksache 15(18)144 – 
 
Stellungnahmen der Sachverständigen - A-Drucksachen 16(18)145 a – m 
 
Gutachten von Hans-Adalbert Rürup und Anabell Kohlmeier auf A-Drucksachen 16(18)166,  
16 (18)167 
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Block II 
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Beginn der Anhörung: 10:00 Uhr 
 
 
 
V o r s i t z e n d e: 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich darf Sie herzlich zu unserer heutigen 
Anhörung zum Thema „Lebenslanges Ler-
nen – Bedarf und Finanzierung“ begrüßen. 
Ich begrüße alle Gäste, die Interesse an 
dieser Anhörung haben und den Weg hier-
her gefunden haben  sowie die Vertreter 
der Medien, die möglicherweise schon 
lange darauf gewartet haben, dass der 
Bundestag dieses Thema zum Gegenstand 
einer Anhörung macht. Ich begrüße die 
Kolleginnen und Kollegen aus den Frakti-
onen und natürlich sehr herzlich die Bun-
desregierung an meiner Seite, vertreten 
durch Herrn Staatssekretär Storm. 
 
Besonders begrüße ich natürlich die Sach-
verständigen des heutigen Tages. Ich darf 
mich bei Ihnen allen im Namen meiner 
Kolleginnen und Kollegen ganz herzlich 
dafür bedanken, dass Sie uns Ihre schriftli-
chen Stellungnahmen zur Vorbereitung 
zukommen ließen. Das war für uns ausge-
sprochen hilfreich.  
 
Zur Besetzung der Sachverständigenbank 
am heutigen Tag darf ich Ihnen folgende 
Mitteilung machen: Herr Professor Rürup 
hat ankündigen lassen, dass er erst ab 13 
Uhr an der Anhörung teilnehmen kann. 
Herr Helfrich vom Bundesverband der 
Träger der beruflichen Bildung wird uns 
um 13 Uhr verlassen. Er wird von Herrn 
Schmauder vertreten. Herr Professor Esser 
wird uns leider um 13.30 Uhr verlassen 
müssen.  
Sie finden sämtliche Vorlagen zu dieser 
Anhörung im Eingangsbereich unseres 
Saales, darunter der Fragenkatalog, den die 
Berichterstatter der Fraktionen erarbeitet 
haben und die Stellungnahmen der Sach-
verständigen.  
 

Zur Strukturierung dieser Anhörung: Die 
Fraktionen haben sich darauf verständigt, 
dass die Anhörung in zwei große Themen-
blöcke gegliedert wird. Der erste Teil wird 
sich mit den Grundsätzen der Weiterbil-
dungsförderung und der Finanzierung be-
fassen. Es werden Fragen zum Weiterbil-
dungsbedarf, der Beteiligung der Zielgrup-
pen und der Erreichbarkeit von Weiterbil-
dungsmaßnahmen gestellt.  
 
Im zweiten Teil geht es um Konzepte der 
Weiterbildungsfinanzierung. Als Bera-
tungsunterlagen stehen zur Verfügung und  
haben zur Vorbereitung gedient der Bericht 
der Expertenkommission zur „Finanzie-
rung Lebenslangen Lernens“ und die  dies-
bezügliche  Stellungnahme der Bundesre-
gierung, die beiden jüngst erschienenen 
Gutachten zum Bildungssparen, der Wei-
terbildungsteil des OECD-Berichts und die 
Anträge der Fraktion der FDP sowie der 
Fraktion DIE LINKE..  
 
Gemäß einer interfraktionellen Vereinba-
rung wurden die Sachverständigen gebe-
ten, heute keine freien Einführungen zu 
geben. Das würde angesichts ihrer großen 
Zahl fast die Hälfte der Zeit in Anspruch 
nehmen. Ich bitte Sie, Ihre grundsätzlichen 
Positionen gegebenenfalls anhand des ers-
ten Themenblocks darzustellen. Die Befra-
gung läuft wie üblich. Da wir in  dieser 
doch recht kurzen Legislaturperiode jetzt 
schon viele Anhörungen hatten, kennen die 
Kollegen das bereits. Ein Mitglied jeder 
Fraktion stellt pro Fragerunde maximal 
zwei Fragen. Entweder wird je eine Frage 
an zwei Sachverständige oder zwei Fragen 
an einen Sachverständigen gestellt. Der 
Aufruf in den Fragerunden erfolgt in der 
Reihenfolge der Stärke der Fraktionen. Es 
beginnt die CDU/CSU-Fraktion, gefolgt 
von den Fraktionen SPD, FDP, DIE 
LINKE. und der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. Wir halten eine starre 
Zeitvorgabe für die einzelnen Themenblö-
cke nicht für sinnvoll. Da wir eine Mit-
tagspause angesetzt haben, ist es sinnvoll, 
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den ersten Themenblock vor der Mittags-
pause zu beenden und danach mit dem 
zweiten zu beginnen.  
 
Zu den technischen Gegebenheiten möchte 
ich noch Folgendes sagen: Diese Anhörung 
ist eine öffentliche Ausschusssitzung. Es 
nehmen nicht nur die Mitglieder des Aus-
schusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung teil, die Einla-
dung ging vielmehr auch an die Kollegin-
nen und Kollegen der Ausschüsse für Wirt-
schaft und Techno logie, Finanzen sowie 
Arbeit und Soziales. Sie sehen, dass wir 
das Spektrum auf die mitberatenden Aus-
schüsse erweitert haben. Die Anhörung 
wird im Hauskanal des Deutschen Bundes-
tags live übertragen. Ich darf Sie alle bit-
ten, während der Anhörung Ihre Handys 
auszuschalten. Das Rauchen ist in den 
Räumen des Deutschen Bundestages nicht 
gestattet. Wer den Drang hat, möge sich 
nach draußen begeben.  
 
Lassen Sie mich einführend noch einige 
wenige Anmerkungen machen: Es gibt 
zweifellos zwischen den Fraktionen aber 
auch in den Stellungnahmen der Sachve r-
ständigen einen sehr großen Konsens, was 
die Einschätzung der Bedeutung der Wei-
terbildung für Wachstum und Innovation, 
für die Arbeits- und Teilhabechancen des 
Einzelnen betrifft. Es scheint auch eine 
übereinstimmende Einschätzung dahinge-
hend zu geben, dass es eine sehr große 
Lücke gibt, die zwischen der verbalen 
Wertschätzung von Weiterbildung und der 
Weiterbildungswirklichkeit klafft. Es wird 
daher im ersten Teil weniger um die Aus-
breitung aller Facetten in der Bestandsauf-
nahme gehen, sondern vielmehr um die 
Zuspitzung und vielleicht auch um das 
Herausarbeiten von Differenzen in der 
Problemwahrnehmung und Problemein-
schätzung. Im zweiten Teil steht entspre-
chend des Fragenkataloges die Finanzie-
rung im Vordergrund. Ich darf Ihnen aber 
sagen, dass in allen Fraktionen Interesse 
dahingehend besteht, Empfehlungen für 

die Weiterentwicklung des gesamten 
Handlungsfeldes zu bekommen. Wenn Sie 
der Meinung sind, sehr verehrte Damen 
und Herren Sachverständige, dass Sie bei 
der heutigen Anhörung nicht alles loswer-
den konnten, was Sie den Fraktionen mit 
auf den Weg geben möchten, wären wir 
alle sehr dankbar, wenn Sie auch im Nach-
hinein den Kontakt suchen würden. 
 
Die Mutter aller Expertisen scheint ja der 
Bericht der Expertenkommission zur „Fi-
nanzierung Lebenslangen Lernens“ zu 
sein. Diesbezüglich darf ich ganz herzlich 
Herrn Professor Timmermann, der Vorsit-
zender dieser Kommission war und Herrn 
Professor Bosch, Mitglied dieser Kommis-
sion,  begrüßen. Es hat ja selten eine so 
nachhaltige Reaktion auf einen Bildungs-
bericht  gegeben. Dennoch weiß ich aus 
Gesprächen, dass viele schon gar nicht 
mehr damit gerechnet haben, dass der 
Bundestag sich mit diesem Expertenbericht 
und mit dem Thema insgesamt in Form 
einer Anhörung beschäftigen wird.  
 
Ich möchte ganz kurz die historischen Da-
ten zu diesem Thema referieren, damit sich 
das auch im Protokoll wieder findet. Ich 
glaube, es ist für die weitere Diskussion 
auch ganz interessant, gewisse Informati-
onslücken zu schließen. Die Geschichte ist 
in knappen Jahreszahlen wie folgt darzu-
stellen: Der Bundestag hat am 6. Juli 2000 
auf Antrag der damaligen Koalitionsfrakti-
onen und auf Grundlage einer Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung 
den Beschluss gefasst, die Bundesregie-
rung solle eine Expertenkommission einbe-
rufen. Dies hat die damalige Bundesregie-
rung prompt getan, und so hat sich am 23. 
Oktober 2001 diese Expertenkommission 
konstituiert. Im August 2004 wurde der 
Bericht vorgelegt. Die Stellungnahme der 
damaligen Bundesregierung erfolgte im 
April 2005. Dann passierte etwas, was im 
Ausschuss so nicht vermerkt ist: Es wurde 
verkündet, dass es vorgezogene Neuwah-
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len gibt. Das hatte die praktische Konse-
quenz, dass der Ausschuss zwischen Juni 
und November 2005 nicht zusammenkam. 
Wir haben uns nach der Neukonstituierung 
des Bundestages erneut mit dem Thema 
„Weiterbildung“ befasst und beschlossen,  
diese Anhörung durchzuführen. Mit Rück-
sicht auf die Erarbeitung eines der beiden 
Gutachten zum Bildungssparen ist die 
Terminierung zum Januar 2007 erfolgt. Sie 
können also sehen, dass es eigentlich eine 
große Kontinuität im Bundestag gegeben 
hat, auch wenn das zwischenzeitlich nicht 
immer explizit wahrnehmbar war. Wir sind 
alle ausgesprochen gespannt, welche Im-
pulse von der heutigen Anhörung ausge-
hen, und ich kann Ihnen versichern, dass 
Berichte, auch wenn sie länger zurücklie-
gen, grundsätzlich nicht in Vergessenheit 
geraten, sondern auch eine wichtige Kata-
lysatorfunktion haben.  
 
Soviel zur Einführung. Ich darf das Wort 
für die erste Fragerunde an den Kollegen 
Herrn Schummer geben. 
 
 
Abg. Uwe   S c h u m m e r   (CDU/CSU): 
 
Meine Frage richtet sich an Herrn Dr. Ben-
sel und Frau Sehrbrock. Bisher ist die be-
rufliche Weiterbildung weitgehend ein 
Konzept, das über die Agentur für Arbeit 
finanziert wird. Wie sehen Sie eine zukünf-
tige Finanzierung, wenn eben nicht nur die 
Arbeitslosen, sondern auch 34 Millionen 
abhängig Beschäftigte in ihrer stetigen 
Weiterbildung permanent bezahlt werden 
müssen? Diese Frage betrifft die Steuer-
mittel, das Nutznießerprinzip der Arbeit-
geber und auch der Arbeitnehmer sowie 
die Arbeitskosten der Beitragszahler zur 
Arbeitslosenversicherung. 
 
 
V o r s i t z e n d e: 
 
Herr Kollege Dr. Rossmann bitte. 
 

Abg. Dr. Ernst Dieter   R o s s m a n n   
(SPD): 
 
Meine Frage geht an Herrn Professor Tim-
mermann und Herrn Aengenvoort. 
Welche Vorschläge machen Sie zu einer 
stärkeren Förderung von Benachteiligten 
im Bereich der Weiterbildung? Welche 
anderen europäischen Länder sind Vorbil-
der darin beziehungsweise liefern wertvo l-
le Konzepte für uns?  
 
 
V o r s i t z e n d e: 
 
Da die FDP im Moment nicht anwesend 
ist, hat für die Fraktion DIE LINKE. Herr 
Schneider das Wort. 
 
 
Abg. Volker   S c h n e i d e r   (DIE 
LINKE.): 
 
Ich habe eine Frage an Frau Bayer und an 
Frau Dr. Odenwald. Frau Bayer, es ist in 
Ihrem Gutachten fast durchgängig die Re-
de davon, dass der Bedarf an Weiterbil-
dung ansteigend ist. Es wird auch fast in 
allen Gutachten darauf abgestellt, dass eine 
Problemgruppe in diesem Bereich die Ge-
ringverdiener und Geringqualifizierten sind 
und man diese in Zukunft stärker integrie-
ren müsse. Während in einigen Gutachten 
davon die Rede ist, dass dies Aufgabe des 
Weiterbildungsmarktes sei, weisen Sie 
deutlich auf die Nachteile der markförmi-
gen Organisation  und der unsystemati-
schen Regelung in diversen Bundes- und 
Landesgesetzen hin. Sie sehen ein Problem 
darin, gerade den Personenkreis zu errei-
chen, der einer gezielten Förderung drin-
gend bedarf und schlagen die Etablierung 
einer vierten Säule „Weiterbildung“ vor. 
Sie wollen das Konzept einer Weiterbil-
dung mit System. Wie beurteilen Sie die 
jetzige Situation, und wo ist dringend ein 
Umsteuern geboten?  
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An Frau Odenwald die Frage: Sie führen 
aus, dass der ökonomische Erfolg von 
Weiterbildungsmaßnahmen nicht zielgrö-
ßer sein kann. Zu schnell würde dabei der 
Sinn allgemeiner, kultureller und politi-
scher Weiterbildungsmaßnahmen aus dem 
Blickfeld geraten. Wie sollte eine vierte 
Säule Weiterbildung aussehen? Welche 
Rolle kann sie in unserem Bildungssystem 
spielen, indem auch an die Teilhabe der 
Personen zu denken ist, die durch Hartz IV 
auf die Förderung der Bundesagentur an-
gewiesen sind?  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Frau Hinz bitte. 
 
 
Abg. Priska   H i n z    (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 
 
Ich habe an Herrn Moraal und an Herrn 
Professor Esser eine Frage. Es ist ja so, 
dass gerade die kleinen und mittleren Un-
ternehmen der Aufgabe der Weiterbil-
dungsbeteiligung für ihre Beschäftigten 
besonders schlecht nachkommen. Gerade 
da ist ja die Quote der Weiterbildung sehr 
gering. Ich möchte gern Herrn Moraal fr a-
gen, wie sich aus internationaler Sicht die 
Weiterbildung systematischer in Unter-
nehmen verankern lässt. 
 
Herr Professor Esser machte in seiner Stel-
lungnahme deutlich, dass die Arbeitgeber 
in der Verantwortung stehen und die staat-
liche Verantwortung vor allem für betrieb-
liche Weiterbildung abgelehnt wird. Wie 
wollen Sie gerade in den kleinen und mitt-
leren Unternehmen die Weiterbildungsbe-
teiligung steigern? Welche strukturellen 
Notwendigkeiten sehen Sie? Welche An-
reize sehen Sie für die KMU? 
 
 
 
 

V o r s i t z e n d e : 
 
Damit kommen wir schon in die Antwort-
runde. Herr Aengenvoort bitte. 
 
 
Ulrich   A e n g e n v o o r t : 
 
Mir wurde die Frage gestellt, wie man die 
Weiterbildung nicht so qualifizierter Men-
schen erreicht. Zunächst muss ich feststel-
len, das kann ich für die gesamte Weiter-
bildung sagen, dass gute schulische Vor-
bildung und gute berufliche Qualifikation 
immer teilnahmefördernde Voraussetzun-
gen sind. Das heißt, nach unseren Erfah-
rungen aber nicht zwingend, dass bil-
dungsbenachteiligte Gruppen, für die Wei-
terbildung nicht zu motivieren wären. Es 
gibt bei allen Weiterbildungsträgern eine 
ganze Reihe von Projekten, in denen sehr 
erfolgsversprechende und praxistaugliche 
Strategien entwickelt wurden, wie man 
Bildungsbenachteiligte in die Einrichtun-
gen bekommt und zur Weiterbildung moti-
vieren kann. Dazu zählen zum Beispiel 
Bildungs- und Lernberatung, aber auch das 
Fördern der Grundbildung und das Nach-
holen von Schulabschlüssen. Speziell im 
Bereich der Volkshochschulen muss man 
sehr zwischen den einzelnen bildungsbe-
nachteiligten Gruppen differenzieren. Was 
zum Beispiel das Nachholen von Schulab-
schlüssen anbelangt, gibt es einer vor kur-
zem durchgeführten Umfrage zufolge, 
10000 junge Menschen, die auf den Warte-
listen unserer Einrichtungen stehen und  
gerne einen Schulabschluss nachholen 
würden. Wir können ihnen aber kein An-
gebot machen, weil einfach die öffentli-
chen Mittel nicht vorhanden sind. 
 
Bei anderen benachteiligten Gruppen, zum 
Beispiel denjenigen, die eine Alphabetisie-
rung nachholen wollen, ist es etwas 
schwieriger. Hier ist der Nachfrageüber-
hang nicht so deutlich. Das hängt einfach 
damit zusammen, dass sich dieser Perso-
nenkreis nicht so gerne outet und auch über 
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schriftliche Werbematerialien nicht so gut 
ansprechbar ist. Hierin liegt die  Kernerar-
beit. Das läuft vielfach über Mund-zu-
Mund-Propaganda. Hier ist unsere Erfah-
rung übrigens, dass die Einrichtungen, die 
sich in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
einen Namen im Bereich der Alphabetisie-
rung gemacht haben, relativ gut laufen. 
Während Einrichtungen, die vergleichs-
weise wenig taten, auch eine relativ gerin-
ge Nachfrage haben. Im Fall der Alphabe-
tisierung trägt sich das wirklich primär 
über Mund-zu-Mund-Propaganda weiter.  
 
Dann wurde ich nach internationa len Ver-
gleichszahlen gefragt. Das ist ein Fakt, 
dass gerade in Deutschland die Anzahl der 
Drop-outs besonders groß ist. Das bedeutet 
dann auch, dass entweder in den anderen 
Ländern Europas das Schulsystem diesbe-
züglich erfolgreicher ist oder dass das 
Nachholen von Schul- und Bildungsab-
schlüssen in anderen Ländern erfolgreicher 
bewerkstelligt wird. Vielleicht ist das eine 
gute Gelegenheit, um auf Herrn Professor 
Timmermann zu verweisen, der sich ja im 
Rahmen der Expertenkommission  auch 
mit den ausländischen Beispielen befasst 
hat. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Zunächst hat Frau Bayer das Wort. 
 
 
Mechthild   B a y e r : 
 
Mir wurde die Frage nach der Notwendig-
keit des Umsteuerns gestellt. Wenn wir 
nach Umsteuern fragen, müssen wir erst 
einmal eine Bestandsaufnahme des Sys-
tems vornehmen. Die ist nach Aussage 
aller Experten und vorliegenden Expertisen 
eigentlich ganz eindeutig: Wir haben ein 
hochkomplexes System für lebenslanges 
Lernen als selbstverständlichen und kalku-
lierbaren Teil von Biographien mit institu-
tionellen, zeitlichen und organisatorischen 

Voraussetzungen. Für die Teilnehmer aber 
gibt es deutliche Defizite in Bezug auf 
Zeit, Finanzierung, Informationstranspa-
renz, Qualität der Abschlüsse und Ver-
wertbarkeit, die enorme Barrieren erzeugen 
und zur Reduzierung und Einschränkung 
der Teilnahme führen. Wenn also betont 
wird, wie notwendig lebenslanges Lernen 
für Innovation, Wirtschaftswachstum usw. 
ist, dann muss dieses System in eine ande-
re Verantwortlichkeit eingebunden werden. 
Andere europäische Beispiele zeigen, dass 
die dortigen Systeme hinsichtlich der Teil-
nahme an der Weiterbildung sehr viel ef-
fektiver sind und ein komplexes System 
von Verantwortlichkeiten untereinander 
herstellen. Genau dies tut das deutsche 
Weiterbildungssystem nicht. Unser System 
ist hoch fragmentiert. Wir haben diese 
Fragmentierung in verschiedenster Hin-
sicht. Die Anbieter agieren in völlig unter-
schiedlichen Segmenten, die abgeschottet 
sind in öffentliche, kommerzielle und be-
triebliche Trägerschaft. Es besteht auf 
Grund der vielfältigen Zuständigkeiten von 
Bund und Ländern eine juristisch fixierte 
und finanziell durch die unterschiedlichen 
Fördertöpfe bedingte, völlige Desintegrati-
on vor allem von allgemeiner, beruflicher 
und politischer Bildung.  
 
Die unterschiedlichen Teilbereiche betrieb-
liche Weiterbildung, Weiterbildung für 
Arbeitslose, öffentliche und individuelle 
Weiterbildung sind nicht ausreichend ge-
öffnet und miteinander verknüpft, sondern 
zum Teil strikt voneinander getrennt. Ge-
nau diese Beschreibung macht das Problem 
aus und ist die Basis für die Forderung 
einer Bundesregelung für die Weiterbil-
dung, die wir als GEW, ver.di und IG-
Metall seit geraumer Zeit (1998) stellen. 
 
Es war die Frage der LINKEN, ob das 
nicht alles untergesetzlich geht. Kann man 
die Verbindlichkeit des Systems nicht ohne 
Gesetz herstellen? Unsere Auffassung dazu 
ist, dass es ohne Gesetz eben nicht geht. 
Wenn man diese Ausgangsbeschreibung 
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differenziert anschaut, ist klar, dass eine 
öffentliche Verantwortung her muss. Das 
muss nicht immer heißen, dass der Staat 
alles regeln muss. Er muss aber sozusagen 
die Landschaft in eine ordnende Hand, für 
das, was in diesem Gebiet abläuft, einbin-
den. Das ist auch überhaupt nichts Neues. 
Wir haben diese Forderung seit dem Struk-
turplan fürs Bildungswesen.  Wir haben sie 
von der Edding-Kommission und in viel-
fältigen Anträgen der SPD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN. Es ist langsam an der 
Zeit, dass nicht nur darüber diskutiert wird, 
sondern dass sich in diese Richtung auch 
etwas bewegt. Wir waren deshalb auch 
sehr über die Koalitionsvereinbarungen 
erfreut, in der einige durchaus erfreuliche 
Sätze zu diesem Thema gesagt werden. 
Aber wir vermissen bisher leider konkrete 
Schritte in diese Richtung. 
 
Vielleicht noch mal zu dem Bundesgesetz 
und was es letzten Endes nach Auffassung 
der Gewerkschaften bringen soll: Natürlich 
wollen wir nicht, und das war öfter in der 
Diskussion, dass wir alles über Bundesre-
gelungen regulieren. Das ist nicht der Fall. 
Wir sehen aber die gemeinsame Verant-
wortlichkeit und vertreten, dass Staatsbe-
triebe und Individuen in diese Verantwort-
lichkeit eingebunden werden müssen. Es 
geht darum, dass der Staat mit einem Bun-
desgesetz an dieser Stelle etwas vorgibt 
und ordnet. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Bensel bitte. 
 
 
Dr. Lutz   B e n s e l : 
 
Ich hatte die Frage gestellt bekommen, wie 
die Wirtschaft mit dem Thema „Weiterbil-
dung“ umgeht. Vielleicht ein paar Zahlen 
zum Anfang, die deutlich machen, wie 
wichtig Qualifizierung und Bildung für den 
Standort Deutschland und die Wettbe-

werbsfähigkeit unserer Arbeitsplätze sind: 
Die Industrie investiert jedes Jahr 27 Milli-
arden Euro in die betriebliche Weiterbil-
dung. Das zeigt schon, wie wichtig dieser 
Bereich für uns ist. Ob das alles effizient 
eingesetzt ist, darüber kann man streiten. 
Der Betrag an sich ist schon mal ein ganz 
deutliches Zeichen, dass Weiterbildung für 
die Unternehmen ein wichtiger Baustein 
für die Wettbewerbsfähigkeit ist.  
 
Wichtig für uns ist, dass wir Weiterbildung 
im Betrieb nicht nur als Weiterbildung im 
Seminarraum sehen, sondern dass Weiter-
bildung tagtäglich an jedem Arbeitsplatz 
stattfindet. Die Qualifizierung am Arbeits-
platz muss, wenn man über Weiterbildung 
im Betrieb spricht, mit einbezogen werden. 
Es geht nicht weit genug, wenn nur das, 
was im Seminarraum passiert, als Weiter-
bildung thematisiert wird. Deswegen ist 
die Qualifizierung am Arbeit splatz für 
mich wichtig. Auch der Nutzen neuer 
Technologien muss in Zukunft noch viel 
stärker eingebaut werden. Wenn wir über 
Weiterbildung reden, müssen wir auch das 
Thema „Demographie“ ganz deutlich im 
Auge behalten. Die Arbeitsbiographien 
werden länger. Das bedeutet auch einen 
anderen Umgang mit Qualifizierung. In 
diesem Zusammenhang ist es wichtig, 
nicht nur die Weiterbildung zu sehen, son-
dern auch die berufliche Ausbildung auf 
der einen Seite und die Hochschulausbil-
dung auf der anderen. Es wird heute gerade 
auf der Hochschulseite mit der Modulari-
sierung oder Einführung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen ganz deutlich 
darauf aufgebaut, dass auch eine akademi-
sche Weiterbildung lebensbegleitend und 
arbeitsbegleitend stattfinden muss. Das 
Gleiche gilt für mich auch für die berufli-
che Ausbildung als wichtiger und sehr gu-
ter Baustein des deutschen Bildungssys-
tems. Die duale Ausbildung ist sicher ein 
Pfund, mit dem wir wuchern müssen, aber 
auch hier müssen wir sehen, dass die be-
rufliche Ausbildung so aufgebaut wird, 
dass sie anschlussfähig an lebenslanges 
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Lernen ist. Wir müssen von der Mentalität 
weg kommen, dass es reicht, wenn wir 
einmal gelernt haben, ob in der Hochschule 
oder dual ausgebildet, und dann braucht 
nichts mehr zu passieren. Wir müssen die 
Eingangsqualifikationen der dualen Aus-
bildung und Hochschule so aufbauen, dass 
dort lebensbegleitend durch mittelbaren 
Aufbau angesetzt werden kann.  
 
Was wir aus Sicht der Wirtschaft ganz 
deutlich fordern, ist die Durchlässigkeit der 
Bildungssysteme und Durchlässigkeit der 
Ausbildung hin zur Hochschule. Auch das 
muss institutionalisiert in die Ausbildungs-
gänge aufgenommen werden. 
 
Der Handlungspunkt, und ich glaube auch 
das sollte man viel stärker in den Mittel-
punkt setzen, ist die Qualifizierung und 
Weiterbildung im Unternehmen. Das ist 
auch ein Thema für die Tarifparteien. Ich 
glaube, hier muss Phantasie an den Tisch. 
Hier muss man überlegen, wie das Thema 
„Weiterbildung und Qualifizierung“ Be-
standteil von individuellen aber branchen-
spezifischen Tarifverträgen wird. Hier 
kann man nicht jede Branche über einen 
Kamm scheren. Hier muss es differenzierte 
Angebote und Vorgehensweisen geben. Ich 
verweise nur auf den Dienstleistungsve r-
trag, der 1999 von Daimler Chrysler mit 
der IG-Metall abgeschlossen wurde. Dort 
wurde ein Weiterbildungsanspruch für 
Mitarbeiter im Tarifvertrag festgeschrie-
ben. Fünf Tage im Jahr wurden als An-
spruch des Mitarbeiters definiert, und auf 
der anderen Seite wurde auch festgeschrie-
ben, dass jedes Individuum eine Verant-
wortung für sich selbst hat und dafür Sorge 
tragen muss, dass es die Beschäftigungsfä-
higkeit mit verantwortet. Hier muss es 
Modelle geben, in denen auch Beiträge des 
Mitarbeiters für seine Beschäftigungsfä-
higkeit gefördert werden. Das ist der Weg, 
den wir gemeinsam gehen sollten.  
 
 
 

V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Herr Professor Esser 
bitte. 
 
 
Prof. Dr. Friedrich Hubert   E s s e r : 
 
Ich bekam eine Frage von Frau Hinz ge-
stellt, die ich gerne beantworten möchte. 
Es ging um die KMU-Beteiligung. Lassen 
Sie mich zunächst die dahinter stehende 
These, dass die Weiterbildungsbeteiligung 
in Deutschland sehr gering ist, zumindest 
für das Handwerk relativieren: Wenn wir 
von Handwerk sprechen, sprechen wir in 
der Regel von Betrieben, die durchschnitt-
lich acht Mitarbeiter in sich vereinigen. 
Die handwerkliche Produktion und das 
handwerkliche Produktionskonzept sind 
kundenorientiert.  Der Grad von standardi-
sierten Auftragsbearbeitungsquoten ist 
relativ gering. Das heißt auf der anderen 
Seite, dass sich die handwerklichen Pro-
duktionsteams immer auf veränderte Struk-
turen einstellen müssen. Wir haben das 
unter anderem in Untersuchungen zur 
Früherkennung der Qualifikationsentwick-
lung festgestellt und letztendlich daraus 
geschlussfolgert, dass in einer sehr stark 
kundenorientierten Auftrags- und Bearbei-
tungsstruktur eine immanente Weiterbil-
dung gegeben ist. Kundenaufträge sind die 
Seismographen des Strukturwandels, und 
um diese individuell bearbeiten zu können, 
ist eine immanente Weiterbildung erforder-
lich. Im Grunde genommen gehört das zum 
entsprechenden Qualifikationsapparat ei-
nes Gesellen und eines Meisters, sonst sind 
sie nicht mehr arbeitsfähig und die Betrie-
be nicht mehr marktfähig. 
 
Der These einer relativ geringen Weiter-
bildungsquote setzten wir damit die These 
einer fundierten Berufsausbildung, so wie 
sie für das Handwerk typisch ist, entgegen.  
Die Fähigkeit des Gesellen und des Meis-
ters, an unterschiedlichen Arbeitsplätzen in 
einem Betrieb einsetzbar zu sein, ist eben-
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falls eine Differenz zu typischen Qualifika-
tionsstrukturen eines Industriearbeiters. 
Das setzt voraus, dass eine implizite Wei-
terbildung stattfindet. Deshalb bezweifeln 
wir, dass die These, dass unsere Mitarbei-
ter nicht genügend weitergebildet sind, so 
stimmt. Das heißt nicht, dass es nicht im-
mer besser sein kann. Das ist keine Frage. 
Man muss immer Überlegungen anstellen, 
wie man das Kompetenzprofil der Mitar-
beiter erhöht, um hier eine entsprechende 
Erhöhung der Leistungssteigerung zu er-
reichen. Darauf reagieren wir mit zwei 
Ansätzen: Zum einem mit einem berufsbil-
dungspolitischen Strukturansatz, der die 
Trennung von Aus- und Weiterbildung 
aufbricht. Sowohl im ordnungspolitischen 
Zusammenhang der Erstellung von Aus-
bildungs- und Fortbildungsordnungen als 
auch von der Anlage der Bildungsangebote 
gerade für die handwerklichen Bildungs-
träger her, wird im Grunde genommen 
nicht nur der Eindruck vermittelt, sondern 
auch darauf hingearbeitet, dass die Bildung 
im Beruf ein Prozess ist, der biographiebe-
gleitet ist. Wir nennen das „Lebensbeglei-
tendes Lernen“. Wenn es biographiebegle i-
tet ist, muss man auch von der Struktur her 
entsprechende Bildungsangebote bereithal-
ten, die sich systematisch von der Ausbil-
dung in die Weiterbildung hinein entwi-
ckeln. Das sind bei uns Stufen, die reprä-
sentativ für jeden Beruf entwickelt werden. 
In einigen Berufen, Stichwort „Kfz-
Handwerk“, sind diese Stufen bereits ent-
wickelt. Es gibt ein zweistufiges Ausbil-
dungskonzept, und dann kommen die Stu-
fen Fachkaufmann, Servicetechniker re-
spektive Werkstattleiter und dann irgend-
wann der Meister. Dann haben wir einen 
großen Meilenstein der Weiterbildung er-
reicht, und darauf aufbauend, gibt es die 
Meister-Plus-Ebene, den Betriebswirt und 
Gestalter im Handwerk und in ge-
werksspezifischen Zusammenhängen, bei-
spielsweise im Elektro- und Installations-
handwerk, den Gebäude-Energie-Berater. 
Wir haben hier schon eine Struktur vorge-

zeichnet, die auch ordnungspolitisch in 
einem Zusammenhang entwickelt wird.  
 
Was das Ganze auch unter dem Gesicht s-
punkt der Qualität unterstreicht, ist, dass 
wir die Prüfungen in diesem Weiterbil-
dungsbereich in bundesweite entsprechen-
den Verordnungen grundlegend angleichen 
wollen. Damit ist die berufliche Bildung 
im Handwerk keine ausbildungsbeschrän-
kende Maßnahme, sondern entwickelt sich 
auch systematisch in Aus- und Fortbil-
dung. Die ganzen Angebote zur Anpas-
sungsqualifizierung, die ich jetzt hier nicht 
genannt habe, darf man auch nicht außer 
Acht lassen. Bei uns werden eine Vielzahl 
von Maßnahmen, Herstellerschulungen 
beispielsweise, besucht, wo Meister und 
Geselle schon aus der betrieblichen Not-
wendigkeit entsprechend gebildet werden.  
 
Was kann man noch tun, um die Weiter-
bildungsbeteiligung zu erhöhen? Nehmen 
Sie diesen strukturpolitischen Ansatz: Wir 
haben gute Erfahrungen mit der Begabten-
förderung gemacht. Das sind Maßnahmen, 
die die Auszubildenden belohnen, wenn sie  
gute Ausbildungsabschlüsse machen. Hier 
kann man entsprechende Förderleistungen 
abrufen, die ein Großteil der Weiterbil-
dungskosten und Aufstiegsfortbildung ab-
decken. Das Meister-BAföG beläuft sich 
auf circa 65-70 Prozent. Wir haben im ver-
gangenen Jahr insgesamt auch wieder über 
50.000 Absolventen von Fortbildungsmaß-
nahmen, inklusive der Meisterqualifizie-
rung. Das zeigt, dass wir an dieser Stelle 
nach wie vor gut aufgestellt sind.  
 
Man darf auch eines nicht vergessen: Un-
sere Mitarbeiter wollen arbeiten, Geld ve r-
dienen und auch noch ein bisschen Freizeit 
haben. Wenn wir über Weiterbildung re-
den, müssen wir auch darüber nachdenken, 
wo wir diese Weiterbildung platzieren. Wir 
müssen uns fragen, wie wir Weiterbildung 
flexibilisieren können. Wie können wir 
arbeitsplatznahe Angebote stärker in den 
Fokus unserer Mitarbeiter bringen? Wir 
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haben hier mittlerweile auch mit dem E-
Learning gute Erfahrungen gemacht. Das 
Handwerk hat mittlerweile eine hervorra-
gend ausgebaute Infrastruktur, wo man 
gerade in gewerks- und technikübergrei-
fenden Weiterbildungsbereichen beschulen 
kann. Auch hier wird deutlich, dass be-
stimmte Grundkompetenzen noch weiter 
auszubauen sind. Bei uns ist auch eine 
Korrelation deutlich zwischen dem Ein-
stiegsniveau unserer Gesellen, die gerade 
aus den Hauptschulen kommen und dem 
Fehlen von Schlüsselqualifikationen, ins-
besondere was auch den Umgang mit E-
Learning, Internet usw. angeht. Das be-
stärkt unsere These, dass die Grundlegung 
von Weiterbildungskompetenzen in den 
Schulen beginnen muss. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Moraal bitte. 
 
 
Dick   M o r a a l : 
 
Ich bin nach der internationalen Vergleich-
barkeit der KMUs gefragt worden. Im All-
gemeinen kann man sagen, dass die kle i-
nen und mittleren Unternehmen nach der 
internationalen Weiterbildungserhebung 
CVTS mit zehn und mehr Beschäftigten 
weniger ausbilden. Wenn kleinere Unter-
nehmen ausbilden, bilden sie jedoch sehr 
intensiv aus. Das belegen auch die Zahlen. 
Ich denke ein Problem für Deutschland ist 
die Segmentierung der beruflichen Weiter-
bildung vor allem in den Bereichen beruf-
liche und betriebliche Weiterbildung sowie 
Weiterbildung für Arbeitslose. Die europä-
ischen Länder lassen sich danach einteilen, 
ob das System der beruflichen Weiterbil-
dung eher kooperativ ausgerichtet ist oder 
nicht. In den kooperativ ausgerichteten 
Ländern sind die einzelnen Bereiche der 
beruflichen Weiterbildung sehr miteinan-
der verzahnt. In den segmentierten Syste-
men der Weiterbildung existiert eine deut-

liche Trennung zwischen den einzelnen 
Bereichen.  
 
Deutschland ist ein Beispiel für die seg-
mentierte Struktur der beruflichen Weiter-
bildung. Das wirkt sich natürlich auf die 
strukturellen Rahmenbedingungen der 
Durchführung von Weiterbildung aus. Für 
Deutschland ist es wichtig,  eine Implemen-
tierung und Koordinierung der Verantwort-
lichkeit in die berufliche Weiterbildung zu 
bringen, die den Anforderungen eines 
Konzepts des lebensbegleitenden Lernens 
gerecht wird. Die Segmentierung der Ver-
antwortlichkeiten muss überwunden wer-
den.  
 
Wie bindet man die KMUs besser ein? Wie 
fördert man dadurch die Weiterbildung? 
Ich denke, dass dafür die Branchen-
Tarifverträge wichtig sind. Ein weiterer 
Punkt sind die regionalen Netzwerke. Das 
sind beides Ansatzpunkte, die KMUs deut-
lich unterstützen können. Wichtig in dem 
Bereich ist natürlich auch die Beratung der 
KMU. Das zeigt zum Beispiel das Pro-
gramm „Bildungsscheck“, das jetzt in 
NRW aufgelegt wurde. Dieses Programm 
wurde vom dortigen Ministerium sehr gut 
vorbereitet und zeigt schon jetzt sehr gute 
Erfolge. Der Vorteil dieses Bildungs-
scheck-Programms ist zum Beispiel, dass 
die kleinen Unternehmen verstärkt die 
Fort- und Weiterbildung durchführen und 
Beschäftigte von kleinen Unternehmen, die 
sich weiterbilden wollen, beraten werden.  
Ich denke, die Segmentierung der deut-
schen Weiterbildungslandschaft ist ein 
großes Problem. Um es zu lösen, gibt es 
zwei Strategien: die Branchen-
Tarifverträge, die die Sozialpartner aus-
handeln müssen und die stärkere Berück-
sichtigung der regionalen Netzwerke in 
den einzelnen Ländern. Danke. 
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V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Nun Frau Dr. Odenwald 
bitte. 
 
 
Dr. Stephanie   O d e n w a l d : 
 
Ich beantworte die Frage von Herrn 
Schneider zum ökonomischen Erfolg als 
Zielgröße bei Weiterbildungsmaßnahmen.  
Daran anschließend komme ich zur Wei-
terbildung als vierte Säule des Bildungs-
systems. Welche Rolle kann das für die 
Benachteiligten spielen?  
 
Thema „ökonomischer Erfolg“: Meiner 
Auffassung nach verlangt der ökonomische 
Erfolg eine umfassende Sichtweise und 
darf nicht verengt betriebswirtschaftlich 
gesehen werden. Insofern haben wir als 
Gewerkschaft GEW überhaupt nichts ge-
gen ökonomischen Erfolg. Ökonomischer 
Erfolg ist notwendig. Aber man darf ihn 
eben nicht in einer betriebswirtschaftlich 
verengten Sichtweise sehen. Ich möchte 
das am Beispiel der von der BA geförder-
ten beruflichen Weiterbildung deutlich 
machen. Das hat den Hintergrund, dass ich 
selbst dem Verwaltungsrat der BA als 
stellvertretendes Mitglied zugehörig bin. 
Wir wissen, dass bei der BA ein dramati-
scher Rückgang an beruflicher Weiterbil-
dung stattgefunden hat. Im Dezember wur-
de der Evaluierungsbericht vorgestellt. 
Folgende Zahlen sind enthalten: Die Zahl 
der jährlich begonnenen Weiterbildungs-
maßnahmen ist von 523.000 im Jahr 2000 
um sage und schreibe 45 Prozent zurück 
gegangen auf nur noch 132.000 im Jahr 
2005. Besonders zurückgegangen ist die 
Zahl der weiblichen Teilnehmer und den 
Personen mit Migrationshintergrund. Die-
ser dramatische Rückgang hat seinen 
Grund in der neuen Steuerungslogik der 
BA. Diesbezüglich möchte ich hier ein 
paar Punkte nennen: Einmal die Einfüh-
rung von Bildungsgutscheinen, die auch in 
diesem Evaluierungsbericht sehr kritisch 

bewertet wurde. Gerade der Personenkreis 
der Geringqualifizierten hat große Orien-
tierungsschwierigkeiten auf dem Weiter-
bildungsmarkt. Das hängt auch damit zu-
sammen, dass in der BA nicht mehr gezielt 
zur Weiterbildung beraten werden darf.  
 
Ich komme nun speziell zum Komplex der 
Beratung. Der faktische Ausstieg der BA 
aus der Beratung wirkt sich sehr negativ 
für die berufliche Weiterbildung aus. Bera-
tung ist gerade bei Geringqualifizierten 
eine grundlegende Anforderung, wenn 
Weiterbildung auch für diesen Personen-
kreis ausgebaut werden soll. Diesem An-
spruch muss die BA meines Erachtens 
nachkommen. Auch die Regelungen zu 
den Bildungsgutscheinen müssen wieder 
verändert werden. Die GEW rät bei dem 
Punkt Beratung dringend, den Ausbau des 
Beratungssystems in Angriff zu nehmen. 
Im Februar wird eine neue Studie ersche i-
nen, die vom Ministerium für Bildung und 
Forschung in Auftrag gegeben wurde. Die-
se wird Hinweise geben, wie wichtig der 
Ausbau der Beratung ist.  
 
Ein anderes Thema ist das Vergabeverfah-
ren bei der BA, das dazu führt, dass ein 
großes Preisdumping stattfindet. Sehr viele 
Träger mussten aufgeben. In den letzten 
Jahren sind 40.000 Arbeitsplätze in der 
Weiterbildung verloren gegangen.  
 
Zusammenfassend möchte ich Folgendes 
sagen: Die BA muss wieder ihren sozialpo-
litischen Auftrag betonen. Dieser ist auch 
im SGB III formuliert. Das widerspricht 
auch keineswegs dem Ziel der Effektivität 
der eingesetzten Mittel, sofern nicht nur 
kurzfristiges betriebswirtschaftliches Kal-
kül ins Auge gefasst wird. Ich möchte noch 
zwei Punkte nennen, die für diese neue 
Steuerungslogik sehr wichtig sind: Zum 
einen wäre da die Einteilung der Hilfesu-
chenden in vier Kundenkategorien. Je zu 
welcher Kundenkategorie man gehört, be-
kommt man dann auch eine berufliche 
Weiterbildung oder nicht. Das erachten wir 
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für die Einbeziehung von Benachteiligten 
in die Weiterbildung als sehr negativ. Das 
andere ist eine starke siebzigprozent ige 
Verbleibsquote als Ausweichkriterium für 
berufliche Weiterbildung. Meines Erach-
tens ist auch diese siebzigprozentige 
Verbleibsklausel eine Sache, die ganz 
dringend geändert werden muss. 
 
Ich komme zum zweiten Teil der Frage, ob 
Weiterbildung als vierte Säule ausgebaut 
werden soll und was das bedeutet. Was 
heißt das für die Einbeziehung der Benach-
teiligten? Wir meinen, lebenslanges Lernen 
muss genauso im öffentlichen Bildungs-
system eingebaut sein wie die anderen Te i-
le der Bildung. Die Grundbildung, also von 
der Kita über die allgemeinbildende Schule 
und die Berufsbildung, legt die Grundlage 
für lebenslanges Lernen. Das wurde auch 
in der Stellungnahme des ZDH betont. Das 
heißt, wir brauchen dringend verlässliche 
gesetzliche Regelungen zur Weiterbildung, 
wie das von der Timmermann-
Kommission vorgeschlagen wurde. Im 
ersten Schritt ist das ein Erwachsenenbil-
dungsförderungsgesetz, und eigentlich 
brauchen wir auch ein umfassendes Bil-
dungsförderungsgesetz. Das wurde durch 
die Föderalismusreform aber eindeutig 
erschwert.  
 
Nicht zuletzt brauchen wir eine solide Fi-
nanzierung des Ganzen, so wie das von der 
Kommission vorgeschlagen wurde. Wir 
brauchen ein Gesamtpaket, wo staatliche 
und individuelle Finanzierung durch Ar-
beitgeber ein Paket bilden und nicht ein-
zelne Maßnahmen herausgenommen wer-
den. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Frau Sehrbrock bitte. 
 
 
 
 

Ingrid   S e h r b r o c k : 
 
Vielen Dank. Herr Schummer stellte die 
Frage, wer in Zukunft die Verantwortung 
für Weiterbildung tragen muss. Er hat dar-
auf hingewiesen, dass die BA derzeit einen 
hohen Anteil übernimmt. Das wurde gera-
de relativiert. Durch die strukturellen Än-
derungen bei der BA hat es natürliche auch 
ganz wesentliche Änderungen bei den An-
geboten zur Weiterbildung gegeben. Das 
wurde gerade von meiner Vorrednerin vor-
getragen. Wir haben insgesamt in der Bun-
desrepublik aber festzustellen, dass die 
Teilnehmerquoten von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern extrem niedrig sind. 
Wir haben in skandinavischen Ländern 
Teilnahmequoten von 70-90 Prozent. In 
Deutschland liegen die Teilnahmequoten 
bei den jüngeren Menschen zwischen 31 
und 46 Prozent. Das ist seit dem Jahr 2000 
noch zurückgegangen Bei den Älteren ha-
ben wir Teilnahmequoten von 17  Prozent 
im Jahr 2003. Ich denke, dass sind ganz 
dramatische Zahlen, die deutlich machen, 
dass in der Weiterbildung in Deutschland 
Einiges geschehen muss.  
 
Einerseits ist in der Tat die Bundesagentur 
verantwortlich. Diesbezüglich sind, das 
wurde schon angesprochen, die Ausschrei-
bungsverfahren zu überprüfen. Es ist zu 
hinterfragen, nach welchen Kriterien die 
Zuteilungen für die Träger vorgenommen 
werden und ob die Kostenfrage oder die 
Qualität im Vordergrund steht. Auch an 
dieser Stelle muss das neue Verfahren 
dringend noch einmal überprüft werden. 
Dieses System brachte Konsequenzen mit 
sich, die wir alle so nicht wollen können. 
Das betrifft insbesondere die Qualität der 
Maßnahmen. Dennoch wird die BA mit 
Sicherheit auch in Zukunft ein Partner sein, 
der in der Weiterbildung wichtig ist. 
 
Zum Zweiten möchte ich doch einmal dar-
auf hinweisen, dass die Betriebe natürlich 
besonders gefordert sind. Es wurde schon 
gesagt, dass es in der Bundesrepublik ein 
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Defizit bei den kleinen und mittleren Be-
trieben gibt. So pauschal kann man es vie l-
leicht nicht sagen. Es gibt Betriebe, die 
überhaupt nicht ausbilden und es gibt Be-
triebe, die eine qualitativ sehr hochwertige 
Ausbildung machen. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang noch eine Zahl nennen: 
Das IAB-Betriebspanel von 2005 hat ge-
zeigt, dass nur 42 Prozent der westdeut-
schen und 45 Prozent der ostdeutschen 
Unternehmen Weiterbildung anbieten. Das 
ist mit Sicherheit zu wenig. In der Tat gibt 
es ein besonderes Defizit bei den kleinen 
und mittleren Betrieben. Die großen Be-
triebe haben es leichter. Die kleinen Be-
triebe haben in aller Regel keine Persona l-
abteilung. Sie haben häufig nicht die Zeit 
und die Kompetenz, um auf ihre Bedür f-
nisse zugeschnittene Weiterbildungsange-
bote zu entwickeln oder das Profiling ihrer 
Beschäftigten vorzunehmen. Deshalb muss 
hier unbedingt in nächster Ze it ein Akzent 
gesetzt werden. Dazu gibt es gute Beispiele 
aus Großbritannien, wo man sich schwer-
punktmäßig um die kleinen und mittle ren 
Betriebe gekümmert hat. Das ist ein ganz 
wichtiger Ansatz. Es wurde auch schon 
gesagt, dass dazu auf jeden Fall die Bera-
tung gehört. Es ist für die kleinen und mitt-
leren Betriebe häufig auch schwierig fest-
zustellen, wo der Qualifikationsbedarf für 
die nächsten Jahre liegt. Dazu brauchen sie 
Unterstützung.  
 
Auch die Beschäftigten brauchen sehr viel 
mehr Beratung als das in der Vergangen-
heit der Fall war. Das gilt nicht nur für die 
kleinen und mittleren Betriebe. Das gilt 
insgesamt. Wir brauchen individuelle Be-
ratung für die Einzelnen, wenn sie sich neu 
orientieren wollen, nicht nur wenn sie ar-
beitslos werden, sondern auch wenn sie 
nach einiger Zeit eine neue Beschäftigung 
anpeilen. Dazu ist dringend mehr qualifi-
zierte Beratung erforderlich. 
 
Neben den geforderten Betrieben ist natür-
lich auch die öffentliche Hand gefordert. 
Das möchte ich an dieser Stelle auch noch 

einmal betonen. Hier wurde schon ein 
Weiterbildungsrahmengesetz angespro-
chen, das den Zugang erleichtert, die 
Transparenz der Angebote und die Qualität 
von Weiterbildungsangeboten erhöht. Das 
sind die wichtigsten Ansätze, bei denen die 
Politik in nächster Zeit gefordert ist. Dan-
ke. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. In dieser Runde als letz-
ter, Professor Timmermann bitte. 
 
 
Prof. Dr. Dieter   T i m m e r m a n n : 
 
Meine Damen und Herren, vielen Dank für 
die Einladung. Ich möchte mich als erstes 
für einige Tippfehler in meiner Stellung-
nahme entschuldigen. Ich habe das am 
Wochenende selbst geschrieben und dann 
doch einiges übersehen. 
 
Ich freue mich, und ich vermute mein Kol-
lege und Freund Professor Bosch auch, 
dass nach zwei einhalb Jahren der Überga-
be des Schlussberichts nun über lebenslan-
ges Lernen in Deutschland diskutiert wird. 
Das heißt nicht unbedingt, dass nur über 
unseren Bericht diskutiert werden muss. 
Das Thema als solches ist wichtig. Wir 
haben zwei wichtige Beobachtungen zur 
Kenntnis zu nehmen. Erstens, wenn die 
Daten aus dem Berichtsystem Weiterbil-
dung richtig sind, gibt es seit 1997 einen 
Rückgang in der Teilnahme sowohl in der 
allgemeinen politisch und kulturellen, wie 
auch in der beruflichen Weiterbildung. 
Darüber hinaus haben wir im internationa-
len Bereich schon immer deutlich unter-
durchschnittliche Teilnahmequoten. Öko-
nomisch ausgedrückt heißt das, dass 
Deutschland schon sehr lange zu wenig in 
das lebenslange Lernen investiert. Die 
Schlussfolgerung ist, dass wir in unserem 
Land mehr tun müssen.  
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Es stellt sich die Frage, wie es diejenigen 
machen, die in Europa deutlich höhere 
Teilnahmequoten haben und somit interna-
tionale Vorbilder darstellen. Wir haben 
fünf Länder bereist und Experten angehört. 
Am meisten beeindruckt hat uns Schwe-
den. Daraus haben wir auch kein Geheim-
nis gemacht und es in den Länderberichten 
im vierten Kapitel auch zu Papier gebracht. 
Schweden ist nach unserer, und auch nach 
meiner persönlichen Auffassung das Land, 
das wirklich ein System des lebenslangen 
Lernens entwickelt hat. Es handelt sich 
dabei nicht um ein System von Säulen. Ich 
glaube, dass der politische Weg die Wei-
terbildung als vierte Säule im System zu 
etablieren, so wie es auch 1970 die Vor-
stellung des deutschen Bildungsrates war, 
nicht ganz angemessen ist. Ich habe das 
auch in  meiner Stellungnahme kritisch 
kommentiert. Wir brauchen ein System des 
Lernens, in dem sich die Menschen in ihrer 
Biographie von einer Lernphase in die 
nächste fortbewegen können und das auch 
in Abwechslung mit Arbeitsphasen. Ver-
säulung könnte hier eher hemmend sein. 
Schweden ist ein Land, wo es diese Säulen 
nicht gibt. Die Menschen dort können von 
der Schule bis hin zur Hochschule ständig 
lernen, wenn sie wollen. Das Land stellt 
jedem Beschäftigten 180 Wochen lebens-
langes Lernen zur Verfügung. Das wird 
staatlich bis zu einer bestimmten Grenze  
finanziert und es gibt es ein Freistellungs-  
und Rückkehrrecht der Beschäftigten. Das 
heißt aus dem Steuersystem. Man muss 
wissen, dass ein anders Finanzierungssys-
tem dahinter steht.  
 
Es wird aber auch darüber nachgedacht, 
die Individuen stärker anzureizen. Das 
Bildungsspargesetzgebungsverfahren ist 
gestoppt oder geblockt. Ich weiß nicht, wie 
der heutige Stand ist. Es gibt aber einzelne 
Unternehmen, die ein unternehmensinter-
nes Bildungssparen entwickelt haben. 
Skandia, die große Versicherungsgesell-
schaft, war an dieser Stelle der Vorreiter 
und hat das zum Teil an andere Unterneh-

men verkauft. Hinzu kommt, dass es in 
Schweden auch die regionalen Netzwerke 
gibt, in denen Unternehmen eingebunden 
sind. Das sind die Arbeitsverwaltung und 
Bildungsträger.  
 
In England haben wir uns für das Gut-
scheinmodell für KMUs anregen lassen. 
Das haben wir ja auch in unsere Vorschlä-
ge aufgenommen. England war aber nur an 
dieser Stelle Vorreiter. Ansonsten waren 
wir von dem, was wir in England beobach-
ten konnten, nicht ganz so angetan.  
 
Was in Dänemark vielleicht noch ganz 
interessant ist, ist das so genannte Taxime-
tersystem. Das ist eine  spezifische Weise 
der Finanzierung der Einrichtungen, die 
Weiterbildungsangebote machen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Wir kommen nun in die 
zweite Fragerunde. Es beginnt die 
CDU/CSU-Fraktion. Das Wort hat die 
Kollegin Aigner. 
 
 
Abg. Ilse   A i g n e r   (CDU/CSU): 
 
Ich habe eine Frage an Herrn Aengenvoort 
vom Volkshochschulverband. Es gibt ver-
schiedene Zielgruppen, die Sie betreuen. 
Es gibt die in der Alphabetisierungskam-
pagne, aber auch diejenigen, die auch wie-
der in den Arbeitsprozess eingegliedert 
werden sollen. Mir geht es um die Zie l-
gruppe, die im Arbeitsprozess steht und gar 
kein Problem in ihren Qualifikationen er-
kennt oder erkennen kann. Wie geht denn 
diese Zielgruppe auf  den Volkshochschul-
verband oder überhaupt die Weiterbildung 
zu? Liegen diesbezüglich Erkenntnisse 
vor? Wie versuchen Sie, das gegebenen-
falls zu stärken?  
 
Die zweite Frage geht an Herrn Dr. Treier 
vom DIHK. Sie haben beim DIHK das 
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Satellitenmodell und andere Modelle ent-
wickelt. Wir haben auch von Professor 
Esser etwas über derartige  Stufenmodelle 
gehört. Wie läuft das bei Ihnen im Haus? 
Wie sind überbetriebliche Ausbildungsstät-
ten integriert?  
 
Zuletzt möchte ich ganz kurz noch ein wei-
teres Thema anreißen: Wir haben vor kur-
zem die Frage des Europäischen und Nati-
onalen Qualifikationsrahmens in einer An-
hörung besprochen. Wie berücksicht igen 
Sie das? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Brase bitte. 
 
 
Abg. Willi   B r a s e   (SPD): 
 
Ich habe eine Frage an Herrn Professor 
Bosch und Herrn Dr. Heimann. Weiterbil-
dungsbeteiligung ist ja nicht nur eine Frage 
der Spitzenklasse oder der Exzellenz. Das 
würde es uns wahrscheinlich sehr einfach 
machen. Uns und mich interessiert, wie wir 
mit den so genannten Benachteiligten und 
Beeinträchtigten umgehen. Was muss ge-
leistet werden, um deren Beteiligung we-
sentlich zu erhöhen? Was können die Ta-
rifpartner machen? Welches sind die Er-
fahrungen und die Erwartungen, was die 
Beteiligung von denjenigen betrifft, die 
grundsätzlich die schlechteren Chancen 
haben? Wie können wir das nach vorn 
bringen? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Ich begrüße für die FDP-Fraktion den Kol-
legen Meinhardt, der Probleme mit dem 
Flieger hatte. Ich glaube, Sie haben jetzt 
noch eine Frage mehr gut. 
 
 
 

Abg. Patrick   M e i n h a r d t   (FDP): 
 
Vielen herzlichen Dank. Frage Nummer 
eins geht an Herrn Dr. Littig von der 
DEKRA. Ich möchte an einem Themen-
punkt ansetzen, der auch in der Runde 
schon angesprochen wurde. Wir haben ja 
eine Einrichtung, bei der Weiterbildung 
eigentlich funktionieren sollte, nämlich die 
Bundesagentur für Arbeit. Jetzt würde es 
aus unserer Sicht interessieren, welche 
Erfahrungen Sie in diesem Umfeld ge-
macht haben. Der Rechnungsprüfungsbe-
richt zeigte, dass konkrete Zuständigkeiten, 
verbindliche Qualitätskriterien, Bewer-
tungsschemata und Verfahrensregeln für 
die Durchführung der Qualitätskontrolle 
nicht in dem notwendigen Umfang vor-
handen sind. Wir hören ja auch immer von 
vielen Ebenen, dass es ein erhebliches 
Problem mit der Treffsicherheit der Wei-
terbildungsangebote gibt. Wie stehen Sie 
dazu? 
 
Die zweite Frage geht an Herrn Dr. Treier. 
Nachdem Professor Esser vom ZDH ein-
drücklich dargestellt hat, welche Weiter-
bildungsangebote im Bereich des Hand-
werks vorhanden sind, wie ist Ihr Erfah-
rungswert mit der Weiterbildung im 
DIHK? Was sind Ihre Erkenntnisse? Was 
gibt es an internen Angeboten? Sie haben 
sich in Ihrer Stellungnahme sehr deutlich 
gegen ein Erwachsenenbildungsförde-
rungsgesetz für die gesamte Bundesrepu-
blik Deutschland ausgesprochen, weil Sie 
meinen, das wäre ein zu hoher Verwal-
tungsaufwand, und die Treffsicherheit wä-
re nicht gegeben. Die diesbezüglichen Ar-
gumente würde ich gern von Ihnen noch 
einmal hören wollen. 
Eine dritte Frage geht an Herrn Professor 
Esser. Sie haben bei Ihrer internen Analyse 
sehr darauf abgestellt, wie wichtig es Ihnen 
ist, auch jeden mitnehmen zu können. Es 
würde mich deshalb noch einmal detailliert 
interessieren, wie Ihre Erfahrungen gerade 
mit jungen Menschen aus dem Bereich des 
ehemaligen Bildungsabbruchs sind. Wie 
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fangen Sie die auf? Wie arbeiten Sie mit 
ihnen? Wie begleiten Sie die innerhalb 
Ihres erfolgsorientierten Systems, und was 
können wir daraus an Schlussfolgerungen 
für die gesamte Weiterbildung der Bundes-
republik Deutschland ziehen?  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Schneider bitte. 
 
 
Abg. Volker   S c h n e i d e r   (DIE 
LINKE.): 
 
Ich möchte noch einmal vertiefend auf die 
Frage eingehen, inwieweit man Weiterbil-
dungsangebote nur unter marktförmigen 
Gesichtspunkten betrachten kann. Meine 
Frage richtet sich an Professor Dr. Bosch, 
weil er ja sehr ausführlich in seiner Stel-
lungnahme darauf eingegangen ist, wie es 
denn mit dem Personenkreis aussieht, der 
besonders dringend auf Weiterbildungs-
maßnahmen angewiesen ist oder einbezo-
gen werden soll. Ich möchte nur ganz kurz 
erwähnen, dass ich es bemerkenswert fand, 
wenn er darauf hinweist, dass von diesem 
Personenkreis 20 Prozent mit Schulden 
leben und dass es dann problematisch ist, 
dass von denen erwartet wird, dass sie 
auch Bildungsinvestitionen tätigen. Mir 
geht es insgesamt darum, dass Sie, Herr 
Professor Bosch, sagten, dass die Gefahr 
von Unterinvestition zunimmt, wenn nur 
dort investiert wird, wo es sich auch direkt 
monitär auszahlt. Dabei würden die lang-
fristigen positiven Effekte und auch die 
Erträge aus den Augen verloren werden. 
Sie warnen weiter vor einer betriebswirt-
schaftlich ausgerichteten Steuerungslogik 
von Weiterbildungsmaßnahmen, kritisieren 
die starke Kundenselektion auf dem Wei-
terbildungsmarkt und fordern langfristige 
Konzepte. Jetzt meine Frage: Worin liegen 
Ihrer Meinung nach die Hauptgefahren für 
die politischen Entscheidungsträger? 
 

Meine zweite Frage, die an Herrn Dr. Hei-
mann geht, berührt etwas, was Herr Aen-
genvoort zum Teil schon angerissen hat. 
Wenn von Weiterbildung die Rede ist, ist 
immer sehr schnell von der allgemeinen, 
der kulturellen, der politischen und berufli-
chen Weiterbildung die Rede. Wenn es 
dann tatsächlich ins Detail geht, stammen 
die tatsächlichen Beispiele meistens aus 
dem Bereich der betrieblichen und berufli-
chen Weiterbildung. Aus einigen Stellung-
nahmen habe ich durchaus auch herausge-
lesen, dass man der allgemeinen Weiter-
bildung eher kritisch gegenüber steht. Da-
bei hat man sehr stark im Auge, wie weit 
Bildung verwertbar ist und landet dann 
eben bei der betrieblichen Weiterbildung. 
In diesem Zusammenhang bezieht sich 
meine Frage auf die Bedeutung der ve r-
schiedenen Weiterbildungsangebote. Ins-
besondere interessiert mich, worin Sie 
ganz allgemein den Sinn und Zweck von 
Weiterbildungsmaßnahmen sehen, gerade 
auch aus überbetrieblicher Sicht. Wie ist 
der allgemeine Stellenwert von Weiterbil-
dung? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN hat Frau Hinz das Wort. 
 
 
Abg. Priska   H i n z   (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 
 
Ich habe eine Frage an Herrn Helfrich: Wie 
müssen aus Ihrer Sicht die Strukturen der 
Weiterbildungseinrichtungen und der An-
gebote im Hinblick auf die Zielgruppen 
verändert werden, die in der Weiterbildung 
unterrepräsentiert sind. Das sind insbeson-
dere die Geringqualifizierten, Frauen mit 
Kindern und Ältere. Wie sehen Sie die 
Notwendigkeit der Kooperation mit den so 
genannten Bedarfsträgern, sowohl mit Un-
ternehmen als auch mit Individuen. Kann 
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da Bildungsberatung zum Beispiel helfen? 
Wie könnte das aussehen?  
 
Ich habe eine weitere Frage an Herrn Dr. 
Bellmann. Sie haben in Ihrer Stellungnah-
me geschrieben, dass es schwierig ist, ge-
rade bildungsferne Schichten und einige 
der KMUs zu erreichen. Sie meinen, dass 
Finanzierung allein nicht aus reicht, son-
dern zielgruppenspezifische Maßnahmen 
notwendig sind. Können Sie bitte konkreti-
sieren, was aus Ihrer Sicht an dieser Stelle 
unterstützend geleistet werden müsste und 
wie die Aufgabe der staatlichen Unterstüt-
zung dabei aussieht.  
 
 
V o r s i t z e n d e :  
 
Wir kommen zur Antwortrunde und begin-
nen wiederum mit Herrn Aengenvoort. 
 
 
Ulrich   A e n g e n v o o r t   : 
 
Vielen Dank. Frau Aigner fragte mich nach 
der praktischen Ausformung der Zusam-
menarbeit zwischen Weiterbildungsein-
richtungen und der Wirtschaft. Ich möchte 
dazu zwei ganz kurze Vorbemerkungen 
machen, die mir wichtig erscheinen: Bitte 
gehen Sie nicht davon aus, dass wir aus-
schließlich ein Nachfrageproblem haben. 
Ich kenne eine ganze Reihe von Beispie-
len, wo eine konkrete, tatsächliche Nach-
frage an Weiterbildung vorhanden ist, die 
aber nicht befriedigt werden kann, weil die 
staatlichen Mittel fehlen. Ich glaube, dass 
sollten wir voraussetzen. Das heißt, wir 
sollten nicht zwangsläufig unterstellen, 
dass wir nur Nachfrage wecken müssen. 
Wir müssen uns auch darum kümmern, wie 
die vorhandene Nachfrage tatsächlich auch 
gedeckt werden kann. Das Zweite ist: Die 
Nachfrage, die wir verzeichnen, betrifft ja 
nicht nur die berufliche Weiterbildung. Sie 
betrifft genauso die allgemeine, die politi-
sche und die kulturelle Weiterbildung. 
Diese Bereiche ersche inen mir ohnehin 

untrennbar miteinander verwoben, so dass 
man in der Praxis kaum einen Unterschied 
machen kann. Wenn Sie beispielsweise 
einen Sprachkurs belegen und nach den 
Motiven der Leute fragen, sind sie in erster 
Linie beruflich motiviert. Sie sind aber 
auch durch ihre eigenen Interessen in der 
Freizeit motiviert. Man kann das nicht 
voneinander trennen. Wichtig ist natürlich, 
dass diejenigen, die Weiterbildung in An-
spruch genommen haben, im Zweifelsfalle 
an diesem Punkt auch weitermachen und 
vielleicht auch auf anderen Feldern an-
knüpfen.  
 
Jetzt zur konkreten Frage, wie das in der 
Praxis aussieht. Viele Weiterbildungsein-
richtungen, auch die Volkshochschulen, 
sind in den letzten Jahren davon abge-
kommen, nur Angebote von der Stange, 
und damit begrenzte Kursangebote, bereit-
zuhalten. Es gibt im gesamten Weiterbil-
dungsbereich zunehmend maßgeschneider-
te Angebote. Die maßgeschneiderten An-
gebote formen sich in der Praxis durch 
direkte Gespräche zwischen den Leistungs-
trägern der Einrichtungen und den Wirt-
schaftsunternehmen aus. Häufig sind das 
mittelständische Unternehmen. Es sind 
aber auch Großbetriebe, die bestimmte 
Felder ihrer Weiterbildung an Weiterbil-
dungsprofis delegieren wollen. Es gibt zum 
Beispiel Weltkonzerne, die die Sprachen-
ausbildung ihrer Mitarbeiter an Weiterbil-
dungseinrichtungen delegiert haben. Der 
anwesende Kollege von der Bahn-AG kann 
das auch bestätigen. Auch zwischen der 
Bahn-AG und den Volkshochschulen gab 
es phantasievolle Kooperationen. Dort kam 
man auf die Idee, den Weg zur Arbeit mit 
der Bahn zum Französisch lernen zu nut-
zen.  
 
In den letzten Jahren formt sich vieles neu 
aus. An dieser Schnittstelle muss man kon-
kret überlegen, was die Unternehmen 
brauchen. Was können die Weiterbil-
dungseinrichtungen leisten? Hier müssen 
wir noch weiterkommen. Ich glaube aber 
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auch, dass hier in letzten Jahren sehr viel 
aufgebrochen wurde. Ganz aktuell, ich 
kann den Namen noch nicht nennen, gibt 
es zum Beispiel Kooperationsgespräche 
zwischen uns und einem großen internatio-
nal tätigen Unternehmen. Es gibt in der 
Mitarbeiterschaft viele mit zu wenigen 
Qualifikationen und mangelnder Allge-
meinbildung. Diese Mitarbeiter bekommen 
Gutscheine von ihrem Unternehmen, die 
dann bei den Weiterbildungsträgern einge-
löst werden können. Dann verständigt man 
sich darauf, für welche Themengebiete die 
Gutscheine eingelöst werden. Das sind 
dann Themengebiete, die im Interesse des 
Unternehmens aber auch des Einzelnen 
liegen. In dieser Hinsicht tut sich eine gan-
ze Menge. Auch in NRW gibt es bekann-
termaßen Initiativen, wo Unternehmen 
diese Gutscheine ausgeben. Das ist ein 
großer Erfolg.  
 
Kurzum: Ein ganz wichtiger Aspekt ist die 
maßgeschneiderte Zuspitzung der Angebo-
te auf die Bedürfnisse des Partners. Hier 
hat sich in den letzten Jahren viel Positives 
entwickelt. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Bellmann bitte. 
 
 
Dr. Lutz   B e l l m a n n: 
 
Meine Damen und Herren, Frau Hinz frag-
te mich, wie bildungsferne Schichten zu 
erreichen sind. Aus meinen Ausführungen 
ist ersichtlich, dass es insbesondere um das 
Thema der Älteren und oftmals auch der 
Un- und Angelernten geht. Hierbei sind 
vor allen Dingen die Betriebe besonders 
gefragt, aber auch die Bundesagentur für 
Arbeit, zu der auch das IAB gehört. Die 
BA hat sich gegen den Rat vieler Wissen-
schaftler aus der Förderung von Beschäf-
tigten im Weiterbildungsbereich zurückge-
zogen. Das ist natürlich keine Entsche i-

dung der Bundesagentur für Arbeit, vie l-
mehr waren hier gesetzliche Vorgaben zu 
beachten. In diesem Rahmen müsste man 
das auch diskutieren. Insofern ist auch die 
Rolle des Staates zu beachten.  
 
Ich möchte noch etwas zu den weiterbil-
dungsspezifischen besonderen Gruppen 
sagen. Es ist nicht so, dass ein wissen-
schaftlicher Standard erreicht ist, der ge-
zielt vorschreiben kann, was für die unter-
schiedlichen Gruppen zu tun ist. Es ist 
vielmehr angebracht, weitere Erfahrungen 
zu sammeln. Das geht insbesondere mit 
entsprechenden Modellprojekten, die auch 
von den zuständigen Ministerien gefördert 
werden müssen. Es gibt auf diesem Feld 
bereits sehr interessante Sachen und eine 
gute Zusammenarbeit mit einer Vielzahl 
von Betrieben und Unternehmen. Es ist 
aber nicht so, dass jeder weiß, was an den 
mangelnden Ecken zu tun ist, sondern man 
muss hier durchaus noch dazu lernen.  
 
Eine andere Gruppe, die auch heute schon 
angesprochen wurde, ist die Gruppe der 
Frauen mit Kindern. Von ihrer Qualifikati-
on her sind sie oftmals nicht zu den bil-
dungsfernen Schichten zu rechnen. In der 
Praxis haben sie jedoch größere Schwie-
rigkeiten als andere Gruppen, Weiterbil-
dungsangebote in Anspruch zu nehmen. 
Wir haben eine Studie durchgeführt, wo 
wir feststellten, dass dies besonders auf 
Frauen in ländlichen Regionen zutrifft. 
Eine weitere Feststellung hat das unter-
mauert: Dadurch dass die Bundesagentur 
für Arbeit die Zahl der Teilnehmer an Wei-
terbildungsmaßnahmen sehr stark reduziert 
hat, rechnet es sich für Weiterbildungsträ-
ger oftmals überhaupt nicht mehr, dezen-
trale Angebote zu machen. Davon sind 
wiederum besonders diejenigen betroffen, 
die auf Grund ihrer zeitlichen Restriktion 
nicht einfach Fahrzeiten beispielsweise in 
Kauf nehmen können. Insofern ergeben 
sich hier Nebeneffekte, die so vielleicht gar 
nicht erwartet waren.  
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Die Problematik der Erreichbarkeit spielt 
gerade auch in Ostdeutschland eine größe-
re Rolle als in Westdeutschland. Wenn Sie 
sich zum Beispiel Frauen in Mecklenburg 
Vorpommern vorstellen, die nicht gerade 
in Rostock oder Schwerin leben, ist es für 
diese doch sehr schwierig, wenn sie auf 
öffentliche Verkehrsmittel angewiesen 
sind. Dieses Problem resultiert nicht zu-
letzt daraus, dass der Weiterbildungsträger 
mit seinen Angeboten oftmals dort hin 
gegangen ist, wo die Arbeitsagentur sitzt. 
Für die eben beschriebene Gruppe abseits 
der Ballungszentren ergibt sich damit das 
besondere Problem der Erreichbarkeit der 
Weiterbildungseinrichtungen. Es war mir 
wichtig, auch diesen Aspekt einmal zu 
erwähnen. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Professor Bosch bitte. 
 
 
Prof. Dr. Gerhard   B o s c h : 
 
Dankeschön. Herr Brase stellte die Frage, 
wie man die Weiterbildung der Benachtei-
ligten fördern könnte. Meines Erachtens ist 
das keine homogene, sondern eine sehr 
differenzierte Gruppe. Man muss an dieser 
Stelle mit sehr unterschiedlichen Instru-
menten heran gehen. Ich würde zwischen 
aktiven und passiven Benachteiligten un-
terscheiden wollen. 
 
Die Aktiven sind sozusagen diejenigen, die 
vor der Tür stehen und an Weiterbildung 
teilnehmen wollen. Teilweise können sie 
das nicht, weil die Plätze, etwa zum Nach-
holen von Schulabschlüssen bei den 
Volkshochschulen, fehlen oder weil ihnen 
die finanziellen Mittel fehlen. Dieser akti-
ve Kreis ist nicht genau zu beziffern, aber 
er existiert. Wir wissen das auch aus ande-
ren Ländern, wo es entsprechende Förde-
rungsinstrumente gibt. Wenn wir zum Bei-
spiel nach Schweden schauen, wo es ein 

Erwachsenen-BAföG und damit ein Unter-
haltsgeld für Erwachsene gibt, sehen wir 
eine stille Reserve von Weiterbildungs-
wünschen und Weiterbildungsaktivitäten 
aktiviert. Aus diesem Grund hat die 
„Kommission zur Finanzierung Lebens-
langen Lernens“ auch ein Instrument vor-
geschlagen, die Möglichkeiten zum Nach-
holen von Schulabschlüssen und von Be-
rufsabschlüssen nach der Jugendphase zu 
fördern. Das wird immer notwendiger, weil 
sich unsere Bildungsverläufe differenzie-
ren. Wie haben einen hohen Anteil von 
Zuwanderern, die gebrochene Bildungs-
biographien haben und den Anschluss an 
den deutschen Arbeitsmarkt nur bekom-
men, wenn sie etwas mehr als nur Sprach-
kurse machen. Wir haben aber auch Bil-
dungsabbrecher. Das heißt, für diese Grup-
pe des aktiven Kerns genügt es, die Infra-
struktur bereit zu stellen und eine Finanzie-
rung zu sichern, die ja nicht unbedingt ist, 
sondern sich nach den BAföG-Sätzen rich-
ten soll.  
 
Als zweites haben wir die passive Gruppe, 
die von sich aus die Bildungseinrichtungen 
nicht aufsucht. Bei dieser Gruppe gestaltet 
es sich sehr viel schwerer. Eine traditione l-
le Bildungsberatung funktioniert bei dieser 
Gruppe nicht. Die Geringqualifizierten 
müssen aktiv überzeugt werden. Das muss 
in den Betrieben von verschiedenen Seiten, 
von der Unternehmensseite, von den Be-
triebsräten oder Gewerkschaften gesche-
hen. Insofern halte ich die Tarifpolitik für 
ganz wichtig. Sie spielt eine Schlüsselrolle. 
Die Ansätze, dass verpflichtende Bil-
dungsgespräche in einzelnen Tarifbezirken 
der IG-Metall stattfinden sollen, halte ich 
für richtig. Wir wissen noch nicht, ob das 
mit Leben erfüllt wird. Das ist eine große 
Aufgabe. 
Ich sehe als weiteren Punkt die Innovation 
im Betrieb. Herr Dr. Bensel sagte bereits, 
dass man sehr viel informell lernt. Die 
Kommissionsuntersuchungen haben das 
bestätigt. Lernen findet vor allem dort statt, 
wo auch Innovation im Betrieb stattfindet. 
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Veränderungen im Betrieb sind eine Her-
ausforderung und man merkt, dass man 
etwas tun muss. Wenn man im Betrieb 
immer am gleichen Arbeitsplatz bleibt und 
sich die Technologie und Organisation 
nicht ändert, dann fragt sich der Einzelne 
zu Recht, warum er sich überhaupt weiter-
bilden soll. Es wird ja nicht gebraucht. Es 
muss sichtbar werden, dass es einen Bedarf 
an Weiterbildung im Betrieb gibt. Für die 
Gruppe der Geringqualifizierten sehe ich 
auch die Notwendigkeit, dass Betriebe und 
Bildungsträger eng zusammenarbeiten, 
denn häufig ist die Teilnahme an berufli-
cher Weiterbildung an die Verbesserung 
der allgemeinen Bildung gebunden. Dies-
bezüglich gibt es, ich weiß das von der 
Volkshochschule Bochum sehr gut, ve r-
netzte Modelle. Andere wurden ja auch 
bereits erwähnt.  
 
Letzter Punkt: Wir brauchen einen Menta-
litätswandel bei den Beschäftigten und der 
Unternehmensleitung. In der Vergangen-
heit wurden die Geringqualifizierten be-
vorzugt in den Vorruhestand geschickt. 
Die Beschäftigungsquote dieser Gruppe ist 
extrem niedrig. Auch die Art der Finanzie-
rung wird eine Rolle spielen. Die BA hat ja 
Instrumente für die Qualifizierung Unge-
lernter, die werden aber nicht abgerufen. 
Das ist ein Problem. Vielleicht müsste man 
dort mit anderen Instrumenten vorgehen, 
mit Gutscheinen beispielsweise. So bemü-
hen sich Betriebsräte, Unternehmensle i-
tungen und die Beschäftigten selber, sol-
ches Geld nicht zu verschenken. Ein Gut-
schein ist ja wie bares Geld.  
 
Die zweite Frage bezog sich auf die The-
matik der umfassenden Marktregelung. 
Das war auch eine Grundfrage mit der sich 
die Kommission zur Finanzierung Lebens-
langen Lernens beschäftigen musste. Das 
ist die Ausgangsfrage, bevor man über-
haupt zu irgendwelchen Vorschlägen 
kommen kann. Wir haben uns hier sehr 
stark an den neueren Erkenntnissen der 
OECD orientiert, die im Bereich der Wei-

terbildung in bestimmten Punkten Markt-
versagen festgestellt haben. Das heißt 
nicht, dass der Markt nicht Vieles regelt, 
aber er regelt eben nicht alles. Es wurde 
festegestellt, dass es eine Unterinvestition 
in Bildung und Weiterbildung gibt, wenn 
man das allein dem Markt überlässt. Es 
wurden mehrere Schlussfolgerungen dar-
aus gezogen. Eine Schlussfolgerung be-
trifft die  Kofinanzierung. Kofinanzierung 
heißt, der Betrieb und die Beschäftigten 
finanzieren Bildungsmaßnahmen, aus de-
nen auch der Einzelne besondere Erträge 
ziehen kann und die den Betrieb unter Um-
ständen nicht interessieren, gemeinsam. Es 
gibt also eine Kostenteilung.  
 
Die zweite Schlussfolgerung ist der öffent-
liche Auftrag. Wo hat der Staat einen öf-
fentlichen Auftrag, in die Finanzierung 
einzugreifen? Das ist eine interessante Fra-
ge. Er hat ihn sicherlich bei der Gruppe der 
Geringqualifizierten. Er hat ihn bei dem 
Nachholen von Schulabschlüssen, gerade 
in einer Wissensgesellschaft. Wenn ich mir 
zum Beispiel vorstelle, der DIHT-
Vorschlag zur Reorganisation der berufli-
chen Bildung wird realisiert, dann werden 
Bausteine aus der Berufsausbildung in die 
Erwachsenenphase verlagert. Das kann 
man  sehr gut mit Bildungsphasen ausfül-
len. Wir wissen aus den angelsächsischen 
Ländern, dass durch die Teilung von Ba-
chelor und Master, der Master sehr häufig 
erst später im Erwachsenenalter gemacht 
wird. Dafür sind die BAföG-Strukturen 
überhaupt nicht geeignet. Hier liegen öf-
fentliche Aufträge. Man kann sie auch in 
der Innovation sehen. Dort, wo zu wenig 
passiert, muss der Staat voran gehen. Int e-
ressanter Weise verwirklicht das der deut-
sche Staat immer dann, wenn es um tech-
nische Innovationen geht. Dann wird auch 
Geld hinterher geschoben. Bei der Weiter-
bildung tut sich aber noch relativ wenig. 
Wobei wir Ansätze haben. In NRW wurde 
ja der Kommissionsvorschlag für Bil-
dungsschecks in kleinen und mittleren Un-
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ternehmen realisiert. Hier wurde sozusagen 
ein Anstoß gesetzt. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Professor Esser bitte. 
 
 
Prof. Dr. Friedrich Hubert   E s s e r : 
 
Mir wurde eine Frage von Herrn Mein-
hardt gestellt. Es ging um die Jugendlichen 
mit mangelnder Ausbildungsreife, und 
welche Erfahrungen wir im Handwerk mit 
dieser Zielgruppe gemacht haben. Der An-
teil an Hauptschülern an unseren Auszu-
bildenden liegt nach wie vor bei über 60 
Prozent. Die Hauptschule steht meistens 
leider für Schulabgänger, die mit ganz be-
stimmten Handicaps in die Ausbildung 
gehen. Leider hat sich das Problem der 
Ausbildungsreife gerade bei dieser Zie l-
gruppe in den letzten Jahren dramatisch 
verändert. Das sagen uns unsere Meister, 
aber das wird auch durch Studien zum 
Lernverhalten von Haup tschülern bestätigt. 
Unsere Meister sagen aber auch, dass sie 
das nicht von Geburt an mitbringen, son-
dern dass das etwas mit dem soziokulturel-
len Umfeld dieser Jugendlichen zu tun hat. 
Es hat aber auch mit der spezifischen 
Lernumgebung von Schule zu tun. Um ihre 
Frage zu beantworten, wie wir diese Grup-
pe wieder in die richtige Zielspur bekom-
men, müssen wir uns erst einmal verge-
genwärtigen, dass diese Jugendlichen von 
der Lernumgebung Schule nicht mitge-
nommen worden sind. Es gibt ganz spezifi-
sche kulturell bedingte Determinanten, die 
Schule ausmachen und die die Lernumge-
bung der Schule beschreiben. Das sind 
Belohnungs- oder Bestrafungsmechanis-
men, die typischen Organisationsformen 
von Lernen usw. Das heiß t für uns, dass 
wir eine Alternative anbieten müssen. Die-
se Alternative heißt Lernen im Prozess der 
Arbeit. Wir müssen erst einmal ganz weg 
von diesen didaktischen Strukturen in das 

didaktische Konzept des Arbeitsauftrags 
hinein. Hier können die Betreffenden auch 
mit ganz anderen Motivationsstrukturen 
wieder Fuß fassen, ihre Wertschätzung 
wieder aufbauen und neues Selbstvertrauen 
entwickeln. Das ist ganz entscheidend.  
 
Diese These der alternativen Lernumge-
bung reicht aber auch in die Weiterbildung 
hinein. Sie muss auch hineinreichen, denn 
wenn Sie einen Gesellen fragen, ob er an 
einer Bildungsmaßnahme teilnehmen 
möchte, ist die häufigste Antwort: „Muss 
ich denn da auch eine Prüfung machen?“. 
Die Angst des Versagens in solchen schul-
ähnlich strukturierten Weiterbildungsfo r-
men beherrscht das Lernverhalten dieser 
Zielgruppe. Deshalb ist die Antwort auf 
Ihre Frage, wie wir die Jugendlichen 
Schulabgänger wieder in die Lernbiogra-
phie hinein bekommen kann: Man muss sie 
aus der schultypischen Lernumgebung raus 
holen, in Arbeit integrieren und aus den 
entsprechenden Erfolgserlebnissen in der 
Arbeit vorsichtig wieder in Lernprozesse 
bringen. Hier hat das non-formale, infor-
melle Lernen eine ganz wichtige Bedeu-
tung. Dazu kommt das, was wir im Hand-
werk ja auch relativ ausgeprägt entwickelt 
haben. Wir haben im Handwerk circa 500 
Bildungszentren, die in den Regionen mit 
unseren Kammern und den Fachschulen 
der Verbände regionale Netzwerke bilden. 
Auch hier gilt es, das Konzept möglichst 
werkstattnah Bildung aufzubauen, so dass 
man die Identifikationslinien mit der Ar-
beitswelt und nicht mit Schulwelt be-
kommt. Viele von uns haben, das muss 
man einfach so sagen, in der Schulwelt 
versagt und haben sich dennoch zu Unter-
nehmern und erfolgreichen Mittelständlern 
entwickelt. Das ist ganz wichtig. 
 
Dazu noch ein letzter Punkt: Hier schließt 
sich der Kreis zu dem, was Herr Dr. Bensel 
und Professor Bosch sagten. Bei uns ist es 
ganz entscheidend, welches Bildungsni-
veau und welchen Stellenwert der Be-
triebsinhaber, sprich der Meister im 
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Handwerk, mitbringt. Ist der Meister sehr 
gut qualifiziert, wird er in der Regel auch 
für eine entsprechende Weiterbildungsdy-
namik in seinem Betrieb sorgen. Umge-
kehrt heißt das, je geringer das Bildungsni-
veau, desto schlechter prägt sich auch das 
Bildungsverhalten aus. Das ist eine ganz 
platte Weisheit.  
 
Die Novelle der letzten Handwerksord-
nung hat im Effekt gezeigt, dass wir über-
proportionale Zuwächse an Betriebsgrün-
dungen haben. Aber mit diesen Betriebs-
gründungen gehen weder die Schaffung 
von Ausbildungsplätzen, noch von Ar-
beitsplätzen einher. Auch an der Weiter-
bildung nimmt so gut wie niemand mehr 
Teil, und es sind auch oft Betriebsgründer, 
die noch nicht einmal eine Gesellenprü-
fung haben. Für uns ist damit auch ganz 
klar empirisch belegt, dass, auch was die 
Initiative der Erhöhung der Bildungsbetei-
ligung und des Bildungsniveaus in der Ar-
beitswelt angeht, die Novelle der Hand-
werksordnung an dieser Stelle unproduktiv 
war. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Heimann bitte. 
 
 
Dr. Klaus   H e i m a n n : 
 
Herr Schneider fragte nach dem Stellen-
wert und Herr Brase nach den Benachtei-
ligten der Weiterbildung.  
 
Zunächst zu Herrn Schneider: Ich denke, 
ich bestätige noch einmal das, was vorhin 
schon einmal gesagt wurde. Die alte Tei-
lung von politischer, beruflicher und kultu-
reller Bildung ist in der Realität eigentlich 
nicht mehr so oft vorzufinden. Sie ist viel-
leicht in unseren Köpfen noch vorhanden, 
aber in der Realität schon lange nicht 
mehr. Die Unternehmen definieren ihren 
Bildungsbedarf auch nicht nach diesen 

Kategorien. Sie können sich durchaus vo r-
stellen, dass sie soziale Haltungen und Ein-
stellung vermitteln und auch zum Gegens-
tand von Bildung machen, obwohl das 
vielleicht gar nichts mit dem Produktions-
ziel zu tun hat. Sie wissen eben, dass sie 
Arbeitnehmer brauchen, die insgesamt 
lernfähig sind, Haltungen haben, Innovati-
onen mittragen und  offen sind für Neue-
rungen. Die Fachlichkeit ist an dieser Stel-
le vielleicht ein Thema, aber die anderen 
Themen sind genauso aufgerufen. Deswe-
gen ist das zunächst einmal sehr abhängig 
von dem Bildungsbegriff und der Bil-
dungskultur, die  man sich in einem Unter-
nehmen selber erarbeitet. Dies sind oft sehr 
breite und keineswegs nur enge Verständ-
nisse von Bildung. Wenn Sie den Stellen-
wert von Bildung so abstrakt abfragen, 
kann ich nur sagen, dass wir wissen, dass 
er bei den Leuten sehr sehr hoch ist. Alle 
empirischen Statistiken, die nach der 
Wichtigkeit von Bildung und Weiterbil-
dung fragen, erbringen Werte von über 90 
Prozent. Das bricht sich dann allerdings 
mit dem konkreten Tun, ob man also tat-
sächlich etwas für seine Bildung und Wei-
terbildung tut. An diesem Punkt wird es 
dann deutlich weniger. Vom Bewusstsein 
her haben wir eine hohe Akzeptanz von 
Weiterbildung als Bestandteil einer Le-
bensbiographie. In anderen Strukturen wird 
es dann teilweise wieder etwas schwieri-
ger.  
 
Ich finde, dass der Stellenwert der Weiter-
bildung in der Politik der Bundesregierun-
gen sehr gering ist. Man hat gesagt: „Das 
ist ein Marktgeschehen, da brauchen wir 
uns nicht kümmern, also machen wir da 
auch nichts.“ Das ist für meine Begriffe 
eine falsche Haltung. Ich hoffe, dass es in 
dieser Legislaturperiode geschafft wird, 
diese Haltung zu überwinden und dass die 
Politik und der Staat dann auch die Rolle 
definieren, die sie einnehmen wollen. Es 
wäre ein großer Fortschritt, wenn es uns 
gelingen würde, aus dieser Passivität aus-
zubrechen und aktiv zu werden. Das heißt 
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natürlich in keinem Fall, dass der Staat die 
gesamte Weiterbildung übernehmen soll. 
So weit möchte ich überhaupt nicht gehen. 
Wir wollen, dass er seine Rolle spielt und 
seine Anstöße gibt. 
 
Zweiter Punkt zu den benachteiligten 
Gruppen in der Weiterbildung: Das ist si-
cherlich eines der schwierigsten Themen, 
die man aufrufen kann. Es gibt doch oft ein 
Interesse von Unternehmen, diese Beschäf-
tigten eher los zu werden, als sie zu quali-
fizieren, weil das viel mühsamer ist. Da 
muss man zunächst einmal zu einer Verän-
derung im Bewusstsein der Handelnden 
kommen. Wir haben versucht, in die Tarif-
verträge zu schreiben, dass man insbeson-
dere diese Gruppe in die Aktionen mit ein-
bezieht und überlegt, welche Programme 
man mit ihnen machen kann. Da gibt es 
partiell durchaus Erfolge. Es gibt Unter-
nehmen, die an diesem Thema arbeiten und 
hier auch über Innovationen nachdenken. 
Ein praktisches Beispiel: Wenn sie in ei-
nem Automobilwerk ein neues Modell 
auflegen, bedeutet das in der Regel auch 
eine starke Veränderung in der Tätigkeit. 
Es gibt inzwischen auch Unternehmen, die 
ihren Arbeitern eine Zwischenphase der 
Nachqualifizierung und Vorbereitung auf 
die neue Tätigkeit geben. Das sind im We-
sentlichen auch Beschäftigte, die nicht 
unbedingt über eine qualifizierte Be-
rufsausbildung verfügen, aber im Prozess 
der Arbeit eine Menge gelernt haben. Das 
müssen sie jetzt auf die neuen Arbeits-
strukturen hin verdichten.  
 
Eine zweite wichtige Erfahrung, die wir 
gerade im Elektrobereich gemacht haben,  
ist die, dass man sich die Angebote, die 
man definiert, sehr genau anschauen muss. 
Die Angebote dürfen nicht zu großteilig 
sein. Mann muss versuchen, diese Lern-
prozesse sehr kleinteilig anzugehen und sie 
aus den Arbeitsstrukturen heraus zu holen, 
da wo sie stark sind. Wie Herr Professor 
Esser schon sagte, wenn man da mit Prü-
fungen ankommt, hat man gleich verloren. 

Auch wenn man mit sehr formalisierten 
Bildungsstrukturen außerhalb des Unter-
nehmens ankommt, wird es sehr schwierig. 
Deshalb muss man versuchen, diese Bil-
dungsprozesse möglichst dicht am Ar-
beitsplatz und möglichst dicht an den Er-
fahrungen, die die Kolleginnen und Kolle-
gen gemacht haben, anzubieten. Dann 
funktioniert es auch.  
 
Natürlich ist eine ganz wichtige Frage, was 
diese Weiterbildung nützt. Diese Frage  
stellen die Kollegen eigentlich immer. Sie 
fänden es schon ganz gut, wenn ein neuer 
Arbeitsplatz auch besser bezahlt wird. Wir 
können nicht wegdiskutieren, dass das 
auch eine Ebene ist, die die Motivation 
stützt. Das die ganze Thematik auch mit 
dem Einkommen zu tun hat, ist logisch. 
Das schafft ja auch Anreize. Es geht da 
was und es geht auch mehr, als wir derzeit 
zusammen machen. Wir brauchen aber auf 
jeden Fall auch Unterstützung von drau-
ßen. Man kann wirklich sagen, da wo die 
Betriebe sich diesen Problemen stellen, 
haben sie immer externe Unterstützung. 
Das ist wichtig, weil sie sich alleine nicht 
zutrauen, diese Prozesse erfolgreich durch-
zuführen. 
 
Bedauerlich ist, dass die Rolle der BA an 
dieser Stelle so gut wie ganz weg gebro-
chen ist. Ich kann mich erinnern, dass es 
eine Reihe von guten Innovationen zum 
Nachholen von Bildungsabschlüssen, ge-
rade unterstützt von der BA, gab. Die Er-
folgsquoten liegen in diesem Fall nur nicht 
bei 70 Prozent, und deswegen sind sie total 
weg gebrochen. Was diese Gruppe angeht, 
ist die BA für meine Begriffe eines der 
negativsten Beispiele einer Veränderung, 
die zu Lasten dieser Gruppe gegangen ist. 
Deswegen bedarf es an dieser Stelle einer 
Korrektur, und zwar von diesem Hause 
hier. Das muss man klar sagen. Hier sind 
Sie als Politiker gefordert, Veränderungen 
vorzunehmen und neue Möglichkeiten 
aufzutun. Vielen Dank. 
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V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Nun hat Herr Helfrich 
das Wort. 
 
 
Rudolf   H e l f r i c h : 
 
Frau Hinz fragte mich, wie die Strukturen 
der Weiterbildungseinrichtungen, insbe-
sondere in Hinblick auf die Zielgruppe der 
Älteren, verändert werden müssen und 
zum System der Bildungsberatung. Ich 
möchte zunächst darauf eingehen, dass der 
Umgestaltungsprozess bei den Bildungs-
trägern, der nach meinem Eindruck in vo l-
lem Gange ist, weiter forciert werden 
muss. Bildungsträger müssen, insbesonde-
re im Bereich der beruflichen Bildung, 
mehr die ganzheitliche Betreuung der 
Menschen im Blick haben und auch ver-
antworten. Es reicht nicht aus, die Verant-
wortung nur für einen kleinen Bildungsab-
schnitt, der erfolgreich zu beenden ist, zu 
übernehmen. Ziel muss es sein, dass die 
Menschen, die uns anvertraut werden und 
sich uns anvertrauen, sozial vollständig 
integriert werden oder aber auch Integrati-
onshemmnisse signifikant abgebaut wer-
den. Voraussetzung einer zielgerichteten 
Qualifizierung sollte es sein, länger andau-
ernden Bildungsmaßnahmen grundsätzlich 
ein so genanntes Profiling voran zu stellen, 
um wirklich auch adäquat zielgerichtet und 
damit in der Regel auch effizienter qualifi-
zieren zu können. In dem Job-Aktiv-
Gesetz, das von der früheren Bundesregie-
rung verabschiedet wurde, war das vorge-
sehen. Das ist inzwischen aber in den Hin-
tergrund geraten. 
 
Die besondere Zielgruppe der älteren Men-
schen wird im Kommissionsbericht meis-
tens mit der Altersspanne zwischen 50 und 
60 Jahren, teilweise auch von 56 bis 65 
Jahren beschrieben. Hier wird es erforder-
lich sein, die methodisch-didaktischen 
Konzepte, der Bildungsträger zu überprü-
fen. Auch das wurde bereits in Angriff 

genommen. Einen zielgruppenspezifischen 
Zugang und die Gestaltung von Bildungs-
einrichtungen als solches betrachte ich als 
eine Selbstverständlichkeit. Dennoch, und 
das möchte ich ausdrücklich in diesem 
Zusammenhang betonen, setzt dies voraus, 
dass Bildungsträger auch mit angemesse-
nen Erträgen ihre Bildungsangebote unter-
breiten und realisieren können. Ich möchte 
beispielhaft darauf hinweisen, dass es Bil-
dungsmaßnahmen, bei denen pro Teilneh-
mer, pro Stunde Erlöse von 1-1,50 Euro 
realisiert werden, natürlich kaum noch 
möglich machen, dann auch noch auf der-
art zielgruppenspezifische Besonderheiten 
in dem erforderlichen Umfang einzugehen.  
 
Ein besonderes Augenmerk richten wir auf 
die Bildungsberatung in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Ich persönlich sehe hier 
weiterhin erhebliche Defizite, was die flä-
chendeckende Versorgung angeht. Dieses 
Land hat weiterhin über 20.000 selbststän-
dige Kommunen. Hier handelt es sich bes-
tenfalls, bildlich gesprochen, um einen 
Flickenteppich. Die Versorgung, insbeson-
dere im regionalen Bereich, ist bei weitem 
nicht gewährleistet. Bildungsberatung soll-
te grundsätzlich in öffentlicher Verantwor-
tung geplant und realisiert werden und zum 
Ziel haben, eine vollständige Transparenz 
über das vorhandene Angebot zu gewähr-
leisten sowie eine von kommerziellen Inte-
ressen unabhängige, kompetente Beratung 
zu gewährleisten. Eine solide und flächen-
deckende Bildungsberatung kann die Wei-
terbildungsneigung erheblich erhöhen. 
Dann fällt es Interessenten eben leichter, 
das für sie adäquate Angebot zu finden.  
 
Ich möchte dazu ein Beispiel nennen. Es 
wurde heute schon von den so genannten 
Bildungsgutscheinen gesprochen. Diese 
wurden im Jahr 2003 durch die Bundes-
agentur für Arbeit auf der Grundlage eines 
Hartz-Gesetzes eingeführt. Die  Bildungs-
gutscheine werden in ganz geringem Um-
fang an einen handverlesenen Personen-
kreis ausgegeben. Wenn dieser bevorzugte 
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Personenkreis dann nicht einmal in der 
Lage ist, diese Bildungsgutscheine voll-
ständig einzulösen -gut 20 Prozent werden 
nicht eingelöst- dann ist dies für mich ein 
Beispiel dafür, dass die Bildungsangebote 
nicht transparent sind. Durch Bildungsbe-
ratung könnte hier Einiges zum Besseren 
gewendet werden. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Nun hat Herr Dr. Littig das Wort. 
 
 
Dr. Peter   L i t t i g : 
 
Dankeschön. Ich bekam von Herrn Mein-
hardt die Frage nach den Erfahrungen mit 
der Bundesagentur für Arbeit gestellt. Im 
Hinblick auf den Rechungsprüfungsbericht 
ist das etwas schwierig, da ich ihn im De-
tail noch nicht vorliegen habe. Insofern 
fällt es schwer, das zu kommentieren. Ich 
versuche aber zumindest unsere Erfahrun-
gen wiederzugeben. Unsere Erfahrungen 
mit der Bundesagentur für Arbeit sind sehr 
wechselhaft, um das mal vorsichtig auszu-
drücken. Es gab gerade in den letzten bei-
den Jahren erhebliche Veränderungen in 
der Geschäftspolitik der Bundesagentur für 
Arbeit. Veränderungen gab es vor allem in 
Hinblick auf die Vergabe von Weiterbil-
dung, aber auch beim Thema „Qualitätssi-
cherung und Qualitätsmessung“. Im letzten 
Jahr hat natürlich zum allerersten Mal die 
berühmte AZWV-Verordnung, Zulas-
sungsverordnung Weiterbildung, gegriffen. 
Es gibt seit dem 01.01.2006 keine Verant-
wortung der einzelnen Arbeitsagenturen 
für die Vergabe von Weiterbildung mehr. 
Das läuft jetzt über diese Anerkennungs-
verordnung, wobei die Zulassung dann 
über die so genannten fachkundigen Stel-
len erfolgt. Das ist eine gravierende Ver-
änderung in der Zusammenarbeit zwischen 
Bildungsträgern und der Bundesagentur für 
Arbeit. Insofern ist das eine neue Erfah-
rung, die es auszuwerten gilt.  

Wir haben allerdings festgestellt, dass über 
den Input, den wir über die AZWV und die 
fachkundigen Stellen haben, plötzlich wie-
der neue Aspekte in die ganze Diskussion 
gekommen sind. Diese Erfahrung haben 
wir auch im Hinblick auf die Qualitätsdis-
kussion und die Wertigkeit von Weiterbil-
dung gemacht. Letztendlich bringen neue 
Vergabestellen, wie diese fachkund igen 
Stellen, neue Aspekte in die Bewertung 
ein, die bisher in der Zusammenarbeit mit 
der Bundesagentur für Arbeit doch relativ 
eindimensional waren. Wenn wir aller-
dings über Qualität und insgesamt über die 
Zusammenarbeit mit der Bundesagentur 
für Arbeit sprechen, müssen wir hier natür-
lich auch Unterschiede machen. Was ich 
zum Thema „Anerkennungs- und Zulas-
sungsverordnung Weiterbildung“ sagte, 
bezieht sich nur auf den Bereich der Ver-
gabe von Bildungsgutscheinen. Das be-
zieht sich nicht, und das ist ein Ärgernis 
aus Sicht der DEKRA-Akademie, auf die 
Vergabe bei Ausschreibungsverfahren.  
 
Bei der Vergabe von Ausschreibungsve r-
fahren spielt, wie mir mehrfach aus Nürn-
berg mitgeteilt wurde, die AZWV über-
haupt keine Rolle. Wir kommen zurzeit mit 
der AZWV bei besonderen Qualitätserhe-
bungen für bestimmte Situationen, wenn 
man zum Beispiel Fernunterricht anbietet, 
nicht weiter. Das muss auch noch einmal 
über die ZFU zertifiziert werden. Wir ha-
ben im Moment einen gewissen „Zertifi-
zierungsverhau“ in Deutschland. Wir wün-
schen uns eine stringente Qualitätssiche-
rung durch stringente Verfahren. Ich kann 
mir durchaus vorstellen, dass die AZWV 
die Grundideen und einige Anhaltspunkte 
dafür liefert, ein gemeinsames und allge-
mein anerkanntes Verfahren zur Qualitäts-
sicherung bereit zu stellen. Wir wehren uns 
keineswegs dagegen. Aber wir wehren uns 
dagegen, dass ständig neue Zertifizie-
rungsansätze dazu kommen und man im-
mer neue Gütesiegel und Zertifikate 
erbringen muss. Man muss als Träger ve r-
schiedene Qualitätssicherungsverfahren 
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wie ISO, LQW oder andere durchlaufen. 
Man muss gleichzeitig die AZWV durch-
laufen haben. Bei besonderen Angeboten 
wie Fernunterricht muss man gleichzeitig 
die ZFU machen. Zukünftig wird es im 
Bereich der Logistik bei der Ausbildung 
von Kraftfahrern ein weiteres besonderes 
länderspezifisches Zertifizierungsverfahren 
geben. Das ist für uns als bundesweiter 
Träger eine Katastrophe. Wenn wir also 
über Qualitätssicherung und die Zusam-
menarbeit mit der Bundesagentur für Ar-
beit sprechen, gehören diese ganzen In-
strumente dazu. Das heißt, wir müssen 
mittlerweile einen ganzen Stab von Mitar-
beitern beschäftigen, die sich nicht mit der 
Qualität des Unterrichts und der Qualität 
der Maßnahme als solcher beschäftigen, 
sondern mit den Zertifizierungsverfahren. 
Das ist ein Punkt, an dem man Kosten und 
sehr viel Stress einsparen und viel mehr in 
die Weiterbildung der Einzelnen und die 
Qualität der einzelnen Maßnahmen inves-
tieren könnte.  
 
Ich möchte an dieser Stelle auch das, was 
Herr Helfrich sagte, unterstreichen. Wenn 
wir über Qualitätssicherung sprechen, dann 
muss es aufhören, dass Maßnahmen in 
Stundensätzen von unter 2 Euro vergeben 
werden. Das kann nicht sein. Da brauchen 
wir über Qualitätssicherungsverfahren ü-
berhaupt nicht mehr sprechen. Da brau-
chen Sie auch nichts mehr messen. Wir 
bieten so etwas von unserer Seite über-
haupt nicht mehr an. Ich halte es einfach 
für Geldverschwendung, Maßnahmen un-
ter 2 Euro am Markt anzubieten. Dadurch 
können wir einfach keine Erfolge erzielen. 
Das ist nicht nachvollziehbar und nicht 
machbar.  
 
Wenn ich schon bei den Kosten bin, man 
könnte auch mal über die normalen Stun-
densätze von Weiterbildung nachdenken, 
wenn man über Qualität spricht. Wir leben 
zurzeit als Bildungsträger noch mit einer 
Stundensatztabelle aus dem Jahr 2001. Da 
ist nichts angepasst worden. Es wurde an-

gekündigt, zum April 2007 eine Änderung 
durchzuführen. Das wurde aber auch schon 
häufiger angekündigt. Ich bin gespannt, ob 
das jetzt passiert. Wir stehen auch ständig 
in der Diskussion, was die  Zusammenar-
beit mit den Anerkennungsstellen betrifft, 
die sich natürlich auch an diese Grundta-
belle halten müssen. Alle Abweichungen 
müssen im Detail begründet werden. Das 
ist ein riesiger Aufwand, der zusätzlich zu 
leisten ist. Es geht hierbei auch nicht um 
Unsummen. Es geht vordergründig um das 
Signal, dass sich die Anforderungen und 
die Kosten am Markt seit dem Jahr 2001 
durchaus geändert haben. Das sollte man 
zukünftig beachten.  
 
Ein weiterer Punkt, den ich im Zusammen-
hang der Zusammenarbeit mit der Bundes-
agentur ansprechen wollte: Wir brauchen 
dringend eine Verstetigung der Politik der 
Bundesagentur. Wir haben ein ständiges 
Auf und Ab, ein Hü und Hott. Ein klassi-
sches Beispiel ist das Thema „Umschul-
dungsmaßnahmen“. Vor zwei Jahren wur-
de es grundsätzlich verteufelt. Es wurden 
fast alle Umschuldungsmaßnahmen einge-
stellt. Wir als Bildungsträger haben unsere 
kompletten Strukturen darauf eingestellt 
und auch unheimlich viele Mitarbeiter ab-
gebaut. Dann gab es Gutachten des IAB 
und anderer, die zeigten, dass Langfrist-
maßnahmen eigentlich gar nicht so 
schlecht sind. Sie seien sogar besser als 
Kurzläufer, was die Integrationsquoten 
angeht. Jetzt gibt es durchaus wieder A-
genturen, zum Beispiel die Agentur in 
Hamburg und andere, die uns jetzt wieder 
drängen, vermehrt diese Umschuldung 
anzubieten. Das ist natürlich regional sehr 
unterschiedlich, aber es geht grundsätzlich 
genau in die andere Richtung. Es gibt an 
dieser Stelle keine Stetigkeit in der Ar-
beitsmarktpolitik. 
 
Dabei möchte ich es im Moment belassen. 
Wir versuchen mit der Bundesagentur für 
Arbeit partnerschaftlich zusammen zu ar-
beiten und auch immer neue Impulse zu 
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geben. Ich hoffe, dass in absehbarer Zeit 
ein verstärkter Dialog zwischen Bundes-
agentur, Politik und Bildungsträgern zu 
Stande kommt, der diese Dinge  einfach 
einmal konkreter aufgreift. Danke. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Abschließend für diese 
Runde bitte ich Herrn Dr. Treier. 
 
 
Dr. Volker   T r e i e r : 
 
Danke. Frau Aigner fragte mich, wie sich 
die Weiterbildungserfordernisse beim Sa-
tellitenmodell beispielsweise verhalten. 
Das Satellitenmodell ist gestorben. Statt-
dessen hat die IHK-Organisation der DIHK 
vorletzte Woche ein neues Reformmodell 
vorgestellt, das sich in bezeichnender Wei-
se „Dual mit Wahl“ nennt. Was steckt da-
hinter? Es ist der Versuch, das lebenslange 
Lernen in der beruflichen Ausbildung mit 
einer Basis zu versehen, also den Grund-
stein zu legen. Das Modell sieht sozusagen 
vor dem beruflichen Abschluss eine 
Grundausbildung vor, die zwischen ein 
und zwei Jahre dauern kann und  in der 
verschiedene Berufsgruppen zusammenge-
fasst werden. So können beispielsweise der 
Schiffverkehrskaufmann, der Luftver-
kehrskaufmann und der Verkehrskaufmann 
für Straßen und Schienen eine Berufsgrup-
pe bilden. In dieser Grundausbildung wer-
den Kernkompetenzen vermittelt, und erst 
in der darauf folgenden Ausbildung, die 
dann ebenfalls ein bis zwei Jahre dauern 
kann, werden Module vermittelt. Dort 
werden betriebsspezifische oder berufsty-
pische Kompetenzen vermittelt. In dieser 
Phase können dann für das lebenslange 
Lernen, für die Weiterbildung Elemente 
mitgenommen werden und Anrechung 
finden. Wir versuchen, damit Doppelungen 
zu vermeiden, die in der gesamtwirtschaft-
lichen Auswirkung negativ zu beurteilen 
wären. Man kommt mit diesem Modell im 

Übrigen auch den Betrieben entgegen, die 
natürlich sehen, dass die Arbeitswelt im-
mer diversifizierter wird und nicht jeder 
Betrieb gemäß des Berufsprinzips alle Be-
reiche und Kompetenzen vermitteln kann,  
es aber durchaus Transfermöglichkeiten 
von einem Beruf in den anderen gibt. Auch 
wenn wir Ausbildungsabbrecher haben, 
glauben wir, dass wir hier die Quote redu-
zieren können.  
 
Im Bereich der IHK-Organisation ist es 
ähnlich wie beim Handwerk, Herr Profes-
sor Esser hatte das schon angesprochen. Es 
gibt den Bereich der öffentlich-rechtlichen 
Aufstiegsfortbildung. Wir sind nicht so 
weit, dass wir sagen, wir sind mit allem 
zufrieden. Es  werden natürlich ständig 
neue Weiterbildungsabschlüsse erstellt. 
Wir führen in diesem Bereich mit den Ab-
solventen eine ständige Befragung durch, 
um herauszufinden, was die Intention war, 
in die  Weiterbildung beziehungsweise 
Aufstiegsfortbildung einzusteigen. Die 
Absolventen haben uns zuletzt ein sehr 
positives Bild vermittelt. Die Ergebnisse 
der letzten Umfrage sagen, dass über 50 
Prozent der Teilnehmer einen beruflichen 
Aufstieg machten, nachdem sie diese be-
rufliche Fortbildungsmaßnahme durchge-
führt haben. Knapp 50 Prozent sagten, es 
gab danach finanzielle Verbesserungen, sei 
es in dem ursprünglichen Betrieb oder 
auch an einem neuen Arbeitsplatz. Im Üb-
rigen unterstützen die Unternehmen diese 
Fortbildungsmaßnahmen. Mit 37,4 Prozent 
haben die Firmen solche Weiterbildungs-
abschlüsse selbst gefördert. Das war selbst 
dann der Fall, wenn der Absolvent nach 
der Weiterbildung das Unternehmen ge-
wechselt hat.  
 
Sie fragten auch, wie sich das in den natio-
nalen Qualifikationsrahmen einpasst. Aus 
unserer Sicht ist dieser nationale Qualifika-
tionsrahmen mit dem europäischen Ansatz 
eher ein Ärgernis. Er berücksichtigt nicht 
die Vielfalt von Weiterbildungsangeboten 
oder der Weiterbildungsnachfrage. Es wird 
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sehr schwierig werden, dies in diese ver-
schiedenen Stufen einzuordnen. Wir glau-
ben, dass man damit den freien Markt be-
schneiden wird. Der freie Markt entsteht 
nicht aus  sich selbst heraus. Er besteht aus 
der Nachfrage  der Unternehmen nach Qua-
lifizierungsleistungen ihrer Arbeitnehmer. 
Es wird sehr schwierig werden, das alles 
einzuordnen. Wenn man konsequent ist, 
sollte man auch das informelle Lernen ein-
beziehen. Darauf werden natürlich ver-
schiene Gruppen drängen. Das is t auch 
ganz verständlich. Wenn man informell an 
einem Arbeitsplatz etwas lernt, wieso soll-
te das dann nicht eingehen? Aber auch das 
wird schwierig sein. Einige Teile des in-
formellen Lernens sind schwer zu evaluie-
ren.  
 
Mit dem nationalen Qualifikationsrahmen 
wird das Kind mit dem Bade ausgeschüttet, 
und man erreicht weniger, als man eigent-
lich will. Das betrifft vor allem die Trans-
parenz. Wir können uns dennoch nicht 
verschließen und müssen versuchen, unse-
re Weiterbildungsabschlüsse öffentlich-
rechtlicher Art einzubeziehen. Hier plädie-
ren wir im Sinne des lebenslangen Lernens 
dafür, ein neues Spektrum zu eröffnen und 
auch bei der Wissenschaft oder den Hoch-
schulen für mehr Durchlässigkeit zu sor-
gen. Darin liegt vielleicht die Chance des 
NQR, eine größere Durchlässigkeit von 
beruflicher Bildung und wissenschaftlicher 
Bildung zu schaffen. 
 
Ich komme nun ganz kurz zur Frage von 
Herrn Meinhardt. Wir glauben, dass durch 
ein Erwachsenenbildungsförderungsgesetz 
eine zusätzliche Verstaatlichung in den 
Markt kommt. Ich habe eben schon be-
schrieben, dass das Angebot auf dem 
Markt seine Berechtigung hat. Wir fragen 
uns, woher der Staat das Wissen nimmt, 
wie viel Weiterbildung ein Betrieb oder ein 
Arbeitnehmer braucht. Ganz abgesehen 
von den bürokratischen Zusatzkosten, die 
ein solches Gesetz mit sich bringt und das 
vor allem vor dem Hintergrund der bishe-

rigen Regelungen. Das Erwachsenenbil-
dungsförderungsgesetz hat das Ziel, Bil-
dungsbenachteiligte, die heute noch keinen 
Schulabschluss haben, zu einem solchen zu 
führen. Aus Sicht der Wirtschaft ist das 
teilweise überhaupt nicht notwendig. 
Schon heute bekommt man in einigen 
Bundesländern bei Erwerb eines Berufsab-
schlusses quasi ex ante einen Schulab-
schluss anerkannt. Wir glauben, dass man 
es dabei belassen kann und dazu kein Er-
wachsenenbildungsförderungsgesetz erfor-
derlich ist. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Wir haben, zeitlich gesehen, vor der Pause 
noch die Möglichkeit einer weiteren kur-
zen Fragerunde. 
 
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Kolle-
ge Kretschmer das Wort.  
 
 
Abg. Michael   K r e t s c h m e r   
(CDU/CSU): 
 
Ich habe eine kurze Frage an Herrn Dr. 
Dohmen und Frau Sehrbrock. Wir haben 
im Koalitionsvertrag vereinbart, einen In-
strumentenmix anzuwenden. Dieser geht 
vom Bildungssparen über Prämien, Lern-
zeitkonten und Bildungskredite. Ich würde 
gern wissen, wie Sie die Gewichtung und 
Bedeutung jedes einzelnen Instruments 
sehen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Wir kommen nun zur SPD-Fraktion, und 
hier stellen Herr Grasedieck und Herr 
Tauss je eine Frage. 
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Abg. Dieter   G r a s e d i c k   (SPD): 
 
Meine Frage geht an Herrn Professor 
Timmermann. Sie sprachen vorhin von der 
internationalen Weiterbildung und von den 
Angeboten in den verschiedenen Ländern 
und haben dabei das Land Schweden be-
sonders heraus gestellt. Sie erwähnten 
auch, dass Sie von England gar nicht so 
begeistert waren. Vielleicht begründen Sie 
das noch einmal. Dann hätte ich die Frage 
nach der Qualität des Unterrichtes in den 
verschiedenen Ländern. Die Methodik der 
Lehre ist ja eine ganz wichtige Frage in-
nerhalb der Weiterbildung, und das wollen 
wir fördern. Welche Unterschiede gibt es 
in den unterschiedlichen Bereichen, und 
wie hoch ist der E-Learning Anteil in den 
anderen Staaten? 
 
 
Abg. Jörg   T a u s s   (SPD): 
 
Ich hätte eine Frage an Herrn Helfrich und 
Herrn Professor Bosch. Ist das möglich? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Tauss, Sie bekamen bereits bei Ihrem 
Kollegen Herrn Grasedieck mit, dass wir 
das hier nicht so eng sehen. Wir bitten da-
her herzlich um Ihre zwei Fragen. 
 
 
Abg. Jörg   T a u s s   (SPD): 
 
Frau Vorsitzende, dieser Liebreiz ist mir 
entgangen. Dafür freue ich mich jetzt umso 
mehr. 
 
Die Frage an Herrn Helfrich: Es ist ja von 
verschiedenen Stellen auf die Probleme mit 
der Bundesagentur für Arbeit verwiesen 
worden. Mich würde an dieser Stelle eine 
Zusammenfassung der verschiedenen 
Probleme, Stichwort „Aussteuerungsprä-
mie“, interessieren. Wie haben sich die 
Gespräche mit der BA entwickelt ? Gibt es 

diesbezüglich Signale einer Verbesserung 
dessen, was Sie hier beklagt haben? Was 
erwarten Sie in diesem Zusammenhang 
von der BA und dem Gesetzgeber? 
 
Herr Professor Bosch stellte Deutschland 
mit 398 Stunden Fortbildung trotz aller 
Bemühen als Schlusslicht dar. In Schwe-
den sind es 698 Stunden. Sie verweisen 
auch auf lernförderliche Formen und Ar-
beitsorganisationen direkt am Arbeitsplatz. 
Sehen Sie die Chance, dass man hier auch 
beim Forschungsbedarf, beispielsweise mit 
der Wirtschaft, zu solchen lernförderlichen 
Maßnahmen kommt? Sind da die Tarifver-
träge, die wir bisher haben, bereits hilf-
reich? Ich erbitte mir einfach noch ein paar 
Hinweise auch für unsere Handlungsmög-
lichkeiten. Die Wirtschaft sieht die Bil-
dung an sich ja gar nicht als strategische 
Aufgabe.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit hat Herr Meinhardt das Wort. 
 
 
Abg. Patrick   M e i n h a r d t   (FDP): 
 
Ich erlaube mir allerdings jetzt nur zwei 
und keine vier Fragen zu stellen. 
 
Die erste Frage geht an Herrn Dr. Littig. 
Weiterbildung wird in den nächsten Jahren 
und ist zum heutigen Zeitpunkt schon ganz 
eng mit dem Bereich E-Learning und 
Blended-Learning verbunden. Es interes-
siert mich diesbezüglich, wo Sie die zu-
sätzlich notwendigen Akzente sehen wür-
den, um die Förderung dieser Lernformen 
voranzubringen.  
 
Die zweite Frage geht an Herrn Professor 
Esser. Es gibt ja genügend Bereiche, in 
denen Weiterbildung eben nicht nur über 
E-Learning oder Fernunterricht geht. Da ist 
es umso wichtiger, dass eine richtige Bil-
dungsberatung in den vorhandenen regio-
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nalen Netzwerken stattfinden kann. Wie 
könnte man so ein professionelles Netz, 
das Sie ja schon in Ihren Strukturen der 
regionalen Netzwerke in den Bildungszent-
ren haben, auch bei den Kooperationen mit 
der Bundsagentur und den Schulen so hin 
bekommen, dass man eine höhere Treffsi-
cherheit bei der Weiterbildung erreichen 
kann? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Schneider bitte. 
 
 
Abg. Volker   S c h n e i d e r    (DIE 
LINKE.): 
 
Meine erste Frage geht an Herrn Professor 
Timmermann. Im Zusammenhang mit Ih-
rem Namen fällt als erstes immer das 
Stichwort „Finanzierung“. Auf der anderen 
Seite sind Sie als Wissenschaftler, der sich 
mit dem Bereich Weiterbildung beschä f-
tigt, sehr nachdrücklich darauf eingegan-
gen, wie stark Weiterbildung im Bil-
dungswesen insgesamt unterbewertet ist. 
Ist denn die Stellschraube „Finanzierungs-
instrumente“ überhaupt entscheidend, um 
die strukturelle Schieflage der Weiterbil-
dung zu beseitigen? Ich nenne in diesem 
Zusammenhang nur die  Aufsplitterung der 
Kompetenzbereiche, unsichere Rahmen-
bildung, unterschiedliche Profile von all-
gemeiner, politischer und beruflicher Wei-
terbildung, Heterogenität der Zielgruppen 
und Vieles mehr.  
 
Meine zweite Frage geht an Frau Bayer. In 
Ihrer gemeinsamen Stellungnahme führen 
Sie aus, dass es nicht ein einzelnes System 
für die Finanzierung aller Weiterbildungs-
maßnahmen geben könne und schlagen 
vor, die drei Bereiche betriebliche Weiter-
bildung, individuelle Weiterbildung und 
Weiterbildung für Erwerbslose mit unter-
schiedlichen Finanzierungsarrangements 
zu unterlegen und in ein Gesamtkonzept 

einzubetten. In Bezug auf ein notwendiges 
Gesamtkonzept für die Weiterbildungsfi-
nanzierung verweisen Sie auf die öffentli-
che Verantwortung. Es sei Aufgabe des 
Staates, vorhandene Lücken zu schließen 
und damit gleichzeitig die Weiterbildungs-
beteiligung zu erhöhen. Wie kann der Staat 
sinnvolle Weichen stellen, und an welchen 
Stellen sehen Sie dringenden Handlungs-
bedarf? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Herr Gehring bitte. 
 
 
Abg. Kai   G e h r i n g   (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): 
 
Ich würde gern Frau Bayer und Herrn Mo-
raal zu einem Thema befragen, was von 
Herrn Dr. Littig bereits als sehr problema-
tisch angesprochen wurde. Es geht um den 
Komplex Qualitätssicherung, Erfolgskon-
trolle und Angebotstransparenz für Ler-
nende und Unternehmen. Meine Frage an 
Frau Bayer: Welcher Verbesserung bedarf 
es aus Ihrer Sicht bezüglich dieses Be-
reichs? Wie erreichen wir eine Vereinheit-
lichung und Vereinfachung der Zertifizie-
rungsverfahren? Was könnte zum Beispiel 
auch ein bundesweites Qualitätssiegel in 
diesem Bereich leisten?  
 
An Herrn Moraal die zweite Frage : Auf 
welche Erfahrungen mit Zertifizierungs-
systemen können wir denn aus dem euro-
päischen Ausland zurückgreifen? Was 
können wir daraus für den deutschen Wei-
terbildungssektor lernen? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Wir beginnen nun mit der letzten Antwort-
runde zum ersten Teil. Zunächst hat Frau 
Bayer das Wort. 
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Mechthild   B a y e r : 
 
Ich wurde nach der öffentlichen Verant-
wortung gefragt. Wir haben ja für die drei 
Weiterbildungsbereiche, individuelle, be-
triebliche und öffentliche Weiterbildung 
vorgelegt, wie wir uns die Instrumente 
vorgestellt haben. Wir haben deutlich ge-
sagt, dass der Staat bei Übernahme der 
Verantwortung nicht auch alles selbststän-
dig finanzieren muss. Er muss Rahmenbe-
dingungen setzen.  
 
In der ganzen Anhörung kam mir bisher 
ein Stück zu kurz: Was machen eigentlich 
die Betriebe, und was stellen wir uns ei-
gentlich für die große Mehrheit der Arbeit-
nehmer, die in den Betrieben beschäftigt 
ist, vor? Ich warne davor, diese Diskussion 
zu sehr auf die Benachteiligten und Ge-
ringqualifizierten zu konzentrieren. Wir 
haben einen großen Bereich, der regene-
rierbar und auch für eine Weiterbildungs-
offensive ist. Das sind die Betriebe. Des-
wegen ist ein Schwerpunkt unseres Finan-
zierungsvorschlags, die Betriebe über 
Branchenfonds, die wir über Tarifverhand-
lungen aushandeln, zu motivieren. In die-
sem  Bereich ist nicht nur die IG-Metall, 
sondern ganz verstärkt auch ver.di tätig. 
Wir haben das auch für den öffentlichen 
Dienst gemacht. Wir sind jetzt dabei, für 
die Versicherungen und die Banken einen 
Qualifizierungstarifvertrag auszuhandeln. 
Auch wenn wir das tun, ist uns natürlich 
klar, dass es ganz viele Betriebe gibt, die 
überhaupt nicht branchengebunden sind. 
Wir haben es mit einer Tarifflucht hohen 
Ausmaßes zu tun. Das heißt, es muss so 
etwas wie staatliche Auffangregeln geben, 
in denen auch definiert ist, was dann ei-
gentlich passiert, wenn das Ziel der Bran-
chenfonds erreicht wurde und wir Betriebe 
haben, die nicht über die Tarifverhandlun-
gen erfasst werden können. Dafür haben 
wir in unserem Papier, das allen Aus-
schussmitgliedern vorgelegt wurde, in dem 
wir das Gesamtfinanzierungskonzept vo r-
geschlagen haben, dargestellt, was der 

Staat unserer Auffassung nach tun sollte. 
Ich sage es ganz kurz, wir haben gemeint, 
dass er einen Mindestprozentsatz festlegen 
sollte, von dem, was die Betriebe an Fonds 
einzahlen müssten. Wir meinen, dass die 
Verwaltung der Fonds sichergestellt wer-
den muss. Wie soll das eigentlich ausse-
hen, damit es nicht in einen Bürokratieap-
parat ausartet, sondern paritätisch aus Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern zusammen-
gesetzt ist? Wir wollten darüber reden, 
dass die Fonds nicht nur Mittel verwalten, 
sondern tatsächlich zur Qualitätserhöhung 
der Weiterbildung beitragen. Dazu muss 
zum Beispiel auch Beratung mit über-
nommen werden, wie das ja auch in Frank-
reich der Fall ist.  
 
Wir haben uns auch überlegt, dass natür-
lich auch die benachteiligten Beschäftig-
tengruppen gerade dort berücksichtigt 
werden müssen und gezielt festgelegt wer-
den muss, dass so und so viel für diese 
Gruppen von diesen Fonds regelmäßig 
ausgegeben werden muss. Soviel zu der 
Frage der öffentlichen Verantwortung. 
Natürlich ist klar, dass wir, wenn der Staat 
sich insgesamt mit um die Finanzierung 
bemüht, eine völlig andere Ausgangssitua-
tion haben. Jetzt haben wir einen hoch dif-
ferenzierten, intransparenten Finanzie-
rungsmix von Staat, Individuen und Be-
trieben. Der muss gestaltet werden. Diese 
Gestaltung kann man nicht allein den Ta-
rifpartnern überlassen. Die muss man als 
Staat auch mit übernehmen.  
 
Einen wesentlichen Mangel in dem neuen 
Vorschlag von Frau Dr. Schavan sehe ich 
darin, dass derzeit nur der Teil „Individuel-
le Finanzierung“ bearbeitet wird. Alle an-
deren Säulen und Bestandteile fallen aus 
der Diskussion erst einmal heraus. Das ist 
sicherlich nicht geeignet, wenn man mehr 
Weiterbildung befördern will und wenn 
lebenslanges Lernen einen stärkeren Drive 
bekommen soll. Das wird mit diesen In-
strumenten nicht gelingen. Man muss die 
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öffentliche Verantwortung einfach stärker 
für die drei Instrumente forcieren. 
 
Bezüglich des Blickes in das europäische 
Ausland, der ja auch hilfreich sein kann: 
Andere Länder haben ja diese Fonds einge-
führt, Niederlande und Frankreich bei-
spielsweise und das durchaus mit Erfolg. 
Es ist schon sehr verwunderlich und muss 
einer bestimmten Ideologie über öffentli-
cher Verantwortung und über das, was 
kollektive Finanzierungsinstrumente sind, 
entspringen, dass das in der Bundesrepu-
blik so weit weg von der Diskussion ist. 
Fest steht, bei ver.di jedenfalls ist es ein 
Bestandteil des neuen Grundsatzpro-
gramms geworden, dass wir in Tarifver-
handlungen über Branchenfonds versuchen 
werden, in die betriebliche Sache einzu-
steigen. Mal sehen, was uns da gelingt. 
Wir hoffen auch auf die öffentliche Unter-
stützung in dieser Frage, die im Übrigen 
auch im Tarifvertrag steht und die darüber 
hinaus auch in den Koalitionsvereinbarun-
gen beinhaltet ist. In den Koalitionsverein-
barungen steht, dass die Tarifpartner in 
dieser Frage unterstützt werden. Wir wo l-
len mal sehen, wie sie unterstützt werden. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Professor Bosch bitte. 
 
 
Prof. Dr. Gerhard   B o s c h : 
 
Herr Tauss fragte nach der Rolle von For-
schung über Arbeitsorganisation. Ich sehe 
da eine wichtige Rolle. Zunächst aber zu 
Ihrer Argumentation. Ich habe Deutschland 
nicht als Schlusslicht dargestellt. Deutsch-
land liegt  im europäischen Vergleich im 
Mittelfeld. Ich habe aber in meiner Stel-
lungnahme die besseren Länder erwähnt, 
weil das die Länder sind, an denen wir uns 
orientieren sollten. Wir sollten uns an den 
Besten und nicht an den Schlechten mes-
sen. Ich habe zum zweiten einige Länder 

wie die USA und Kanada, die mehr Wei-
terbildungsstunden haben, herausgenom-
men, weil sie  ein schlechteres Ausbil-
dungssystem haben. In diesen Ländern 
findet viel von dem, was bei uns in der 
Erstausbildung passiert, in der Weiterbil-
dung statt. Orientierungspunkt und Maß-
stab müssen für uns die skandinavischen 
Länder sein. Die sind gut in der Erstausbil-
dung und besser in der Weiterbildung. Sie 
sind auch besser in Arbeitsorganisation. 
Das zeigen auch alle internationalen Erhe-
bungen. Die Betriebe dort haben flachere 
Hierarchien. Es gib t mehr dezentrale Ver-
antwortung und mehr Handlungsspielraum 
für die Beschäftigten. Das führt dazu, dass 
auch das informelle Lernen in diesen Län-
dern eine größere Rolle spielt.  
 
Interessanter Weise ist diese „skandinavi-
sche Arbeitsorganisation“, es gibt ja Ähn-
lichkeiten zwischen Schweden, Finnland, 
Norwegen und Dänemark, Ergebnis einer 
frühzeitigen Politik der Humanisierung der 
Arbeit, die von belastenden Arbeitsbedin-
gungen ausging. Die neueren skandinavi-
schen Forschungs- und Förderprogramme 
haben zu dem ursprünglichen Ziel der 
Humanisierung, zunehmend Lernziele und 
das Ziel der Erreichung der Wettbewerbs-
fähigkeit hinzugefügt.  
 
Die deutsche Forschungspolitik ist meiner 
Meinung nach zu technikorientiert. Ich 
möchte die Bedeutung nicht in Frage stel-
len. Aber wir brauchen sozusagen den Un-
terbau, wie dieses Wissen in einer effekti-
ven Arbeitsorganisation umgesetzt werden 
kann. Die Frage, was eigentlich lernförder-
liche Formen der Arbeitsorganisation sind, 
wo man informell am meisten lernt, ist im 
Moment wissenschaftlich kaum untersucht 
und auch international, außer in Skandina-
vien, wenig behandelt. Ich halte das in der 
Tat für eine ganz entscheidende For-
schungsfrage. Wenn ich alleine bedenke, 
was die Erforschung eines Modells in 
Deutschland, nämlich der „Fabrik 5000 
mal 5000“ bei Volkswagen an wissen-
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schaftlicher Erkenntnis gebracht hat. Das 
ist ein Modellunternehmen mit zwei Hie-
rarchiestufen weniger in der Gruppenar-
beit, drei Stunden Lernverpflichtung pro 
Woche und zwar in einem Bereich mit 
klassisch-theoretischer Arbeit. Solche Ty-
pen von Arbeitsorganisation brauchen wir.  
 
Wir brauchen veränderte Finanzierungs-
strukturen. Wir brauchen auch formelles 
Lernen im Erwachsenenalter. Wir brau-
chen aber ebenso die informelle Ebene, die 
ganz eng verbunden ist mit der Arbeitsor-
ganisation. Ich möchte Ihre Frage damit 
dergestalt beantworten, dass wir die For-
schung in diesem Bereich deutlich stärken 
müssen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Ich würde gerne noch 
einmal auf Frau Bayer zurückkommen. Die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sah 
die Frage nach der Zertifizierung nicht 
hinreichend beantwortet. 
 
 
Mechthild   B a y e r : 
 
Wir hatten in der Qualitätsdiskussion eine 
lange Zeit die Situation, dass wir gefordert 
haben, dass etwas passieren muss. Inzwi-
schen haben wir die Situation, dass wir ein 
Chaos in der Qualitätssicherung haben. 
Wie bereits erwähnt wurde, durchlaufen 
die Träger verschiedene Verfahren. Das ist 
ineffektiv. An dieser Stelle besteht ein ho-
her Handlungsbedarf in Richtung einer 
Vereinheitlichung. Wir haben große Hoff-
nungen auf die AZWV gesetzt, weil wir 
davon ausgegangen sind, dass sie so etwas 
wie eine vereinheitlichte Qualitätssiche-
rung in Deutschland ermöglichen könnte. 
Wir hoffen, dass dieser Prozess so zu Ende 
geht, dass das, was im AZWV-Bereich 
passiert, tatsächlich auf die anderen Berei-
che der Weiterbildung überschwappt und 
wir am Ende vielleicht mit so etwas auf-

warten könnten, dass wir eben ein einziges 
Gütesiegel hätten und nicht fünfzehn.  
 
Das heißt nicht, dass alles dem Erdboden 
gleich gemacht werden müsste und wir nur 
ein zentralistisches System hätten. Das 
heißt nur, am Ende müssen sich diese gan-
zen Systeme in eine Norm einfügen. Wir 
haben in der Schweiz dafür durchaus ein 
ganz gutes Beispiel. Am Ende könnten wir 
vielleicht so etwas wie eine deutsche Wei-
terbildungsqualität haben, die ein län-
derübergreifendes Zertifizierungs- und 
Gütesiegelsystem hat. Das muss vor allem 
den Anspruch haben, Transparenz und 
Verbraucherschutz zu gewährleisten.  
 
Wir kommen nachher sicherlich noch zu 
dem Dohmen-Gutachten. In diesem Gut-
achten wird behauptet, dass eine Menge  
Weiterbildung zu einem Preis zu haben sei, 
der mich äußerst skeptisch macht. Das 
kann ich überhaupt nicht bestätigen. Ich 
sehe diesbezüglich auch keine empirische 
Grundlage. Wenn teure Weiterbildungsan-
gebote nachgefragt werden, erlebe ich bei 
unseren Kolleginnen und Kollegen rege l-
mäßig die gleichen Fragen: „Wo ist dafür 
die Qualitätssicherung?“, „Kann ich sicher 
sein, dass ich mit dem, was ich da mache, 
auf dem Arbeitsmarkt lande?“, „Ist der 
Träger geeignet?“, „Ist es zu teuer oder 
steht mein Preis im Verhältnis zur Leis-
tung?“ Dafür kann ich an vielen Stellen zu 
wenig Antworten geben. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Dohmen bitte. 
 
 
Dr. Dieter   D o h m e n : 
 
Vielleicht nur ganz kurz die Replik darauf: 
Wir waren selber ganz überrascht, wie 
niedrig die durchschnittlichen Beiträge 
sein sollen.  
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Herr Kretschmer stellte eine Frage, bei der 
man aufpassen muss, dass man nicht 
schnell ins Philosophische abgleitet. Er 
fragte, wie wir den Stellenwert der ve r-
schiedenen Instrumente Bildungssparen, 
Prämien, Bildungskredite und Lernzeitkon-
ten nebeneinander bewerten und welche 
Bedeutung wir ihnen geben. Ich möchte 
den Bogen ganz kurz ein Stück weiter 
spannen. Wir stehen vor einer Situation, in 
der sich Bildungsprozesse radikal verän-
dern werden. Wir kommen von einem rela-
tiv starken erstausbildungsgetriebenen Sys-
tem auf ein System, das deutlich weniger 
in der Erstausbildung macht. Das heißt 
nicht, dass die Qualität schwächer wird. 
Die Bedeutung von Weiterbildung und 
lebenslangem Lernen wird aber deutlich 
höher. Wir haben eine zunehmende Ten-
denz von gebrochenen, unterbrochenen 
und flexibilisierten Bildungsbiographien. 
Ganz einfaches Beispiel: Wir gehen bei der 
Veränderung im Hochschulbereich bezüg-
lich Bachelor und Master im Kopf immer 
noch davon aus, dass der Master an den 
Bachelor anschließt. Das wird sich auf 
Dauer aber nicht halten. Wir werden ganz 
andere Strukturen brauchen. Das bedeutet 
aber, dass wir auch daran angepasste Fi-
nanzierungsstrukturen bereitstellen müs-
sen, die sich langfristig auf diesen Struk-
turwandel einstellen. Das wiederum bedeu-
tet, dass Lernzeitkonten natürlich ein Be-
standteil der betrieblichen Weiterbildung 
sein können. Sie können aber auch Be-
standteil einer partiell individualisierten 
Weiterbildung sein. Dazu benötigt man 
aber Ko-Finanzierungs-Instrumente. In 
diesem Rahmen versuchen wir mit dem 
vorgelegten Modell, den verschiedenen 
Ansatzpunkten gerecht zu werden.  
 
Für mich wäre eine Prämie viel wichtiger, 
weil wir nur über eine Prämie oder ähnli-
che Instrumente bestimmte Zielgruppen, 
die einen besonderen Weiterbildungsbedarf 
haben, erreichen können. Wir haben die 
steuerlichen Lösungen, die heute schon 
viele Menschen erreichen und die, wenn 

man die individuelle Seite betrachtet, 
wahrscheinlich die größte Finanzierungs-
säule ist, wobei keiner genaue Zahlen hat.  
 
Über das Bildungssparen sprachen wir im 
Gutachten sehr genau. Die klassische Idee, 
die dahinter steht, dass ich also für einen 
längeren Zeitraum anspare, kann nicht 
funktionieren, weil die Planungshorizonte 
viel zu kurz sind. Bildungssparen im klas-
sischen Sinn kann man für ein Studium 
anwenden. Dort gibt es ein relativ klares 
Ziel der Elternteile. Man weiß, in zwanzig 
Jahren könnte mein Kind mal studieren 
und spart dafür. Für Weiterbildung bietet 
sich das nach unserem Verständnis in den 
meisten Fällen nicht an.  
 
Deswegen auch der bewusste Rückgriff auf 
bestehende Sparformen. Diese müssen 
dann ergänzt werden, sei es durch die Prä-
mie für bestimmte Zielgruppen oder durch 
Kredite. Wobei man auch durch Kredite 
bestimmte Zielgruppen nicht erreicht. Bei 
aller Vorsicht, die Rückgänge bei den Stu-
dienanfängerzahlen haben wahrscheinlich 
auch eine Komponente, die die Aversion 
sich zu verschulden, beinhaltet. Man muss 
das also sehr differenziert behandeln. Des-
halb ist es auch schwierig, eine allgemein-
gültige Antwort geben zu können. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Professor Esser bitte. 
 
 
Prof. Dr. Friedrich Hubert   E s s e r : 
 
Ich hatte die Frage von Herrn Meinhardt, 
wie man aus der Sicht unserer Erfahrungen 
die Bildung regionaler Netzwerke befö r-
dern kann. Im Grunde genommen, kann 
ich dazu eine ganz einfache Antwort ge-
ben: Wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass die Dynamik der Netzwerke letztend-
lich bei der Dynamik derjenigen ansetzt, 
die für die einzelnen Bildungsinstitutionen 
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verantwortlich sind. Das heißt, wir müssen 
die Leiter unserer Bildungszentren, Schu-
len, Hochschulen, Aus- und Weiterbil-
dungseinrichtungen auch als Netzwerke 
ausbilden. Sie  müssen lernen, dass es zum 
ganz normalen Management-Geschäft ge-
hört, sich in der Region zu organisieren. 
Dass man das schon in losen Kooperati-
onsformen tut, ist uns bekannt. Hier müsste 
jetzt der Schritt folgen, dass man diese 
Formen der Zusammenarbeit institutionali-
siert und zwar deshalb, weil wir glauben, 
dass im Rahmen von Berufslaufbahnbera-
tung die Bildung strategischer Netzwerke 
und Allianzen in diesen Netzwerken wich-
tig sind.  
 
Wir als Bildungsanbieter, die handwerkli-
chen Bildungszentren, haben ganz be-
stimmte Kernkompetenzen, die wir anbie-
ten. In anderen, von den Bildungsinteres-
sierten nachgefragten Wünschen sind wir 
nicht so gut aufgestellt. Ein Beispiel: Es 
gibt Bildungszentren, die auf der einen 
Seite ein hohes Maß an Technikkompetenz 
haben und auf der anderen Seite gegebe-
nenfalls kein Angebot an der Weiterbil-
dung in Fremdsprachen oder Ähnliches 
machen. Hier müssen die entsprechenden 
strategischen Allianzen mit anderen Orga-
nisationen gebildet werden. Man muss von 
einem konservativen Wettbewerbsgedan-
ken weg, hin zu einer professionalisierten 
Struktur von Kooperationsbeziehungen 
kommen. In diese Richtung entwickeln wir 
uns zurzeit. Entscheidend ist für uns die 
Erkenntnis, dass dies von den Personen 
abhängt, die entsprechende Verantwortun-
gen in den einzelnen Einrichtungen tragen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Helfrich bitte. 
 
 
 
 
 

Rudolf   H e l f r i c h : 
 
Mich fragte Herr Tauss, wie denn der 
Stand der Gespräche zwischen Bildungs-
organisationen, Bildungsträgern und dem 
Vorstand der Bundesagentur für Arbeit ist. 
Er hatte zunächst auf Problematiken der 
letzten Jahre wie den Aussteuerungsbetrag, 
veränderte Ausschreibungsverfahren und 
dergleichen hingewiesen.  
 
Es gibt eine grundsätzliche Problematik, 
auf die ich hinweisen möchte: Die Weiter-
bildungsaufgaben der Bundesagentur für 
Arbeit sahen durch das Arbeitsförderungs-
gesetz aus dem Jahr 1969 einen Rechtsan-
spruch von Berufstätigen vor. Es hatten 
sogar diejenigen einen Anspruch, die nur 
von Arbeitslosigkeit bedroht waren. Das 
hat sich durch die zahlreichen Novellie-
rungen des AFGs und erst Recht zur Zeit 
des SGB III erheblich verändert und teil-
weise in sein Gegenteil verkehrt. Heute 
haben diese Menschen keinen Rechtsan-
spruch mehr. Weiterbildung ist weitgehend 
Ermessensangelegenheit. Vielfach ist der 
Weg verbaut. Den vorhandenen Spielraum 
hat die Bundesagentur für Arbeit nicht  nur 
maximal nach unten ausgenutzt, sondern 
mit eigenen Vorgaben, Stichwort „Neue 
Steuerungslogik“, noch erweitert. Das Er-
gebnis kann man an den Zahlen für die 
letzten zehn Jahre sehen. Ich beziehe mich 
allein auf die Jahre 2002 bis 2006. Wir 
hatten im Jahr 2002 noch 332.000 Men-
schen in beruflichen Qualifizierungsmaß-
nahmen der Bundesagentur. Im vergangen 
Jahr lag die Jahresdurchschnittszahl bei 
119.000. Dies ist ein Rückgang von 72,1 
Prozent in vier Jahren, meine Damen und 
Herren. Die 119.000 Genannten sind auch 
schon wieder ein Wert im Rahmen der so 
genannten Aufbauphase. Der Wert ist im 
Jahr 2006 sogar unter die 100.000 gefallen. 
Dass in dem Zusammenhang insbesondere 
so genannte frühere Zielgruppen in ganz 
starker Weise benachteiligt wurden, ist den 
meisten sicherlich hinreichend bekannt. 
Darunter sind im einzelnen Menschen zu 
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verstehen, die unserer besonderen Fürsorge 
bedürfen. Ich möchte nur zwei Zahlen 
nennen: Die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
hat sich signifikant von 1.305.000 auf 
1.826.000 und damit mal eben, wohl ge-
merkt in vier Jahren, um 40 Prozent erhöht. 
Der Anteil der Schwerbehinderten hat sich 
im gleichen Zeitraum um 23 Prozent er-
höht.  
 
Die neue Steuerungslogik brachte auch 
eine Kategorisierung der Kunden mit sich. 
Eine Zielgruppe wird heute bekannterma-
ßen als so genannte Betreuungskunden 
bezeichnet. Dieser Begriff ist aus meiner 
Sicht eine Verhöhnung dieses Personen-
kreises. Es ist auch dem Vorstand der Ar-
beitsagentur, die hier erheblichen Nach-
holbedarf sieht, bekannt, dass die so ge-
nannten Betreuungskunden nachweislich 
die geringste Betreuung und Fürsorge der 
Bundesagentur für Arbeit erfahren. Nun 
sind die so genannten Hartz-Gesetze ja 
bekanntlich nicht gerade als Bildungsfö r-
derungssätze konzipiert worden. Ich denke, 
es wurde, auch durch den Gesetzgeber, 
unterlassen, kompensatorisch tätig zu wer-
den. Wenn also heute kostenmäßig zu Las-
ten der Bundesagentur für Arbeit 250.000 
Menschen weniger als vor vier Jahren, 
etwa eine halbe Million Menschen weniger 
als vor zehn Jahren, sich in solchen Quali-
fizierungsmaßnahmen befinden, hätte 
längst etwas geschehen müssen, was dies 
kompensatorisch berücksichtigt. Dies ist in 
der Regel an der mangelnden Finanzierung 
gescheitert. Deshalb ist die Zeit überfällig 
für ein Erwachsenenbildungsförderungsge-
setz.  
 
Zum Stand der Beratungen mit der Bun-
desagentur für Arbeit: Ich muss zu meinem 
Bedauern sagen, dass Vieles, was in Ge-
sprächen mit Fraktionen, auch unter Ein-
beziehung von Vorstandsmitgliedern der 
Bundesagentur für Arbeit, in den Jahren 
2002 und 2003 kritisch angemerkt wurde, 
keine positive Berücksichtigung gefunden 
hat. Herr Tauss, Sie erinnern sich in die-

sem Zusammenhang vielleicht. Ich glaube, 
Sie hatten persönlich mehrfach nachge-
fragt. Damals sollte der so genannte 70 
Prozent-Wert im Hinblick auf die Einbin-
dung von zu qualifizierenden Personen 
antizipiert werden. Hier ist eindeutig von 
vorn herein festgestellt worden, dass bei-
spielsweise in ostdeutschen Regionen, wo 
man vorher schon einen Wert von 50 Pro-
zent nicht erreichte, dies eine unüberwind-
liche Hürde für Menschen, die unserer be-
sonderen Förderung bedurft hätten, war.  
 
Nun beklagte der Vorstand der Bundes-
agentur für Arbeit im Spitzengespräch mit 
dem Bildungsverband vor zehn Tagen hier 
in Berlin, dass im vergangenen Jahr für 
Qualifizierungsmaßnahmen zur Verfügung 
stehende Mittel nicht in dem möglichen 
Umfang abgeflossen sind. Allein im Be-
reich des bisherigen Spektrums SGB III 
seien 200-300 Millionen Euro im vergan-
gen Jahr nicht genutzt worden. Im Bereich 
SGB II, besser bekannt mit dem Hinweis 
auf die so genannten Arbeitsgemeinscha f-
ten, ist im vergangenen Jahr ein Betrag von 
900 Millionen Euro ungenutzt verstrichen.  
 
Nun beklagt die Bundesagentur für Arbeit, 
dass zu wenig seitens der dafür Zuständ i-
gen geschehe. Das hat seine Ursache auch 
darin, dass wir in diesem Lande schon seit 
einigen Jahren nicht das bildungsfreundli-
che Umfeld, insbesondere für Weiterbil-
dung haben, das wir so gerne proklamieren 
und dessen es bedarf, um der Weiterbil-
dung auch wieder einen entsprechenden 
Schub zu geben. Die Evaluierungsberichte 
zeigten, dass im Rahmen arbeitsmarktpoli-
tischer Instrumente FBW, Förderung von 
Weiterbildung eine herausragend gute Re-
sonanz hat. Wir erhoffen uns davon, dass 
wieder verstärkt auf dieses Instrument Be-
zug genommen wird.  
 
In diesem Zusammenhang ließ eine Pres-
seerklärung der Bundesagentur vom 15. 
Januar diesen Jahres aufhorchen. In dieser 
wurde zu unserem Nicht-Erstaunen als 
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Bildungsträger, aber sicherlich zum Er-
staunen der Öffentlichkeit, mitgeteilt, dass 
bei Zielgruppen, die zwischen Mai 2005 
und April 2006 qualifiziert wurden, eine so 
genannte Verbleibsquote von immerhin 
72,6 Prozent festgestellt werden konnte. 
Dass heißt, drei von vier Personen, die in 
Qualifizierungsmaßnahmen gingen, bezo-
gen nachher kein Arbeitslosengeld mehr. 
Die wichtige so genannte Eingliederungs-
quote wurde mit 51,1 Prozent beziffert. 
Dies lässt uns sehr hoffen, dass von Seiten 
des Vorstandes wieder neue Schübe erfo l-
gen.  
 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, was 
Herr Dr. Littig schon sagte: Dies ist natür-
lich alles andere als eine Verstetigung der 
Qualifizierungsarbeit und damit auch in 
Teilen kontraproduktiv. Wir befinden uns 
aber insgesamt auf einem quantitativ sehr 
niedrigem Niveau. Insofern bedarf es der 
Ergänzung durch andere Instrumente. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Nun hat Herr Dr. Littig das Wort. 
 
 
Dr. Peter   L i t t i g  : 
 
Die Frage von Herrn Meinhardt bezieht 
sich auf das Thema „E-Learning“ und die 
politische Förderung dessen. Die Politik 
hat natürlich nur begrenzte Möglichkeiten, 
auf bestimmte Lernformen direkt Einfluss 
zu nehmen. Es gibt aber durchaus Ansatz-
punkte, wo man politisch das ein oder an-
dere tun kann. Als erstes möchte ich wie-
derholend die Erleichterung in den Fragen 
von Genehmigungen auch von E-Learning-
Konzepten nennen.  
 
Wir müssen natürlich zunächst einmal klä-
ren, was denn eigentlich die Grunddefiniti-
on von E-Learning ist. Die Definition der 
europäischen Kommission zu Grunde le-
gend, ist E-Learning vereinfacht alles, was 

irgendwie unter der Nutzung von Internet 
und Computer im Lernprozess begriffen 
ist. Das ist natürlich ein sehr weites Feld. 
Das heißt, es fängt bei der Nutzung von 
Google an und hört bei dem Einsatz in 
arbeitsprozessorientierten Programmen am 
Arbeitsplatz auf. Insofern müssen wir uns 
natürlich auch klar werden, über welchen 
Bereich man eigentlich diskutiert, speziell 
wenn es um Zertifizierungsfragen geht. 
Speziell zu diesem Thema müssen also 
diese Fragen geklärt und das Genehmi-
gungsverfahren vereinfacht werden. 
 
In diesem Zusammenhang kann es nicht 
sein, dass ein amerikanischer E-Learning-
Anbieter erheblich leichter an den deut-
schen Markt heran kommt als ein deut-
scher E-Learning-Anbieter, der viele Zerti-
fizierungshürden zu überwinden hat, die 
dem amerikanischen Anbieter nicht aufe r-
legt sind.  
 
Auch ist bei der Begrifflichkeit, wenn es 
um die Zulassung geht, nicht zu verstehen, 
warum so seltsame Unterscheidungen ge-
macht werden. Das bezieht sich noch auf 
das alte Fernlehrgesetz. Es wird zum Bei-
spiel zwischen synchronen und asynchro-
nen Lernformen unterschieden. Dabei 
müssen asynchrone Lernformen zertifiziert 
werden und synchrone nicht. Das versteht 
mittlerweile kein Mensch mehr. Hier kann 
politisch mehr für Transparenz und Klä-
rung gesorgt werden. Das würde sicherlich 
Einiges an Wettbewerb, gerade auch mit 
auswärtigen Anbietern, bringen.  
 
Des Weiteren besteht die politische Aufga-
be sicherlich auch darin, das Thema „Wei-
terbildung“ den Unternehmen und den So-
zialpartnern insgesamt noch näher zu brin-
gen. Dies auch unter den Prämissen und 
Erkenntnissen, die mittlerweile vorhanden 
sind, warum und unter welchen Bedingun-
gen zum Beispiel E-Learning oder Blended 
Learning förderlich sind und dass man 
eben viel stärker an Lernorientierung und 
weniger an Technologieorientierung den-
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ken muss. Man muss verstärkt versuchen, 
dass in arbeitsprozessorientierte Konzepte 
einzubinden. Es gibt diesbezüglich schon 
tolle Beispiele.  So ist ein großer Hersteller 
in der LKW-Produktion in Deutschland 
mittlerweile schon in die arbeitsprozessori-
entierte Weiterbildung mit dem so genann-
ten produktionsprozessorientierten Lernen 
eingebunden. Das erhöht letztendlich auch 
die Weiterbildungsbeteiligung der Facha r-
beiter in diesem Bereich. Die Facharbeiter 
sind eine Zielgruppe, die bisher vom E-
Learning wenig bedacht wurde. Das ist 
sicherlich ein Thema, das zu fördern ist. Es 
ist wichtig, stärker auf Zielgruppen zuzu-
gehen, die bisher von E-Learning noch 
nicht so angesprochen wurden.  
 
Ein weiterer Punkt, wo die Politik in die-
sem Zusammenhang ansetzen kann, ist der 
Gang in diese Richtung, damit das E-
Learning auf größere Akzeptanz und auf 
größere Weiterbildungsbeteiligung stößt. 
Möglicherweise kann sie auch das ein oder 
andere Entwicklungsprojekt anstoßen und 
anregen. Ich spreche nicht gern über För-
dermittel, aber hier wäre es auch seitens 
des Bundes durchaus sinnvoll, wieder stär-
ker in solche Konzepte zu investieren, sei 
es als Modellversuch, Forschungskonzept 
über das BMBF oder Ähnliches. Hier kann 
ich mir Einiges vorstellen, was von der 
Politik getan werden kann, um diesen 
Markt zu stimulieren. Wir wissen alle, dass 
es gigantische Prognosen gibt. Ich verfolge 
das zum Thema E-Learning seit über zehn 
Jahren. Wir hätten den großen Hype ei-
gentlich schon hinter uns haben müssen. Er 
ist aber noch nicht eingetreten, und die 
Sparte wächst auch nur sehr langsam. 
Wenn man auf die Learntec schaut, die in 
zwei Wochen wieder stattfindet, dann 
merkt man, dass immer noch jedes Jahr ein 
riesiger Wechsel der Anbieter stattfindet. 
Das heißt, durch Insolvenzen, Aufkäufe 
und was auch immer, hat man es ein Jahr 
später plötzlich mit einem völlig anderen 
Anbieterfeld zu tun. Auch hier fehlt eine 
gewisse Verstetigung, für die die Politik 

Rahmen setzen kann. Es sollte aber auch 
nicht zu stark reguliert werden. Danke. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Herr Moraal bitte. 
 
 
Dick   M o r a a l :  
 
Ich möchte vorne weg eine  kurze Anmer-
kung machen: Meine Aussagen beruhen 
nicht auf der generellen Meinung des Bun-
desinstituts für Berufsbildung. Ich rede 
hier als einzelne Person.  
 
Herr Gehring fragte nach den internationa-
len Erfahrungen der Zertifizierung des in-
formellen Lernens.  Wir reden hier grund-
sätzlich von der Veränderung der Arbeits-
welt, die wir jetzt schon sehen und die 
noch weiter gehen wird. Kontinuierliche 
Erwerbsbiographien werden deutlich selt e-
ner werden. Mobilität und die Förderung 
der Geschäftsfähigkeit wird zunehmen und 
wichtiger werden. Auch Lernen im Prozess 
der Arbeit wird dadurch immer wichtiger. 
 
Wichtig im Prozess der Arbeit ist die Zerti-
fizierung des informellen Lernens. Die 
Arbeitserfahrung, das Lernen an sich und 
neue Formen des Lernens müssen beachtet 
werden. Die Zertifizierung muss für den 
internen aber auch externen Arbeitsmarkt 
erfolgen. Die angelsächsischen Länder sind 
uns diesbezüglich etwas mit ihren Zertifi-
zierungsverfahren voraus. Von denen kann 
man sehr viel lernen. In den Niederlanden 
wurde von den weißen Flecken der Wei-
terbildung gesprochen. Wie ich bereits 
sagte, gibt es in den Niederlanden bran-
chenorientierte Aus- und Weiterbildungs-
fonds. Diese Fonds haben auch ihre eige-
nen Forschungsbereiche, sozusagen ein 
eigenes Bundesinstitut für Berufsbildung. 
Sie sind ziemlich aktiv. Fast ein Fünftel 
der mit Branchenfonds Aktiven führt schon 
Zertifizierungsverfahren für informelles 
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Lernen durch. Ich kenne einige der großen 
Fonds, die die Forschungsabteilungen be-
reits von den sonstigen Beschäftigten aus-
gegliedert haben. Sie haben sie so ausge-
gliedert, dass sie die entwickelten Zertifi-
zierungsverfahren auf dem externen Wei-
terbildungsmarkt verkaufen.  
 
Es ist natürlich ein deutlicher Vorteil, 
wenn in einer Branche Weiterbildungs-
fonds existieren und die Organisations-
strukturen bereits vorhanden sind, um eine 
wirkliche arbeitslebensnahe Zertifizierung 
zu entwickeln. Beispiele für diese Zertifi-
zierungsverfahren gibt es viele, aber diese 
sind ziemlich kompliziert. Dennoch funk-
tionieren sie in Holland in den Branchen 
sehr gut. Sie funktionieren so gut, dass 
man sie extern verkaufen kann.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Frau Sehrbrock bitte. 
 
 
Ingrid   S e h r b r o c k : 
 
Ich wurde gefragt, wie der DGB den von 
der CSU/CSU vorgeschlagenen Instrumen-
tenmix zur Finanzierung Lebenslangen 
Lernens einschätzt. Es wurden ja eine gan-
ze Reihe von Vorschlägen genannt. Zum 
einen das Bildungssparen, die Bildungs-
kredite und Lernzeitkonten. Ich beginne 
mit dem Bildungssparen. Diesbezüglich 
wurde ein neuer konkretisierter Vorschlag 
im Innovationskreis von Herrn Dr. Doh-
men und Herrn Professor Rürup einge-
bracht, dessen Zielsetzung es ist, über Zu-
lagen und Prämien gerade die unteren Ein-
kommen besonders zu fördern. Ich denke, 
dieser Ansatz ist im Prinzip in Ordnung. Er 
lehnt sich an dem Vermögensbildungsge-
setz an. Er nimmt allerdings auch zu 
Kenntnis, dass Menschen auch heute noch 
nicht primär für die Bildung Rücklagen 
bilden, sondern vor allen Dingen für die 
Alterssicherung. Deshalb ist die Frage, was 

man tatsächlich damit erreicht. Die darf 
und man sicherlich an dieser Stelle stellen. 
Das heißt nicht, dass wir gegen dieses Bil-
dungssparen sind, aber die Frage ist, ob die 
unteren Einkommen hiermit erreicht wer-
den und besondere Anreize erhalten, um 
für ihre Bildung Mittel anzusparen. Das 
wäre der erste Punkt.  
 
Auch die Bildungskredite richten sich nur 
an eine bestimmte Zielgruppe. Es sind die-
jenigen, die diese Kredite am ehesten auch 
wieder zurückzahlen können und damit 
eher die Mittelschicht. Aber auch das kann 
man anpeilen. 
 
Das dritte waren die Lernzeitkonten, die 
mit den Arbeitszeitkonten in ganz engem 
Zusammenhang stehen. Da gibt es, wie wir 
alle wissen, das Problem der Insolvenzs i-
cherung. Hier hat die Bundesregierung 
zwar zugesagt, dass sie das Problem in 
Angriff nehmen will. Es zeigt sich aber, 
dass dies doch sehr viel schwieriger ist, als 
man denkt. Ohne Insolvenzsicherung wird 
jedoch der Anreiz, sich auf Lernzeitkonten 
einzulassen, nicht so groß sein 
 
Was mir in diesem Paket fehlt, ist ein Wei-
terbildungsförderungsgesetz, wie es auch 
die Timmermann-Kommission vorge-
schlagen hat. Es ist mit Sicherheit sehr 
wichtig, dass man denjenigen, die keine 
Ausbildung abgeschlossen haben, aber 
berufstätig waren und in der Zwischenzeit 
Berufserfahrung gesammelt haben und  
dennoch einen Berufsabschluss machen 
wollen, die Möglichkeit einräumt, das zu 
tun und auch zu finanzieren. Wir wissen 
alle, dass man Menschen, die Mitte oder 
Ende zwanzig sind, nicht noch einmal in 
eine Berufsschulklasse stecken kann oder 
in eine ganz normale Lehre. Hier ist ein 
großer Hand lungsbedarf, diese Qualifikati-
on auch tatsächlich zu finanzieren. Das 
fehlt meiner Meinung nach in diesem Kon-
zept.  
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Man muss insgesamt bei einem solchen 
Finanzierungsmix darauf achten, dass man 
bestehende Mängel nicht verschärft. Wir 
haben hier alle schon darüber gesprochen, 
dass es eine ganz klare Privilegierung gibt. 
Die bereits Gutqualifizierten bilden sich 
heute schon weiter und finanzieren das in 
aller Regel nicht selbst. Wir wissen aber, 
dass es viele Gruppen gibt, die gerade 
nicht oder nur sehr wenig von Weiterbil-
dung profitieren. Vorhin wurden schon die 
Frauen mit Kindern genannt, Migranten, 
Menschen mit geringer Qualifikation oder 
auch mit geringem Einkommen. Man muss 
wirklich aufpassen, dass bei einem solchen 
Instrumentenmix diese bestehenden Män-
gel nicht noch verschärft werden. Das ist 
ein ganz wichtiger Aspekt. Natürlich ist die 
Finanzierung nur ein Aspekt bei der Wei-
terbildung. Heute wurden schon eine Reihe 
von Punkten genannt, was ansonsten bei 
der Frage, wie wir in der Weiterbildung 
auf internationale Niveaus kommen, wich-
tig ist. So wurde Lernen im Prozess der 
Arbeit und die lernförderliche Arbeitswelt 
genannt. Wir werden uns nicht darum drü-
cken können, gerade für die Geringqualifi-
zierten oder Menschen mit geringem Ein-
kommen, Weiterbildungsangebote zu 
schaffen.  
 
Das hat auch mit der demographischen 
Entwicklung zu tun. Wir werden darauf 
angewiesen sein, alle mitzunehmen. Auch 
deshalb muss man einen besonderen Blick 
auf diese Gruppen richten. Es wurde hier 
genannt, wer ansonsten noch Beteiligte 
sein können. Das sind in der Tat die Be-
triebe. Es wurden auch die Tarifverträge 
genannt. Die Betriebsräte haben eine be-
sondere Aufgabe. Sie sind ja auch durch 
das novellierte Betriebsverfassungsgesetz 
gestärkt worden, was die Planung und Be-
teiligung von Weiterbildungsmaßnahmen 
betrifft. Natürlich ist auch jeder Einzelne 
gefordert. Wie gesagt, das Erwachsenen-
bildungsförderungsgesetz fehlt mir in die-
sem Zusammenhang, weil wir natürlich 
auch davon ausgehen müssen, dass es Be-

triebe gibt, in denen keine Tarifverträge 
gelten und keine Betriebsräte bestehen. 
Deshalb muss sich auch der Staat einscha l-
ten und Bedingungen schaffen, die es allen 
ermöglichen, an Weiterbildung zu partizi-
pieren.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Abschließend für diese 
Runde, Herr Professor Timmermann bitte. 
 
 
Prof. Dr. Dieter   T i m m e r m a n n : 
 
Ich bekam drei Fragen gestellt. Ich fange 
mit der zweiten, die ich ganz kurz machen 
kann, an. Das war die Frage nach der Me-
thodik der Lehre in den Ländern, die wir 
besucht haben. Ganz klare Antwort: Das 
haben wir gar nicht untersucht. Wir hatten 
den Auftrag, über Finanzierung nachzu-
denken. Zudem kommt, dass keines der 
fünf Mitglieder der Expertenkommission 
aus der Pädagogik oder der Erziehungswis-
senschaft kommt. Das heißt, wir hätten 
dazu auch gar nichts Kompetentes sagen 
können. Deshalb verweise ich nur auf die 
PISA-Ergebnisse. Dort wird ja Einiges 
über die Lernmethodik an skandinavischen 
Schulen und auch Berufsbildungsschulen 
gesagt.  
 
Erste Frage: Warum waren wir von Groß-
britannien nicht begeistert? Wir waren we-
der begeistert noch entsetzt. Wir haben 
einfach geschaut, was es dort an besonde-
ren Instrumenten und Förderungsformen 
gibt. Wicht ig ist zu wissen, dass in Groß-
britannien die berufliche Weiterbildung 
einen deutlich höheren Stellenwert hat als 
die berufliche Erstausbildung. Das ist ein 
wesentlicher Unterscheid zu Deutschland. 
Vor diesem Hintergrund muss man auch 
konstatieren, dass es in Großbritannien drei 
ganz unterschiedliche Phasen der „Förde-
rung“ des lebenslangen Lernens gegeben 
hat. In den sechziger Jahren gab es die Sta-
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tutory Industrial Training Boards und dann 
ein Fondssystem. Die sind ausgelaufen 
oder abgeschafft worden. Unter Thatcher 
regierte fast nur der Markt. Unter Blair 
findet der Staat allmählich zurück in be-
stimmte Aufgaben. Es bleibt aber als Ein-
druck, dass haben wir auch so beschrieben, 
eine sehr fragmentierte Landschaft des 
lebenslangen Lernens. Die Briten sind ex-
perimentierfreudig, was eigentlich ein gu-
ter Zug ist. Das führt aber auch zu vielen 
einander ablösenden Maßnahmen, die noch 
keinen systematischen Weg aufzeigen. Sie 
haben zum Beispiel das Bildungssparen für 
die Individuen anderthalb Jahre auspro-
biert, haben es sehr schlecht eingeführt und 
es dann erstmal wieder gestoppt. Jetzt sind 
sie dabei zu überlegen, wie sie es besser 
machen können. Wir haben uns trotzdem 
anregen lassen, Zertifizierung von Kompe-
tenzen, das ist ja etwas, was verbreitet ist 
im Rahmen der „National Vocational Qua-
lifications“. Das ist ja dieses ganze Prinzip. 
Allerdings sind diese „National Qualifica-
tions“ bezüglich der Berufe viel zu klein-
teilig geschnitten. Die Briten empfinden 
das inzwischen auch als zu kleinteilig und 
als viel zu aufwendig, die NVQs ständig zu 
zertifizieren. Was uns eben auch gefallen 
hat, war dieses Projekt Gutscheine für 
KMUs, „Small Firm Development Ac-
count“. Das haben wir ja auch übernom-
men. Wir waren demnach weder begeistert 
noch entsetzt, sondern haben uns da anre-
gen lassen. 
 
Ich komme nun zu der Frage, ob Finanzie-
rung die entscheidende Stellschraube ist. 
Ich würde sagen, es ist nicht die entsche i-
dende aber es ist eine der entscheidenden 
Fragen. Ich möchte noch einmal in Erinne-
rung rufen, was wir im Zwischenbericht 
geschrieben haben. Wir haben festgestellt, 
dass lebenslanges Lernen nur stattfindet, 
wenn folgende Ressourcen verfügbar sind: 
Erforderlich ist die Ressource Motivation, 
das betrifft die Individuen, und die Res-
source Zeit, die Individuen und Arbeitge-
ber betrifft. Das ist ein Punkt und Lern-

zeitkonten sind ein Weg. Die dritte Res-
source ist Geld. Das betrifft auch Arbeit-
geber und Arbeitnehmer und anschließend 
auch den Staat. Die institutionellen Bedin-
gungen müssen stimmen. Dazu zählt die 
Lernträchtigkeit und Lernförderlichkeit 
von Arbeitsplätzen. Dazu gehören auch 
solche Rahmenbedingungen wie Zertifizie-
rungen, Qualitätssicherungssysteme und 
Ähnliches. Wir sagten, an diesem Punkt 
wäre es schon erstrebenswert, bundesein-
heitliche Rahmenbedingungen zu schaffen. 
Das heißt nicht, dass der Bund als staatli-
ches Organ dies alles regeln muss. Bun-
deseinheitliche Regelungen können auch 
durch Tarifpartner oder wen auch immer 
hergestellt werden. Das ist vielleicht nur 
ein wenig zeitaufwendiger und komplizier-
ter. Wir meinten so etwas wie die Ausbil-
dungsordnung. Das sind ja auch bundes-
weit geltende „Rahmenpläne“, die zum 
Zweck haben, die Mobilität von ausge-
wählten Arbeitskräften zu fördern. In der 
Form brauchen wir auch institutionelle 
bundeseinheitliche Bedingungen, die die 
Mobilität der Weitergebildeten ermögli-
chen. Selbst, wenn sie in Flensburg etwas 
gelernt haben, soll selbst Konstanz noch 
etwas mit ihrem Zertifikat anfangen kön-
nen. Darum geht es. Es geht nicht darum, 
ob dies alles durch den Staat geregelt wer-
den muss. Wir versuchten herauszufinden, 
welche unserer neuen Ziel- und Problem-
gruppen verfügen denn über welche Res-
sourcen oder eben auch nicht. Im Hinblick 
darauf haben wir ein sehr differenziertes 
Vorschlagssystem entwickelt. Wir haben 
es Architektur genannt. Das finde ich einen 
schönen Begriff, weil diese Instrumente 
auch ineinander greifen und zum Teil auf 
die verschiedenen Zielgruppen auch 
zugreifen sollen.  
 
Was das EBiFG angeht wird meiner Mei-
nung nach auch wieder ein Popanz aufge-
baut. Viele haben das Gefühl, dass das ein 
riesiger Berg Bürokratie ist. Wenn Sie mal 
genau hin schauen, wie wir das konzipiert 
haben, müssen Sie Abstand nehmen von 
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dieser Vorstellung. Ich frage  mich nur, wer 
sich denn bisher um diese neuen Problem-
gruppen kümmert, die wir identifiziert ha-
ben. Der Markt tut es nicht, um das mal 
ganz klar zu sagen. Wenn man weiterhin 
nichts tut und es so weiter geht, dann sind 
die Kosten auf Dauer wesentlich höher als 
wenn getan wird, was wir vorschlagen. 
Das Bildungssparen wird als einziges In-
strument, um das lebenslange Lernen zu 
fördern aber nicht ausreichen, und für diese 
Zielgruppen reicht es schon gleich gar 
nicht. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Das hatte ja schon fast 
den Charakter eines Schlusswortes für den 
ersten Teil. Wir sind etwas über der verab-
redeten Zeit. Das dürfte aber insgesamt 
kein Problem sein, wenn wir uns bemühen, 
die Mittagspause von 30 Minuten einzuhal-
ten. Vor dem Saal steht der Cateringwagen 
zur Versorgung bereit. Ich habe die herzli-
che Bitte, dass unsere Gäste zuerst die 
Sachverständigen und die Abgeordneten 
vor lassen, damit wir auch dann wirklich 
pünktlich wieder beginnen können.  
 
Herzlichen Dank für den ersten Teil. Wir 
freuen uns auf den spannenden zweiten 
Teil ab 13.30 Uhr. 
 
 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich weiß, dass auch die informelle Kom-
munikation sehr wichtig ist. Wir sind aber 
im gesamten Ausschuss an Ihren Beiträgen 
interessiert. Ich bitte Sie daher um Auf-
merksamkeit. 
 
Es gab zwischenzeitlich eine kleine Irrit a-
tion, weil heute die Gedenkstunde zum 
Holocaust im Plenum stattfindet und ei-

gentlich alle Abgeordneten an dieser teil-
nehmen wollten. Wir waren diesbezüglich 
so verblieben, dass jede Fraktionen für eine 
angemessene Beteiligung sorgt. Anders 
war das leider nicht zu handhaben, da wir 
die 16 Sachverständigen so schnell nicht 
wieder an einen Tisch bekommen hätten. 
Daher werden wir das geplante Ende der 
Anhörung von 15.30 Uhr beibeha lten.  
 
Was die Sachverständigenbank angeht, 
darf ich Sie über den aktuellen Stand in-
formieren: Als Vertretung von Herrn Helf-
rich ist Herr Schmauder anwesend. Für 
Frau Sehrbrock begrüße ich Herrn Nord-
haus. Ebenso begrüßen wir jetzt Herrn Pro-
fessor Rürup in unserer Mitte. 
 
Damit können wir mit der ersten Fragerun-
de des zweiten Teils starten. Das Auftakt-
wort hat die CDU/CSU-Fraktion. Herr 
Schummer bitte. 
 
 
Abg. Uwe   S c h u m m e r   (CDU/CSU): 
 
Ich habe eine Frage an Herrn Professor 
Rürup: Die stärkste Kritik im Bereich der 
Weiterbildung ging bisher an die agentur-
geförderte Weiterbildung teilweise aber 
auch an die Weiterbildung am Arbeits-
platz. Wo sehen Sie die Defizite der Finan-
zierung von lebenslangem Lernen und be-
ruflicher Weiterbildung? Wo ist die stärks-
te Hebelwirkung wenn diese Defizite be-
seitigt werden sollen? Mit welchem Finan-
zierungssystem würden Sie arbeiten wol-
len?  
 
Eine zweite Frage geht an Herrn Dr. Nor-
bert Bensel. Welche Notwendigkeiten se-
hen Sie aus Ihrer Erfahrung mit betriebli-
chen und tariflichen Vereinbarungen, um 
Lernzeitkonten und Bildungssparen anzu-
reizen? 
 
 
 
 



 

__________________________________________________________________________________________ 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

26. Sitzung, 29. Januar 2007 
Öffentliche Anhörung zu dem Thema „Lebenslanges Lernen – Bedarf und Finanzierung“ 

48 

V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Rossmann bitte. 
 
Abg. Dr. Ernst-Dieter   R o s s m a n n   
(SPD): 
 
Meine Frage richtet sich an Herrn Dr. 
Dohmen. In dessen Stellungnahme findet 
sich unter der Ziffer 7 die Aussage, dass 
das, was die Koalitionsverabredung bein-
haltet, ein Schritt in die richtige Richtung 
ist und diesem Schritt aber nach Ihrer Auf-
fassung unbedingt ein weiterer fo lgen 
muss, der sich auf die Personen mit einer 
geringeren Ausgangsqualifizierung be-
zieht. Was meinen Sie ganz konkret mit 
diesem Schritt, der auf dem Dreiklang von 
Prämie, Sparen und Kredit  aufbauen soll? 
Welche Anschlussfähigkeit sehen Sie bei 
diesem vorgelegten Dreiklang auf diesen 
nächsten Schritt hin? 
 
Wir haben hier ein weites Spektrum von 
gewerkschaftlichen Vertretern, deshalb ist 
es immer schwierig. Ich unterstelle aber 
einfach, dass der DGB hier für alle spre-
chen kann. Meine Frage geht damit an 
Herrn Nordhaus. Mit ist aufgefallen, dass 
in der Stellungnahme der GEW ein Satz 
enthalten ist, der sagt, dass eine überwie-
gend nachfrageorientierte Finanzierung, 
zum Beispiel Bildungsgutscheine, abge-
lehnt wird. Ich habe das nicht verstanden. 
Hinter Bildungsgutscheinen steht Geld, 
und sie werden den Menschen angeboten, 
damit sie sie umsetzen und bei einem Trä-
ger ausgeben können. Das ist doch eigent-
lich ein Finanzierungsangebot, dass diese 
Menschen nicht ablehnen werden. Wie 
beurteilen Sie das minimalistisch vorgeleg-
te Konzept des Bildungssparens, der Prä-
mie und des Kredites? In welche Richtung 
müsste das nach Ihrer Meinung insbeson-
dere in Bezug auf Benachteiligte ausgebaut 
werden?  
 
Ich möchte dazu gern zwei politische Aus-
sagen machen: Es fällt ja allen auf, dass die 

vorherige Regierung einen großen Schritt 
in Richtung Aufstiegsfortbildungs förde-
rungsgesetz gemacht hat. Das finden alle 
grundsätzlich gut, auch wenn in den Stel-
lungnahmen teilweise etwas Anderes ge-
sagt wird. Das AFBG war ein Pluspunkt. 
Genauso müssen wir uns eingestehen, dass 
wir in Sachen „Hartz“ schwerwiegende 
Fehler gemacht haben. Was die Koali-
tionsvereinbarungen jetzt beinhalten, ist 
keine große Sache, aber es ist ein Konsens 
zwischen zwei eigentlich antagonistisch 
zueinander stehenden Kräften. Man muss 
jetzt trotzdem definieren, was man darauf 
aufbauen kann. Danach suchen wir, selbst 
wenn wir wissen, dass wir nicht alles be-
kommen, was wir gerne hätten. Wir haben 
es unter der Regierung von SPD und 
GRÜNEN nicht hin bekommen, wir be-
kommen es jetzt auch nicht hin, aber wir 
versuchen es dennoch weiter. Eine solche 
Bemerkung wollte ich der Ehrlichkeit ha l-
ber machen, damit wir uns nicht alles 
schöner reden oder uns raus reden. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit hat Herr Meinhardt das Wort. 
 
 
Abg. Patrick   M e i n h a r d t   (FDP): 
 
Vielen Dank. Die erste Frage geht an 
Herrn Dr. Treier von der DIHK. Hier wür-
den wir gern noch einmal auf den The-
menbereich der gemeinsamen Vorschläge, 
die DIHK und ZDH im Bereich Weiterbil-
dungsfinanzierung, Bildungssparen ge-
macht haben, eingehen wollen. Ich hätte 
gern von Ihrer Seite eine Einschätzung 
darüber, was Sie von der Forderung inne r-
halb des Koalitionsvertrages halten, Tarif-
vertragsparteien zu ermuntern, Einrichtun-
gen von Bildungszeitkonten zu vereinba-
ren, auf denen Überstunden und Ur-
laubstage langfristig gesammelt werden 
und das der Staat für angemessene Rah-
menbedingung zu sorgen hat, zu denen 
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etwa die Insolvenzsicherung von Arbeits-
zeit- und Lernzeitkonten gehört. Wie ist 
die Sichtweise der Wirtschaft zu dieser 
konkreten Maßnahme aus dem Koalitions-
vertrag? 
 
Eine zweite Frage geht an Herrn Professor 
Rürup. Ein zentraler Punkt innerhalb des 
Gutachtens ist die Frage des Bildungsspa-
rens. Die Kommission schlägt vor, die 
staatliche Förderung nach dem Fünften 
Vermögensbildungsgesetz um die Mög-
lichkeit der staatlichen Förderung des Bil-
dungssparens zu erweitern und zielt damit 
darauf ab, dass bildungsferne Personen 
besondere Anreize finden. Wir würden Sie 
bitten,  auszuführen, wie Sie dieses interes-
sante Element des Bildungssparens sehen,  
auch analog zu dem Element der Eigen-
heimförderung. Wie kann man damit um-
gehen? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Schneider bitte. 
 
 
Abg. Volker   S c h n e i d e r   (DIE 
LINKE.): 
 
Meine erste Frage geht an Herrn Dr. Doh-
men. Während sich Herr Dr. Rossmann 
den positiven Teil der Ausführung heraus 
gesucht hat, habe ich eine etwas kritischere 
Passage gefunden. Sie haben in Ihrer Stel-
lungnahme darauf hingewiesen, dass das 
vorgeschlagene haushaltsneutrale Dreisäu-
lenmodell den Daten des Koalitionsvertra-
ges entsprechend in bestimmten Bereichen 
auch sehr kritisch zu sehen sei. Sie haben 
unter anderem geschrieben, eine stärkere 
Beförderung arbeitsloser Personen oder 
von Maßnahmen zur Nachqualifizierung 
der Personen ohne vorhergehenden Schul-
abschluss ist über ein Instrument, das wie 
im Koalitionsvertrag gefordert, eine ind i-
viduelle Beteiligung vorsieht, nicht mög-
lich. Die Vorgabe des Koalitionsvertrages 

ist insoweit eine starke Einschränkung. Für 
diese Aufgabe braucht es neben dem Wei-
terbildungssparen ergänzende Finanzie-
rungsinstrumente. An welche Finanzie-
rungsinstrumente denken Sie dabei?  
 
Meine zweite Frage geht an Frau Bayer. Es 
sind ja im Zusammenhang mit dem Bil-
dungssparen durchaus kritische Stimmen 
unter den Gutachtern laut geworden. Ich 
habe Ihre Stellungnahme diesbezüglich 
besonders nachhaltig in Erinnerung. Könn-
ten Sie noch einmal etwas zu Ihrer Kritik 
an den Vorschlägen von Herrn Professor 
Rürup und Herrn Dr. Dohmen sagen? Was 
wären denn Ihre Alternativen zur Finanzie-
rung? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau 
Hinz bitte. 
 
 
Abg. Priska   H i n z   (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 
 
Meine erste Frage geht ebenfalls an Herrn 
Dr. Dohmen. Sie haben in Ihrer Stellung-
nahme betont, dass sich die drei Gruppen, 
Privatpersonen, öffentliche Hand und 
Wirtschaft, jeweils an der Finanzierung 
von Weiterbildung beteiligen sollen. Wel-
che Instrumentarien stellen Sie sich über 
das Bildungssparen oder das Drei-Säulen-
Modell hinaus vor, wie die drei Akteure zu 
Weiterbildungsinvestitionen gebracht wer-
den können?  
 
Die nächste Frage geht an Herrn Professor 
Timmermann. Sie haben ja in der Exper-
tenkommission für das Bildungssparen ein 
anderes Modell vorgeschlagen, als es das 
Gutachten für das BMBF vorsieht. Können 
Sie den Unterschied noch einmal erläu-
tern? Dann noch einmal das Thema „Bera-
tung für KMUs“: Welchen Stellenwert 
messen Sie dem bei? Wie sehen Sie die  
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Anreize der finanziellen Unterstützung, 
wie das in Großbritannien erfolgt? In wel-
cher Relationen sehen Sie diese beiden 
Finanzierungsmöglichkeiten? Welche 
Zielgruppen wären für das Erwachsenen-
bildungsförderungsgesetz, dass Sie vorge-
schlagen haben, genau geeignet? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Die Antwortrunde beginnt mit Frau Bayer. 
 
 
Mechthild   B a y e r : 
 
Ich wurde speziell zu der Kritik am Bil-
dungssparen gefragt. Wir sagten zu dem 
Bildungssparen nicht, dass wir generell 
dagegen sind. Wir haben die Effektivität 
und die Relevanz des Instruments bezwei-
felt. Unser Hauptargument ist, dass das 
Bildungssparen gerade die benachteiligten 
Gruppen, die man einbeziehen möchte, am 
wenigsten erreicht. Nun hat natürlich die 
Expertenkommission gerade diese Grup-
pen besonders hervor gehoben und gesagt, 
wir wollen das Bildungssparen so ausges-
talten, dass es für die Benachteiligten auf 
jeden Fall umsetzbar ist. Wir geben aber zu 
bedenken, dass gerade bei diesen Gruppen 
das Sparen für Bildung in Konkurrenz zu 
ganz anderen Fragen steht. Das ist zum 
Beispiel die Altersvorsorge, Fragen von 
Konsumbedürfnissen und vieles mehr.  
 
In einem Bericht aus der Frankfurter 
Rundschau, den ich zu den Dohmen-
Gutachten gelesen habe, stand zu meiner 
Verwunderung der Satz, dass bisher eben 
Möbel oder Autos gekauft wurden. Aber 
Möbel und Autos stehen eben für einen 
großen Teil der Bevölkerung in Konkur-
renz zur Bildung. Die Frage ist deswegen, 
ob dieses Instrument geeignet ist, speziell 
die benachteiligten Gruppen oder die 
Gruppen, die weniger Geld haben, zu er-
fassen. Dass diese Gruppen auf etwas zu 
verzichten und ihre Prioritäten ausgerech-

net auf Bildung setzen, halten wir für äu-
ßerst unwahrscheinlich.  
 
Wir brachten in dem Papier zum Bildungs-
sparen auch ein paar generelle Argumente. 
Es kam die Frage der Nachfrageorientie-
rung. Wenn man den Menschen Bildungs-
gutscheine in die Hand drückt, führt das 
natürlich dazu, dass diese auf dem Markt 
auftauchen und sich dann die Träger aus-
suchen. Das kann in der Konsequenz zu 
einer Menge Problemen führen. Nicht die 
Träger mit ihren Angeboten bestimmen das 
Feld, sondern die Nachfrager, indem sie 
auf diesem Markt auftauchen. Sie haben 
natürlich auch keinen Überblick über das 
Feld. Das heißt, sie wissen gar nicht, zu 
welchen Trägern sie überhaupt gehen sol-
len. Wenn sie dann zu den Trägern gehen, 
suchen sie sich dort teilweise Angebote 
aus, die entweder relativ günstig sind oder 
in eine Richtung gehen, von der sie glau-
ben, dass sie unmittelbar arbeitsmarktrele-
vant sind.  
 
Eigentlich setzt dieses Konzept damit hoch 
informierte und risikobereite Subjekte am 
Markt voraus. Das sind aber die Mehrheit 
der Menschen auf dem Weiterbildungs-
markt überhaupt nicht. Sie brauchen viel-
mehr Hilfe, um sich auf diesem Markt ori-
entieren zu können. Insofern ist eine Um-
stellung von der Nachfrageorientierung auf 
eine derartige Subjektfinanzierung ein gro-
ßes Problem. Wir haben das ja auch an der 
Resonanz bei den Bildungsgutscheinen, die 
die BA vergeben hat, gesehen. Auch der 
Evaluierungsbericht hat gezeigt, was allein 
in diesem Segment der Weiterbildung mit 
den Bildungsgutscheinen passiert. Jetzt 
würden wir genau das quasi bei dem Bil-
dungssparen wieder ein Stück weit rein 
holen. Bildungssparen muss man nämlich 
strukturell vor allem unter einem Gesicht s-
punkt sehen: Es ist eine subjektorientierte 
Finanzierung. Es stärkt ausschließlich die 
individuelle Finanzierung.  
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Die Frage ist, ob das wirklich genügend 
Weiterbildungsressourcen regenerieren 
kann. Darum geht es ja langfristig und ge-
nerell. Wir wollen mehr Geld für Weiter-
bildung im Topf haben. Wie kommen wir 
dazu? Kommen wir durch diese Instrumen-
te dazu? Unsere Befürchtung ist, dass das 
genau mit diesem Instrument nicht passie-
ren wird. 
 
Diesbezüglich steht natürlich auch die Fra-
ge, was wir denn Anderes wollen. Wenn 
die vorgeschlagenen Instrumente nach un-
serer Auffassung offensichtlich nicht aus-
reichen, dann muss es ja noch etwas Ande-
res geben. Ich hatte vor der Pause bereits 
gesagt, dass wir uns durchaus über ein Ge-
samtpaket Gedanken gemacht haben. Vie l-
leicht hebe ich das Instrument der indivi-
duellen Finanzierung noch einmal hervor. 
Da hatten wir ja gemeint, dass man das 
zunächst in einem Erwachsenenbildungs-
förderungsgesetz auch mal tatsächlich zu-
sammenfasst und die bestehende Segmen-
tierung auflöst. Es muss in einem Gesetz 
zusammengefasst werden, wie es die Ex-
pertenkommission auch vorgeschlagen hat. 
Das findet bei uns große Zustimmung.  
 
Allerdings ist die Idee ja auch, dass man 
dann in der Frage von Zuschuss und Dar-
lehen, je nachdem wofür diese individuelle 
Weiterbildung veranlasst wird, tatsächlich 
unterschiedlich vorgeht und differenziert. 
Wir haben hier so etwas wie das Nachho-
len von Schulabschlüssen, das hauptsäch-
lich über Zuschüsse regeneriert wird und 
wir haben das Aufstiegsfortbildungsförde-
rungsgesetz, das ja im Prinzip auch eine 
Mischung zwischen Zuschuss und Darle-
hen ist. Bezüglich der individuellen Finan-
zierung meinen wir, dass man das so aus-
statten kann, dass verschiedene Instrumen-
te gebündelt werden. Man darf sie nicht als 
einzelne Leistungsgesetze wirr in der 
Landschaft stehen lassen, wie das jetzt 
beispielsweise beim Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetz der Fall ist. 
 

Als Drei-Säulen-Modell bereits vorgestellt, 
würde daneben für die betriebliche Weiter-
bildung die Aufgabe bestehen, zu schauen, 
was wir durch Tarifverträge hin bekommen 
und was  in dieser Frage über Fonds gere-
gelt werden kann. Die Fonds hätten vor 
allen Dingen den Vorteil, dass sie die Un-
terinvestition, die in der betrieblichen Wei-
terbildung nach den CVTS-Studien 
herrscht, in irgendeiner Weise in den Griff 
bekommen. Wir wissen alle, dass Betriebe, 
die Weiterbildung ausgeben, in Konkur-
renz zu denen geraten, die keine ausgeben 
und nicht für Weiterbildung investieren. 
Um einen bestimmten Ausgleich herzustel-
len, sind Fonds das richtige Instrument. 
Die Idee war, dass die Fonds, wenn wir sie 
als Tarifvertragsparteien anstoßen, auch 
einen gewissen Rückhalt von der öffentli-
chen Hand bekommen und nicht alles uns 
aufgelastet wird. Was in diesem Bereich 
alles geregelt werden soll, bekommen wir 
nicht allein durch Tarifvereinbarungen hin. 
 
Das dritte Instrument betrifft die Weiter-
bildung der Arbeitslosen. Hier müssen wir 
uns fragen, wo wir angesichts der herr-
schenden Situation eigentlich hin wollen. 
Auch das muss in dem Gesamtpaket ent-
halten sein, um nicht die Weiterbildung der 
Arbeitslosen als ein einzelnes Segment 
neben den anderen stehen zu lassen. Ein 
heutiger Arbeitender kann mit der Nach-
frage im Betrieb und auf dem freien Wei-
terbildungsmarkt konfrontiert sein. Er kann 
aber auch individuell nachfragend sein. Er 
kann auch selbst arbeitslos werden und ist 
dann plötzlich der so genannte Kunde der 
Bundesanstalt für Arbeit. In Erwerbsbio-
graphien können sich diese Phasen ab-
wechseln. Es muss für einen Menschen 
erkennbar sein, wo die öffentliche Hand 
insgesamt eine Struktur bereithält, die auch 
eine Weiterbildungskultur fördert. 
 
Zu der Frage, ob denn die Finanzierung 
das einzige Instrument sei, würde ich mich 
Herrn Professor Timmermann anschließen 
wollen: Es ist nicht das einzige Instrument, 
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aber es ist ein entscheidender Hebel. Es ist 
genau wie die Zeitfrage ein entscheidender 
Hebel. Zeit und Finanzierung sind sehr 
entscheidend, um das System voranzubrin-
gen. Auch in der Finanzierungsfrage muss 
man vorankommen. Das vorgeschlagene 
Drei-Säulen-Modell ist nach unserer Auf-
fassung nicht geeignet, um einen entsche i-
denden Schritt zu tun. Das werden wir 
dann auch an der Abfrage sehen, wenn das 
dann tatsächlich zum Gesetz wird. Bil-
dungssparen wird nicht viel nachgefragt 
werden. Man wird damit nichts kaputt ma-
chen, aber man wird damit auch nichts 
großartig verändern. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Bensel bitte. 
 
 
Dr. Norbert   B e n s e l : 
 
Vielen Dank. Auch ich beginne mit dem 
Bildungssparen. Ich glaube, dass das Bil-
dungssparen im Rahmen von vermögens-
wirksamen Leistungen und anderen vor-
handenen Möglichkeiten ein Schritt in die 
richtige Richtung ist. Ob es ausreicht, ist 
eine ganz andere Frage. Was in diesem 
Zusammenhang wichtig ist, ist eine Be-
wusstseinsveränderung bei den nachfra-
genden Bürgern in diesem Lande. Sie müs-
sen erkennen,  dass es sich lohnt und no t-
wendig ist, in seine Bildung zu investieren. 
Das haben wir auch beim Thema „Riester“ 
und „Rürup“ gesehen. Auch bei der Al-
tersversorgung musste ein Anstoß gegeben 
werden, um die Erforderlichkeit ins Be-
wusstsein der Menschen zu heben. Gerade 
für den Bereich der Bildung ist das ein 
richtiger Schritt, um hier auch eine öffent-
liche Diskussion und einen öffentlichen 
Diskurs zu bekommen, der das Thema 
„Qualifikation“ und „Weiterbildung“ noch 
stärker in den Fokus rückt. Deswegen muss 
man ganz klar in diese Richtung gehen. Es 
mag sein, dass man diesbezüglich auch 

nicht zu viel Hoffnung wecken sollte. Man 
sollte lieber kleine Schritte gehen als dem 
einen großen, der dann wohlmöglich doch 
nicht zum Erfolg kommt, hinterher zu lau-
fen. 
 
Der zweite Punkt betrifft die Frage nach 
der Tarifpolitik. Auch dort gibt es eine 
ganze Reihe von Möglichkeiten. In der 
Zwischenzeit gibt es eine ganze Reihe von 
Betriebsvereinbarungen und Tarifverträ-
gen, die einen Rahmen bilden. Ich glaube 
allerdings, dass ein Tarifvertrag betriebli-
che Weiterbildung nicht regeln kann. Er 
kann nur einen Rahmen abstecken, über 
den dann mittels Betriebsvereinbarungen 
in den Unternehmen zum Thema „Qualifi-
zierung“ gesprochen werden kann.  
 
Es ist auch wichtig, noch einmal deutlich 
zu machen, was heute Vormittag schon 
gesagt wurde: Wir können uns nicht immer 
mit allen anderen Ländern vergleichen. 
Wir haben die duale Ausbildung im Be-
trieb, das ist eine ganze andere Basis als 
beispielsweise in den USA oder den ange l-
sächsischen Ländern. Von daher spielt 
dann auch die betriebliche Weiterbildung, 
die auf diesem Fundament der dualen Aus-
bildung aufsetzt eine ganz andere, ganz 
entscheidende Rolle. Hier kann man über 
Betriebsvereinbarungen zu Regelungen 
kommen. Hier ist das Thema „Zeitkonten“ 
beziehungsweise „Bildungskonten“ sehr 
wichtig. Mit ihnen setzt man Überstunden 
und Mehrarbeit für Weiterbildung ein. Im 
Rahmen von solchen Betriebsvereinbarun-
gen muss man sich natürlich auch über den 
Bildungsbegriff in einem Unternehmen 
unterhalten. Unternehmen konzentrie ren 
sich heute nicht speziell nur auf fachliche 
Weiterbildung. Weiterbildung in Unter-
nehmen hat einen viel viel breiteren An-
satz. Dieser geht von Persönlichkeitsbil-
dung über den Umgang mit Veränderungen 
bis zum Umgang mit neuen Technologien. 
Dort, wo es in Persönlichkeitsentwicklung 
und in Weiterbildungsmaßnahmen geht, 
die hauptsächlich auch den Individuen zu-
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gute kommen, kann über solche Zeitkonten 
der Beitrag des Mitarbeiters eingebracht 
werden. Hier gibt es eine Vielzahl von 
Möglichkeiten.  
 
Herr Tauss, mich wunderte, dass Sie vo r-
hin meinten, dass Thema „Weiterbildung“ 
würde bei Unternehmen keine Rolle spie-
len. Ich kenne kein Großunternehmen, bei 
dem das nicht eine entscheidende Rolle 
spielt. Das Thema „Weiterbildung“ und 
„Qualifizierung“, gerade auch im Sinne 
von Innovationen und Veränderungen in 
Richtung Dienstleistungsgesellschaft, ist 
für jedes Unternehmen eine Herausforde-
rung. Wer sich dieser Herausforderung 
nicht stellt, wird den Anschluss verlieren. 
Deshalb ist das für uns ein ganz entsche i-
dender Punkt im Bereich der Weiterbil-
dung auf Betriebsebene mit den Gewerk-
schaften und Betriebsräten Möglichkeiten 
zu finden, den Mitarbeiter mitzunehmen. 
Das gilt nicht nur für die Qualifizierten. 
Das ist gerade auch dort wichtig, wo Inno-
vation heute noch nicht die große Rolle 
spielt, wo sich aber Veränderungsprozesse 
andeuten. Gerade auch die Gruppe der An-
gelernten und Ungelernten Mitarbeiter sind 
dort stärker mitzunehmen. 
 
Zusammengefasst: Bildungssparen ist ein 
Schritt in die richtige Richtung, wenn man 
die vorhandenen Instrumentarien nutzt. 
Auf der Betriebsebene kann man zwischen 
Betriebsräten, Gewerkschaften und Arbeit-
gebern eine ganze Reihe Maßnahmen her-
beiführen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Dohmen bitte. 
 
 
Dr. Dieter   D o h m e n : 
 
Faktisch gehen die Fragen an mich in eine 
ähnliche Richtung. Die Frage ist, wie weit 
man den Bogen spannt. Ich habe in der 

ersten Runde bereits darauf verwiesen, 
dass sich Bildungsprozesse und Bildungs-
biographien komplett verändern werden. 
Wir stehen vor einem globalen Umbruch. 
Reden wir, wenn wir über eine Weiterent-
wicklung reden, nur über Weiterbildung? 
Oder reden wir auch über eine Verzahnung 
von weitergehenden Bildungsprozessen 
zwischen dualer Ausbildung oder vollzeit-
schulischer Berufsausbildung? Schließen 
wir die Hochschule und eventuell die Kitas 
mit ein? Eine Vision oder Vorstellung 
könnte auch heißen: „Gutscheine für le-
benslanges Lernen“. Mir ist klar, dass eine 
solche Idee schon zu Beginn zwischen den 
Fronten zerrieben werden würde. Es wäre 
eine große Lösung, mit der man aber nicht 
alle zufrieden stellen kann.  
 
Bezüglich der Nachfrage- beziehungsweise 
Angebotsorientie rung hat Frau Bayer hier 
eben ein Konzept gezeichnet, das in mei-
nen Augen in Teilen widersprüchlich ist. 
De facto akzeptieren Sie als einzige Lö-
sung eine weitgehend staatliche Finanzie-
rung der Individuen. Alles andere heißt 
nämlich zwangsläufig auch Selbstverant-
wortung des Individuums. Es heißt auch 
Selbstverantwortung der Unternehmen, 
Risikobereitschaft und Prioritätensetzung. 
 
An dieser Stelle sollten wir uns doch auch 
einmal übergreifend dazu bekennen, dass 
Bildung absolute Priorität in diesem Land 
haben muss. Wir leben bildungsmäßig von 
dem Qualifikationsniveau der älteren Er-
werbstätigen, der 55 bis 65jährigen. Diese 
Gruppe war international deutlich besser 
qualifiziert, als das die heutigen jungen 
Generationen sind. Die jungen Generatio-
nen sind aber für Innovationen und Wir t-
schaftswachstum zuständig. Wir können 
aus einer neuen Untersuchung entnehmen, 
dass das die Basis für die noch-hohe Inno-
vationsfähigkeit Deutschlands ist. Bei den 
Jüngeren bröckelt es ganz massiv. Auch 
die Aufstiegsfortbildung ist bei den jünge-
ren Menschen bei weitem nicht mehr so 
gefragt, wie das früher noch der Fall war. 
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Das heißt, wenn wir nicht wirklich klar 
sagen, Bildung hat absolute Priorität, oder 
wie Tony Blair sagte: „Education educati-
on education!“, oder in Abwandlung von 
Bill Clinton: „It´s the education, stupid!“, 
dann sollten wir an der Stelle den Faden 
nicht verlieren. Wir müssen diese Priorität 
zwingend setzten. Wir müssen die Indivi-
duen in die Lage versetzen, etwas zu tun. 
Jemand der arbeitslos ist oder nachqualifi-
ziert werden muss, Frauen mit zunehmen-
der Kinderzahl wie die Expertenkommissi-
on aufgezeigt hat, bedarf natürlich einer 
ganz anderen Förderung als jemand wie 
ich zum Beispiel, der selbstständiger Un-
ternehmer ist. Ich bekomme vom Staat 
auch im Moment schon eine ganz andere 
Förderungschance, weil ich das nämlich 
steuerlich ganz anders absetzen kann. Das 
heißt, ein weitergehendes Modell muss die 
unterschiedlichen Lebenslagen berücksich-
tigen,  entsprechend flexibel und variabel 
sein und darf gleichzeitig das große Ganze 
nicht aus den Augen verlieren.  
 
Erstausbildung wird im Moment bis zum 
Ende des dreißigsten Lebensjahres geför-
dert. Danach haben gibt es nichts. Wir füh-
ren Studiengebühren in diversen Ländern 
ein. Wenn man Glück hat, bekommt man 
Kredite für Studiengebühren und eine Fi-
nanzierung bis zum 35. Lebensjahr. Dann 
hatte man aber schon sehr viel Glück. Wir 
haben, dass habe ich eben schon gesagt, 
die Umstellung Bachelor und Master auf 
die neuen Strukturen. Das heißt, viele Leu-
te werden vielleicht erst mit 40 oder 45 das 
erste oder zweite Masterstudium machen, 
weil das erste Masterstudium, das sie ge-
macht haben, gar nicht mehr drin ist. Ist 
das dann Weiterbildung? Oder ist das noch 
die Erstausbildung? Für mich ist es Wei-
terbildung. Wenn ich nun über weiterge-
hende, in die Zukunft gerichtete Modelle 
nachdenke, müssen solche Strukturen be-
rücksichtigt werden. In diesem Zusam-
menhang muss auch eigentlich nicht über 
ein Erwachsenenbildungsfinanzierungsge-
setz geredet werden, sondern über eine 

Rahmenrichtlinie. Ob das ein Gesetz ist 
oder nicht, interessiert mich im Prinzip 
nicht. Mir geht es um den Inhalt. Es muss 
eine Bildungsförderung ermöglicht wer-
den, die die verschiedenen beruflichen 
Bildungsphasen mindestens integriert. Ob 
das Gutscheine für lebenslanges Lernen 
sind oder ob Fonds integriert werden, ist 
im Endeffekt egal. Ich als Unternehmer 
stehe den Zwangsfonds jedoch skeptisch 
gegenüber.  
 
Fonds sind für KMUs nicht das richtige 
Instrument. Sie haben das Problem, dass 
Weiterbildungsprogramme quasi auferle-
gen werden, dafür dass gefördert wird. 
Dass heißt, der Aufwand ist in diesem 
Kontext viel zu hoch. Das können Sie in 
vielen Ländern immer wieder beobachten. 
Insoweit bin als Kleinunternehmer an die-
ser Stelle sehr skeptisch. Man kann einfach 
aus den internationalen Evaluationen im-
mer wieder feststellen, dass die Zielgruppe, 
die in den Unternehmen erreicht werden 
muss, über Fonds eher nicht erreicht wer-
den. Herr Professor Timmermann erwähnte 
das mit Blick auf Großbritannien bereits. 
Auch an dieser Stelle bin ich für Gutsche i-
ne oder ähnliche Instrumente. Damit gibt 
es Geld in die Hände der Unternehmer, das 
zur Weiterbildung verwendet wird. Es 
spielen aber noch andere Bedingungen eine 
Rolle. Es ist jedoch ein Konstrukt, das ich 
mir für die Zukunft vorstellen kann.  
 
Von Herrn Schneider kam die Gegenfrage 
der Haushaltsneutralität. Bevor ich dazu 
etwas sage, eine grundsätzliche Anmer-
kung: Wir sollten uns, egal ob Opposit ion 
oder Regierung, eingestehen, dass die Be-
reitschaft aller Parteien, Geld für Bildung 
in die Hand zu nehmen, in Deutschland 
länderübergreifend ausgesprochen be-
grenzt ist. Wer das nicht  zur Kenntnis 
nimmt und etwas anderes behauptet, erntet 
ernstliche Zweifel.  
 
Zur Haushaltsneutralität: Hier haben wir ja 
mit vereinten Kräften, die Regierung, Pro-
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fessor Rürup und wir, zumindest erreicht, 
dass die Regierung bereit ist, Geld in die 
Hand zu nehmen. Man könnte darüber dis-
kutieren, ob das jetzt das Maß aller Dinge 
ist. Natürlich kann man sich mehr vorstel-
len. Unter den gegebenen Rahmenbedin-
gungen, wo Bildung immer noch als Kon-
sum in den öffentlichen Haushalten ange-
sehen wird und nicht als Investition, ist es 
jedoch ein guter Schritt. Dabei ist es egal, 
ob das Gutscheine für lebenslanges Lernen 
sind oder ein Rahmenkonzept „Finanzie-
rung Lebenslangen Lernens“. In der Wei-
terbildung und in der Bildung generell gilt, 
dass man ohne die Bereitschaft des Indivi-
duums, sich darum zu kümmern, überhaupt 
nichts erreicht. Das Eintrichtern scheitert 
im deutschen Bildungssystem an vielen 
Stellen. Damit ist es durchaus richtig, bei 
der Motivation der Individuen anzusetzen. 
Damit fördert man den Mentalitätswandel, 
indem gezeigt wird, dass Weiterbildung 
wichtig ist und etwas dafür getan wird. 
Meine ganz persönliche Bitte ist die Eröff-
nung der Perspektive, dass wir mehr an 
dieser Stelle tun und auch bereit sind, zu-
künftig mehr Geld dafür in die Hände zu 
nehmen. Ich glaube, dass der Ansatz des 
Modells an der Stelle richtig ist. 
 
 
Abg. Dr. Ernst-Dieter   R o s s m a n n   
(SPD): 
 
Ich hatte Sie präzise auf Ihren Text hin 
gefragt. Sie sagen, es müsste unbedingt ein 
weiterer Schritt folgen, der sich auf die 
Personen mit einer geringeren Ausgangs-
qualität bezieht. Wenn wir jetzt eine Anhö-
rung machen, dann erbitte ich auf einen 
solchen Satz hin, eine präzise Ausführung, 
was Sie damit meinen, vor allem in Bezug 
auf die Personen mit der geringeren Aus-
gangsqualifizierung und den nächsten 
Schritt, der unbedingt folgen sollte. Kann 
man bitte an dieser Stelle mal etwas Kon-
kretes hören? 
 
 

Dr. Dieter   D o h m e n : 
 
Sie haben de facto zwei Möglichkeiten: Sie 
können das einerseits über die BA machen. 
Dann müssen Sie in diese Richtung mehr 
Geld in die Hand nehmen, als das heute der 
Fall ist. Sie können es aber auch über För-
derungsregularien außerhalb der BA ges-
talten. Aber auch dann brauchen Sie Geld. 
Für die Zielgruppe, die Sie in meisten Fäl-
len nicht über die Nutzung des eigenen 
Einkommens kriegen, das steht im Bericht 
auch relativ klar, brauchen Sie definitiv 
Geld. Das müssen Sie an dieser Stelle ganz 
klar bewilligen, egal ob im Bundeshaus-
halt, bei der BA oder über die Länder. Sie 
müssen definitiv Geld locker machen. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Was dann über das von Ihnen vorgeschla-
gene Modell hinausgehen würde. 
 
Herr Professor Rürup bitte. 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c.  
Hans-Adalbert   R ü r u p : 
 
Zunächst möchte ich mich entschuldigen, 
dass ich beim ersten Teil nicht dabei sein 
konnte. Montags habe ich meine große 
Vorlesung und heute war die letzte Vorle-
sung vor der Klausur. Da musste ich dann 
schon selbst da sein.  
 
Mir wurden Fragen zu den Defiziten und 
dem Bildungssparen gestellt. Lassen Sie 
mich mit einer allgemeinen Vorbemerkung 
beginnen: Ich begrüße sehr, dass die Wei-
terbildung auch durch diese Veranstaltung 
etwas mehr in den Focus des politischen 
Interesses getreten ist. Bezüglich des Gut-
achtens der Timmermann-Kommission,  
bedauere ich, dass es erst jetzt diskutiert 
wird. Letztendlich gingen die vergangenen 
zwei Jahre dadurch verloren. Ich glaube, 
dass dieses Politikfeld schlechthin das 
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Schlüsselfeld ist, um die Probleme, die wir 
mit dem demographischen Wandel be-
schreiben, zu lösen. Die zentralen Proble-
me des demographischen Wandels liegen 
nicht darin, die sozialen Sicherungssyste-
me anzupassen. Das bekommen wir schon 
irgendwie hin. Das zentrale makroökono-
mische Problem ist ein anderes. Wir wer-
den in den nächsten dreißig Jahren kaum 
schrumpfen, was die Gesamtbevölkerung 
angeht, aber die Erwerbstätigenzahlen 
werden deutlich zurückgehen. Sie werden 
um etwa 15 bis 16 Prozent zurückgehen. 
Dann haben wir das zentrale makroöko-
nomische Problem. Wenn wir nämlich 
wollen, dass wir bei der Konstanz der Ge-
samtbevölkerung und Rückgang dessen, 
was wir Produktionsfaktor Arbeit bezeich-
nen, auf dem gleichen Wohlfahrtstrend 
bleiben, dann müssen diese Erwerbstätigen 
produktiver werden. Alterung frisst Pro-
duktivität. Wie bringe ich eine schrump-
fende und alternde Bevölkerung auf einen 
höheren Produktivitätsgrad? Das kann man 
zum einen über die Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit erreichen. Dadurch wird ein 
Teil dieses demographischen Drucks weg-
genommen. Aber gerade das man diese 
weniger und älter werdenden Erwerbstäti-
gen in die Lage versetzt, produktiv tätig zu 
werden, ist für mich das entscheidende 
Schlüsselgebiet. Deswegen bin ich sehr 
dankbar, dass das hier diskutiert wird. 
 
Ich komme nun zu den Defiziten. Die Bil-
dung von Humankapital über Weiterbil-
dung, sprich die Bildung und Vermittlung 
von auf dem Arbeitsmarkt verwertbaren 
Kenntnissen, Fertigkeiten und Fähigkeiten, 
hat immer unterschiedliche Wirkungen. Es 
gibt immer gesamtwirtschaftliche Effekte, 
die sich in einer Erhöhung des Wachs-
tumspotentials niederschlagen. Es gibt be-
triebswirtschaftliche Effekte der Weiterbil-
dung, die die Wettbewerbsfähigkeit über 
eine Erhöhung der betriebswirtschaftlichen 
Produktivität erhöhen. Aber es gibt auch 
individuelle Effekte. Diese schlagen sich 
darin nieder, dass man bessere Einkom-

menschancen und ein geringeres Arbeitslo-
sigkeitsrisiko hat. Das ist ein uralter 
Grundsatz der Finanzwissenschaft, dass die 
Finanzierung dort erfolgen soll, wo die 
entsprechenden Nutzen anfangen. Das be-
deutet, dass wir eine triparitätische Finan-
zierung der Weiterbildung brauchen.  
 
Selbstverständlich muss es eine staatliche 
Verantwortung geben. Das ist völlig un-
strittig. Selbstverständlich muss es auch 
eine betriebliche Verantwortung geben. 
Aber genauso selbstverständlich sollte es 
sein, dass es eine Verantwortung des Ind i-
viduums gibt. Auch das Individuum hat 
positive Effekte. Wenn ich mir das ganze 
Spektrum jetzt ansehe, stelle ich fest, dass 
die individuell finanzierte Weiterbildung 
bislang in Deutschland ein außerordentli-
ches Schattendasein hat. Deswegen ist es 
richtig, dass man hier anfängt. Was nicht 
sein darf: Man sollte diese drei Träger 
nicht gegeneinander ausspielen. Das 
Schlimmste, was uns passieren könnte, ist, 
wenn wir eine Verbesserung der Finanzie-
rung der individuellen Weiterbildung er-
reichen und dies dazu führen würde, dass 
die betriebliche Weiterbildung zurückge-
fahren wird. Das darf definitiv nicht sein. 
Betriebliche Weiterbildung und individue l-
le Weiterbildung haben eigentlich unter-
schiedliche Zielsetzungen. Es geht einmal 
um die Bildung betriebsspezifischen Hu-
mankapitals und dann um die Bildung in-
dividuellen Humankapitals. Ich glaube, es 
ist sehr wichtig, dass es gerade vor dem 
Hintergrund des eben beschriebenen de-
mographischen Wandels selbstverständli-
cher wird, dass auch das Individuum einen 
eigenen Beitrag zu seiner Weiterbildung 
leistet. An dieser Stelle sehe ich die größ-
ten Defizite. 
 
Nun zu unserem Entwurf. Wir wissen sehr 
genau, dass das nicht der große Wurf ist. 
Aber der Hintergrund unseres Auftrags war 
ja ein völlig anderer, als der der Timmer-
mann-Studie, die wir sehr aufmerksam zur 
Kenntnis genommen haben und von der 
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wir sehr viel gelernt haben. Unser Auftrag 
bestand darin, vor dem Hintergrund des 
Koalitionsvertrages und der Vorgabe der 
Haushaltsneutralität ein Konzept zu entwi-
ckeln, welches es erleichtert, selbstverant-
wortlich Weiterbildung zu finanzieren. Ich 
bin ja durch lange Jahre der wissenschaft-
lichen Politikberatung gestählt. Man kann 
immer den großen Wurf anstreben. Das ist 
sinnvoll, das soll man auch machen. Aber 
ein großer Wurf, der in den Bibliotheken 
stehen bleibt, ist mir nicht soviel wert, wie 
ein kleiner Schritt, der gemacht wird. 
Deswegen ist auch eine Politik der kleinen 
Schritte eine sinnvolle Politik. Vorausset-
zung ist, dass die kleinen Schritte in die 
gleiche Richtung gehen und dass die ein-
zelnen kleinen Schritte nicht den großen 
Wurf verhindern. Das ist für mich der 
Punkt. Wenn man mit dem von uns vorge-
schlagenen Drei-Säulen-Konzept anfängt, 
ist das vielleicht wirklich wenig und klein, 
aber es wird dadurch nichts verhindert. Es 
wird dadurch nichts beseitigt. Dass es dar-
über hinaus noch sehr viel mehr zu tun 
gäbe, dass ist völlig unstrittig. Das wird 
niemand bezweifeln. Aber dazu müssen 
die politischen Rahmenbedingungen geän-
dert werden. Unter den gegenwärtigen 
Rahmenbedingungen setzt unser Vorschlag 
an den größten Defiziten an.  
 
Nun zur Frage des Bildungssparens: Bil-
dungssparen und Altersvorsorgesparen 
haben eines gemeinsam: Sie zielen beide 
auf eine Glättung des lebenslangen Ein-
kommens ab. Das ist die Intention. Alters-
vorsorgesparen zielt darauf ab, das Le-
benseinkommen über die Dauer des Le-
bens zu glätten. Bildungssparen zielt letzt-
lich auch darauf ab. Es sollen Kapitalien 
angesammelt werden, die verwendet wer-
den, um bestimmte Effekte zu generieren. 
Bildungssparen und Altersvorsorgesparen 
zielen nicht auf die Bildung vererbbaren 
Vermögens ab. Auch das haben beide in 
der Tat gemeinsam. Sie zielen darauf ab, 
das Lebenseinkommen zu glätten. Insofern 
könnte man sich überlegen, ob man ein 

weiteres staatlich gefördertes Sparmotiv, 
Stichwort „Bildungssparen“ in die Welt 
setzt.  
 
Ich sehe hier jedoch bestimmte Probleme. 
Die Sparfähigkeit der Bevölkerung ist 
nicht unbegrenzt. Gegenwärtig sind wir 
aus gutem Grund dabei, die Sparfähigkeit 
und Sparmöglichkeit in der Bevölkerung 
auf das Altersvorsorgesparen zu fokussie-
ren. Das ist auch gut und wichtig, um den 
Rückgang der sozialen Rente zu kompen-
sieren. Wenn man jetzt ein weiteres staat-
lich gefördertes Sparmotiv ins Leben rufen 
würde, würde ich die Gefahr einer Kanni-
balisierung sehen. Genauso habe ich auch 
bestimmte Probleme  damit, die Eigentums-
förderung ins Altersvorsorgesparen zu in-
tegrieren. Da haben wir nämlich den gle i-
chen Effekt. Auch das kann zu einer ge-
wissen Kannibalisierung des wichtigen 
Altersvorsorgesparens führen. Deswegen 
haben wir uns überlegt, wie wir die Idee 
des Bildungssparens in die gegenwärtige 
Sparform integrieren können, ohne dass es 
zu einer Kannibalisierung des Altersvor-
sorgesparens kommt. Das führt zum Bei-
spiel dazu, dass das Vermögensbildungs-
gesetz instrumentalisiert wird. 
 
Wenn wir uns darüber einig sind, und die 
Vorstellung hatte ich, dass Bildung etwas 
mit Investition und Zukunftsorientierung 
zu tun hat, dann ist es sehr sinnvoll, wenn 
man akzeptiert, dass die Verwendung des 
Vermögensbildungssparens schwergewich-
tig in den Konsum geht und in die Investi-
tion gelenkt werden muss. Natürlich ist das 
ein Zielkonflikt. Der ist vorhanden, aber 
hier werden zumindest die Möglichkeiten 
eröffnet, diese Gelder investiv zu verwen-
den. Deswegen ist das der richtige Ansatz, 
der zweifellos ausgebaut werden sollte und  
auch ausbauwürdig ist. Vielen Dank. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Herr Nordhaus bitte. 
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Hans-Ulrich   N o r d h a u s : 
 
An mich wurden zwei Fragen von Herrn 
Dr. Rossmann im Hinblick auf die Bewer-
tung der Bildungsgutscheine und des Bil-
dungssparens gestellt. Beim Thema „Bil-
dungsgutscheine“ hatten Sie darauf ver-
wiesen, dass die GEW hier formuliert hä t-
te, sie würde dies ablehnen. Die Formulie-
rung lautet konkret, dass die GEW die Bil-
dungsgutscheine für problematisch hält. 
Vielleicht kann Frau Odenwald gleich 
noch dazu Stellung nehmen.  
 
Lassen Sie mich einige Anmerkungen zum 
Thema „Bildungssparen“ machen. In der 
ersten Runde heute Vormittag haben wir 
den Bedarf aufgegriffen. Ich zitierte in 
diesem Zusammenhang vielleicht einmal 
den ehemaligen Bundespräsidenten Roman 
Herzog, der sagte: „Wir haben kein Er-
kenntnisproblem, sondern ein Umset-
zungsproblem.“. Lassen Sie mich einen 
zweiten Bundespräsidenten zitieren. Jo-
hannes Rau formulierte: „Der Wirtschaft s-
standort Deutschland ist nicht nur von gut 
ausgebildeten Fachkräften abhängig, son-
dern auch von denjenigen, die als Demo-
kraten ausgebildet und gebildet worden 
sind.“ Insofern kam für mich der Bereich 
der allgemeinen politischen Weiterbildung 
in der heutigen Anhörung zu kurz. Das 
könnte ja vielleicht ein Thema für eine 
weitere Anhörung sein.  
 
Nun zum Thema „Bildungssparen“: Wenn 
man den Koalitionsvertrag in diesem Zu-
sammenhang genau liest, geht es um eine 
gleichwertige Verantwortlichkeit zwischen 
dem Staat, dem Unternehmen und dem 
Einzelnen. Betrachte ich nun das, was in 
den letzten Jahren, gerade im Bereich der 
beruflichen Weiterbildung von dem Ein-
zelnen auf Grundlage des im Juni erschie-
nen Bildungsberichts, investiert wurde, so 
stelle ich doch fest, dass die durchschnittli-
chen individuellen Weiterbildungsausga-
ben im Jahr bereits bei 502 Euro liegen.  
Dem gegenüber sind gerade die Ausgaben 

des Staates, des Bundes, der Länder und 
Kommunen in den letzten Jahren zurück-
gegangen. Gleichzeitig muss man konsta-
tieren, dass die Tarifvertragsparteien ei-
gentlich auch in den letzten Jahren nicht 
untätig waren. Es gibt immerhin mehr als 
200 Tarifverträge beziehungsweise Be-
triebsvereinbarungen, die in irgendeiner 
Art und Weise auch den Bereich der Quali-
fizierung aufgreifen. Also von Seiten der 
Unternehmen aber auch von den Individu-
en wird eine Menge geleistet.  
 
Ich komme nun auf Professor Rürup zu 
sprechen. Man kann natürlich große Kon-
zepte vorlegen. Man sollte aber in der Tat 
mit den kleinen Dingen beginnen. Insofern 
sehe ich das Bildungssparen als einen 
möglichen Türöffner und zwar dahinge-
hend, dass der Staat zeigt, dass er es mit 
der öffentlichen Verantwortung ernst 
nimmt und erkennt, dass es hier Probleme 
und Unterfinanzierung gibt. Unter diesen 
Prämissen sehe ich ein, dass es ein no t-
wendiger Punkt ist, obwohl es nicht der 
große Schritt ist. Ich stelle dann allerdings 
die Frage, wie es gerade mit Menschen in 
prekären Lebenssituationen aussieht. Wie 
verhält es sich bei An- und Ungelernten? 
Wie bringe ich das Thema „Bildungsspa-
ren“ bei Lidl bei Aldi und sonst wo unter? 
Das wird die entscheidende Frage sein, die 
wir zu beantworten haben. Eine Lösung 
sehe ich hier noch nicht. Das Einzige was 
ich sehe, ist, dass wir das nicht durch eine 
Haushaltsneutralität erreichen, so wie es 
im Koalitionsvertrag steht. Das wird nicht 
möglich sein. Ich glaube, das hat auch das 
BMBF erkannt. 
 
Ein letzter Punkt im Hinblick auf das Bil-
dungssparen: Ich denke, die Aufgabe die-
ses Ausschusses wird es auch sein, dies im 
Kabinett und mit den anderen Kolleginnen 
und Kollegen zu beraten. Es ist nicht nur 
eine Aufgabe des Bildungsbereiches oder 
der Bildungspolitik. Vielmehr muss für 
dieses Thema auch ein Bewusstsein beim 
Finanzausschuss, Wirtschaftsausschuss, 
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beim Arbeitsausschuss und so weiter er-
reicht  werden. Bei all diesen Überlegungen 
und Gedanken kann dies ein erster Schritt 
sein. Es müssen jedoch weitere fo lgen. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Nun hat Herr Professor Timmermann das 
Wort. 
 
 
Prof. Dr. Dieter   T i m m e r m a n n : 
 
Ich beginne mal mit einem Paradox, das 
ich nach den Beiträgen, die hier insgesamt 
und auch eben gekommen sind, sehe. Auf 
der einen Seite habe ich den Eindruck, dass 
die Sicht der Kommission von vielen ge-
teilt wird. In Zukunft muss mehr lebens-
lang gelernt werden als bisher. Wir haben 
allerdings die Beobachtung gemacht, dass 
die öffentlichen Hände seit einigen Jahren 
relativ wenig für die Förderung beruflicher 
und allgemeiner Weiterbildung ausgeben. 
Bei den Betrieben stagniert das wohl eher 
gerade. Die Individuen geben möglicher-
weise ein bisschen mehr aus. Aber wenn 
man das summiert und den Anteil am Brut-
toinlandsprodukt beachtet, ist es weniger 
als in den 90iger Jahren. Dann wird gesagt, 
dass wir jetzt über neue Instrumente nach-
denken. Diese neuen Instrumente dürfen 
aber den öffentlichen Haushalt nicht be-
lasten. Sie sollen die Unternehmen nicht 
zusätzlich belasten, und die Individuen 
sollen für die Rente zahlen. Da frage ich 
mich allen Ernstes, wo denn das Mehr an 
lebenslangem Lernen eigentlich herkom-
men soll!  
 
Es gibt ja nur noch eine Alternative und 
das ist eine höhere Effizienz. Aber darüber 
haben wir gar nicht gesprochen. Wir wis-
sen noch nicht einmal, wo die Ineffizien-
zen eigentlich liegen. Ich glaube, das geht 
nicht. Dieses Förderungsparadox muss an 
einer Stelle durchbrochen werden. Wir 
haben das in der Kommission getan. Wir 

sagten alle, die Individuen, die Unterneh-
men und die öffentliche Hand, werden in 
Zukunft mehr Ressourcen bereitstellen 
müssen. Das ist unsere Prämisse, und die 
unterscheidet sich von dem, was wir eben 
gehört haben. 
 
Ich soll jetzt etwas zu unserem Bildungs-
sparmodell sagen. Worin unterscheidet es 
sich von den anderen Modellen? Ich glau-
be, dass sind nur ganz kleine Punkte. Wir 
sagen, dass auch die Bildungssparprämie 
und Kredite möglich sein sollen. Aller-
dings soll bei unserem Modell die Refi-
nanzierung, die Tilgung und Zinszahlung 
dann aus dem zukünftigen Bildungsspar-
konto finanziert werden. Das ist sozusagen 
ein Zirkelkreis, den wir meiner Meinung 
nach auch ganz vernünftig angelegt haben.  
 
Der zweite Unterscheid: Wenn ich das 
richtig verstanden habe, soll im Dohmen-
Modell die  staatliche Förderung an einzel-
nen wahrgenommenen Maßnahmen anset-
zen. Wir haben gesagt, wir wollen eine 
andere Verhaltensmentalität, eine Spar-
mentalität und Investitionsmentalität fö r-
dern, indem ganz analog zum Vermögens- 
oder Bauspargesetz eine Prämie gezahlt 
wird. Allerdings, und das ist der springen-
de Punkt, in einem bestimmten Zeitraum. 
Wir haben fünf Jahre vorgeschlagen, es 
kann aber auch ein anderer Zeitraum sein. 
Innerhalb dieses Zeitraums muss jedoch 
drauf zurückgegriffen werden. Nur dann ist 
die öffentliche Förderung legitimierbar. 
Das ist ein wichtiger Punkt. 
 
Ein dritter Punkt, der uns immer von der 
Gewerkschaftsseite vorgehalten wird: Bei 
uns werden auch die 20 Prozent einbezo-
gen, die als nicht-sparfähig ge lten. Wir 
haben vom Fraunhofer-Institut untersuchen 
lassen, wie es um die Sparfähigkeit der 
privaten Haushalte bestellt ist. Dort sagte 
man uns, dass etwa 20 Prozent netto ve r-
schuldet und damit nicht sparfähig sind. 
Diese Haushalte sollen wenigstens 5 Euro 
im Monat einzahlen. Der Rest muss öffent-
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lich gezahlt werden. Ich bleibe dabei, 5 
Euro im Monat sind auch für diese Zie l-
gruppe machbar. Das sind anderthalb Bier, 
das ist eine Schachtel Zigaretten. Das muss 
einfach drin sein. Nur dann kann man auch 
die Mentalität ändern. Wir haben hier aus-
gerechnet, dass spätestens nach fünf Jahren 
mit Prämien 2000 Euro auf dem Konto 
wären. Wenn man neuere Sätze nimmt, 
wären es noch mehr. Da dieses Geld auch 
nur dafür verwendet werden darf, ist es ein 
Anreiz für Weiterbildung. Das war ja unse-
re Überzeugung. Wir haben es aber immer 
im Zusammenhang mit den anderen In-
strumenten gesehen und nie als alleiniges.  
 
Wir haben auch gesagt, wenn zum Beispiel 
für KMUs Lernzeitkonten ein Problem 
sind und sozusagen ein Verzicht auf pro-
duktive Menschen bedeuten, dann wäre 
das betriebliche Bildungssparen eine Al-
ternative zu betrieblichen Lernzeitkonten. 
Auch das sollte man sich noch einmal in 
Erinnerung rufen. Die staatliche Förderung 
und die Zinseffekte müssen gerade für die, 
die aus den einkommensschwachen Milie-
us kommen, sichtbar sein. Auch nach Ein-
tritt in die Rente, und an dieser Stelle un-
terscheiden wir uns ganz wesentlich von 
Professor Rürup, soll weiter gelernt wer-
den, vielleicht nicht nur beruflich, aber 
zumindest allgemein, bürgerschaftliches 
Engagement und Weiteres betreffend. Das 
Bildungssparen soll aber auch vererbbar 
sein. Die Menschen sollen noch ein Plus 
auf ihrem Bildungssparkonto haben, wenn 
sie sterben.  
 
Wir haben auch schätzen lassen, was es 
kosten könnte, wenn unsere Vorschläge 
umgesetzt werden. Sie können sich vorstel-
len, dass es nicht ganz einfach ist, das zu 
schätzen. Das Fraunhofer-Institut hat es 
versucht. Je nachdem, wie man die Prämis-
sen setzt, liegen die Kosten zwischen 300 
und 800 Millionen Euro pro Jahr. Das 
hängt auch davon ab, welche Zielgruppen 
man im Blick hat und wo man die Ein-
kommensgrenzen setzt. Wir haben das 

übrigens auch beim EBiFG gemacht und 
dort war die Größenordnung ähnlich. Dort 
sind auch Darlehen vorgesehen. Das heißt, 
die Nettoförderung läge auch eher bei 350 
oder 400 Millionen Euro im Jahr. Das ha-
ben wir mal der Eigenheimzulage gegen-
übergestellt. Hier war von unterschiedli-
chen Kosten die Rede. Mal waren es sechs, 
mal drei, mal zehn Milliarden Euro im 
Jahr. So genau wusste ich eigent lich nie, 
wie hoch das ist. Aber es ging immer in die 
Milliarden. Da haben wir uns gefragt, ob es 
denn eigentlich richtig ist, dass unsere Ge-
sellschaft immer in Häuser, Zement und  
Beton investiert und nicht in die Köpfe. Sie 
macht das, obwohl alle Welt sagt, dass wir 
auf die Wissensgesellschaft zugehen, be-
ziehungsweise sogar schon drin sind. Die 
einzigen Ressourcen, die wir haben, sind 
die Köpfe. Wir haben uns dann gedacht, 
verzichten wir doch mal auf die Förderung 
des Betons und schlagen vor, dass in Zu-
kunft mehr in die Köpfe investiert wird.  
 
Was mir noch auffällt: Die Vorgabe der 
Haushaltsneutralität kann ich ja verstehen, 
aber dagegen muss man sich wehren. 
Wenn es um Geld für einen Computer oder 
eine neue Rechenanlage geht, die dann 
eine oder auch vier Millionen Euro kostet, 
das geht immer. Das Geld ist immer da. 
Wenn es aber darum geht, eine Stelle, also 
einen Kopf zusätzlich zu finanzieren, dann 
ist das Geld plötzlich nicht mehr da. Das 
ist eine ganz merkwürdige und ungesunde 
Struktur, die wir hier in Deutschland ve r-
breitet haben.  
 
Dann wurde ich noch zur Relation zum 
EBiFG gefragt. Wir haben hier zwei ver-
schiedene Dinge, die aber ineinander grei-
fen. Wenn aber eine Person nach EBiFG 
gefördert wird, dann soll das Ersparte nicht 
angerechnet werden. Das haben wir von 
Schweden gelernt. Die Schweden rechnen 
auch nicht an. Dann soll die Person bei-
spielsweise auf Darlehen verzichten kön-
nen und lieber auf ihr Bildungssparkonto 
zurückgreifen, wenn sie ihren Lebensstan-
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dard zusätzlich finanzieren will. Wir sind 
für eine freie Verwendung. Über die ge-
naue Verwendung des Bildungssparkontos 
entscheidet nur der Sparer oder die Spare-
rin. Damit würde sich eine Anrechnung 
auch nicht vertragen. 
 
Mein letzter Punkt: Ich würde Herrn Pro-
fessor Rürups Beschreibung von Rente, 
Konsum und Investition in lebenslanges 
Lernen an einer Stelle anders sehen. Sie 
haben gesagt, Beides ist Glättung des Le-
benseinkommens. Hier gibt es aber einen 
Unterschied: Es handelt sich beim lebens-
langen Lernen um Glättung und Mehrung. 
Das ist nämlich ein Umweg über die Inves-
tition. Das ist ein wichtiger Unterschied. 
Ich glaube, dass wir das auch sehr langfris-
tig sehen müssen und dies auch vor dem 
Hintergrund, welche Generationen eigent-
lich woran interessiert sind. Das Problem 
ist, dass die älteren Generationen, die über 
50jährigen, eher an einer höheren Rente 
interessiert sind. Die heute 25jährigen soll-
ten eher an Investitionen in das lebenslan-
ge Lernen interessiert sein. Damit können 
sie ihr Lebenseinkommen mehren und so 
haben sie später eine höhere Rente.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Die Eigenheimzulage, das sollten wir an 
dieser Stelle festhalten, ist ja dann für an-
dere Zwecke verwendet worden, nämlich 
für mehr Investition in Forschung. An die-
ser Stelle taucht dann aber wieder das auf, 
was Herr Professor Bosch eingangs sagte: 
In Forschung und technischen Fortschritt 
wird dann auch noch eher investiert als in 
Bildung. 
 
Mit dieser kleinen Zwischenbemerkung 
geht es nun mit Herrn Dr. Treier als Letz-
ten in dieser Antwortrunde weiter. 
 
 
 
 

Dr. Volker   Treier: 
 
Danke. Ich wurde zu den Lernzeitkonten 
gefragt. Die Einführung von Lernzeitkon-
ten beziehungsweise die Vereinbarung auf 
tarifvertraglicher Ebene halten wir für gut 
und sinnvoll. Allerdings wird das erst von 
zwei Prozent der Betriebe genutzt. Das 
sind meine Daten. Dies ist auch eine Frage 
des Marketings. Vielleicht helfen das Bil-
dungssparen und die Debatte darüber, Wei-
terbildung stärker in die Köpfe zu tragen. 
Aber wie verhält es sich mit der Insolvenz-
sicherung solcher Lernzeitkonten? Wir 
glauben, dass Bildung eine Investition ist. 
Investitionen beinhalten aber ein gewisses 
Risiko. Wer erlangt den Nutzen dieser In-
vestition? In gewisser Hinsicht natürlich 
derjenige, der die Nachfrage an einer Wei-
terbildungsmaßnahme ausübt. Die beste-
henden gesetzlichen Regelungen im Ar-
beitsrecht zur Insolvenzs icherung lassen 
im Insolvenzfall auch dem Arbeitnehmer 
etwas zu Gute kommen. Wir denken, dass 
darüber hinaus keine weiteren Regelungen 
notwendig sind, um die Lernzeitkonten 
insolvenzsicher zu machen. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit kommen wir zur zweiten Fragerun-
de. Herr Schummer hat das Wort. 
 
 
Abg. Uwe   S c h u m m e r   (CDU/CSU) 
 
Ich habe eine Frage an Herrn Aengenvoort. 
Ein Problembereich betrifft die so genann-
ten prekären Arbeitnehmergruppen und 
wie sie zur Bildung stärker motiviert wer-
den können. Sie haben Erfahrung beim 
Bildungsmarketing, was die Alphabetisie-
rungskampagne angeht und meines Wis-
sens auf diesem Gebiet auch einige Erfo lge 
erzielt. Was muss denn beim Bildungs-
marketing, das genauso wichtig ist wie 
Bausparen und Alterssicherung, getan 
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werden, um dies in den Köpfen aller Men-
schen zu verankern? 
 
Die zweite Frage geht an den Kollegen Dr. 
Heimann. Was ist bei der Vernetzung des 
europäischen Bildungspasses und des eu-
ropäischen Qualifizierungsrahmes im Hin-
blick auf gemeinsame Kompetenzen und 
Zertifizierungen mit dem, was an Weiter-
bildung in Deutschland entwickelt werden 
muss, erforderlich? Welche Rolle kann der 
europäische Bildungspass hierbei spielen? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Dr. Rossmann bitte. 
 
 
Abg. Dr. Ernst-Dieter   R o s s m a n n   
(SPD): 
 
Ich habe an Professor Rürup eine Frage. Es 
geht um die Logik der Triparität. Was 
spricht dagegen, diese Prämie triparitätisch 
aufzubauen? Damit gibt es einen persönli-
chen Pflichtanteil, einen öffentlich geför-
derten Pflichtanteil und eine verpflichtende 
Mitfinanzierung aus den Unternehmen. 
Das sind triparitätische Nutznießer und 
Einzahler, was den Spielraum der Prämie 
deutlich erweitern würde. Was halten Sie 
von diesem Gedanken in der Logik Ihres 
hier eingebrachten Systemdenkens? Glau-
ben Sie, dass es damit zu einem ähnlichen 
Prozess kommt, wie ihn die Wirtschaft 
durch die hohe Weiterbildungsbereitschaft 
in Bezug auf eine andere Triparität, näm-
lich die zeitliche Freistellung, hatte? Dort 
führte es ja dazu, dass indirekter Druck 
ausgeübt wurde, bestimmte Rechte nicht 
mehr in Anspruch zu nehmen. Könnte das 
hier auch so sein oder würde bei einer sol-
chen Triparität ein entsprechender Antrieb 
erbracht werden können? 
 
Die zweite Frage geht an Herrn Professor 
Bosch. Erreichen wir mit dem Dreiklang 
von Prämie, Sparen und Vermögensbil-

dung die Geringqualifizierten, oder errei-
chen wir sie eher mit einem begrenzten 
Erweiterungsvorstoß wie dem vom AFBG 
ausgehenden Erwachsenenbildungsförde-
rungsgesetz. Wie ist das umsetzbar, admi-
nistrierbar und auch finanziell kalkulier-
bar? Können Sie dazu eine Aussage ma-
chen? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Meinhardt bitte. 
 
 
Abg. Patrick   M e i n h a r d t (FDP): 
 
Meine erste Frage geht an Dr. Littig von 
der DEKRA. Anwalts-, Ärzte- oder Archi-
tektenkammern schreiben ihren Mitglie-
dern eine Pflicht zur Weiterbildung vor. 
Würde Ihrer Meinung nach eine wie auch 
immer geartete allgemeine Pflicht zur Wei-
terbildung einen Sinn machen? Welche 
Konsequenzen hätte dies im Bereich der 
Weiterbildungsfinanzierung? 
 
Die zweite Frage geht noch einmal an 
Herrn Professor Rürup. Gerade hatten wir 
die Frage zum Bildungssparen gestellt. 
Jetzt würde ich diesen Bereich gern noch 
um die von Ihnen vorgeschlagene Weiter-
bildungsprämie, gerade aus der Sicht der 
Geringverdiener und auch der Bildungsab-
brecher, erweitern. Sie führen dazu aus, 
dass die staatliche Prämie insbesondere 
den Geringverdienern zu Gute kommt, die 
zudem häufig eher kleinere Maßnahmen 
durchführen. Sind die kleineren Maßnah-
men, die die Geringverdiener durchführen, 
auch das, was sie brauchen? 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Schneider bitte. 
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Abg. Volker   S c h n e i d e r   (DIE 
LINKE.): 
 
Meine erste Frage richtet sich an Herrn Dr. 
Heimann. Herr Dr. Heimann, Sie haben  
zusammen mit Frau Bayer eine Stellung-
nahme für ver.di und die IG-Metall abge-
geben. Insoweit trifft Sie ja auch der Vor-
wurf von Herrn Dr. Dohmen, dass Ihnen 
im Wesentlichen nicht mehr einfällt als die 
öffentliche Förderung. Ich weiß nicht, ob 
Sie das so stehen lassen wollen. Mir fällt 
zumindest auf, dass Sie auch darüber ge-
schrieben haben, inwieweit betriebliche 
und tarifliche Vereinbarungen unter be-
stimmten Voraussetzungen und Rahmen-
bedingungen von Ihnen befürwortet wer-
den. Sie nannten in diesem Zusammenhang 
die Lernzeitkonten. Sie haben auch erklärt, 
dass neben Bundesregelungen für die Wei-
terbildung, Tarifverträgen und Betriebs-
vereinbarungen der Aufbau einer Weiter-
bildungskultur unabdingbar sei. Was ver-
stehen Sie bitte darunter?  
 
Meine zweite Frage schließt an die Aus-
führungen von Herrn Professor Timmer-
mann an und geht an Herrn Professor 
Bosch. Herr Professor Timmermann ist 
schon drauf eingegangen, wie der Zusam-
menhang zwischen einem Erwachsenen-
bildungsförderungsgesetz und den Leis-
tungen aus dem Bildungssparen sein könn-
te. Diesbezüglich hat auch Herr Professor 
Bosch in seiner Stellungnahme etwas ge-
sagt: Ein Erwachsenen-BAföG könne nur 
in Anspruch genommen werden, wenn die 
Geförderten einen Freistellungsanspruch 
mit Rückkehrrecht haben. Dagegen könne 
das Bildungssparen in Verbindung mit dem 
Vermögensbildungsgesetz nur ein Element 
unter mehreren sein und ein Bildungsför-
derungsgesetz nicht ersetzen. Können Sie 
das bitte noch näher ausführen, Herr Pro-
fessor Bosch? 
 
 
 
 

V o r s i t z e n d e : 
 
Frau Hinz bitte. 
 
 
Abg. Priska   H i n z (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 
 
Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Bellmann 
bezüglich der Weiterbildungsfinanzierung 
durch die BA. Wir haben ja vorhin gehört, 
dass eigentlich im letzten Jahr noch Geld 
übrig war und damit nicht genügend für 
Weiterbildung ausgegeben wurde. Gleich-
zeitig wurde hier mehrfach gefordert, dass 
man die Instrumentarien verbessern muss 
und dafür auch Geld in die Hand nehmen 
müsste. Welche Instrumente sollten aus 
Ihrer Sicht im Hinblick auf die Weiterbil-
dung bei der BA weiter entwickelt oder 
neu und anders gestaltet werden? Würde es 
weit über das an Finanzierungsnotwendig-
keit hinausgehen als das, was in den letzten 
ein bis zwei Jahren übrig geblieben ist? 
 
Dann würde ich Herrn Dr. Heimann gern 
zu den Lernzeitkonten, branchenspezifi-
schen Vereinbarungen und tarifvertragli-
chen Regelungen bezüglich der Weiterbil-
dung befragen. Bei Lernzeitkonten ist es ja 
so, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ihre Zeit in Weiterbildung einbrin-
gen. Das ist ja eigentlich auch Geld. Ind i-
rekt ist es ein Finanzierungsinstrument. 
Was müssen die Arbeitgeber vermehrt als 
Anteil betrieblicher Weiterbildung einbrin-
gen, um ihrer Verantwortung gerecht zu 
werden? Wie sollte aus Ihrer Sicht eine 
Insolvenzsicherung aussehen, und welche 
rechtlichen Schritte wären dazu notwen-
dig?  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit geht es in die Antwortrunde und wir 
beginnen mit Herrn Aengenvoort. 
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Ulrich   A e n g e n v o o r t: 
 
Herr Schummer, Sie fragten nach den Er-
fahrungen im Werbe- beziehungsweise 
Marketingbereich mit prekären Arbeit-
nehmergruppen. Das ist ein sehr konkretes 
Thema, weil die Bundesregierung hierzu ja 
auch Zielvorgaben formuliert hat. Nach der 
Bildungsministerin soll die Zahl der Schul-
abbrecher innerhalb von fünf Jahren hal-
biert werden und die Zahl der Analphabe-
ten ebenfalls. Ich unterstelle, dass sich die-
se Forderung nicht nur an das Erstausbil-
dungssystem, sondern auch an die Weiter-
bildung richtet und dass man sich in die-
sem Zusammenhang auch um diejenigen 
kümmern möchte, die die Bildungsab-
schlüsse schon verpasst haben. Dann ist 
das ja ein riesengroßes Volumen. In den 
Mikrozensus geschaut, gibt es ungefähr 
zwei Millionen Menschen in Deutschland 
ohne Hauptschulabschluss. Wenn man die 
etwas älteren Gruppen heraus lässt und nur 
die unter 30jährigen, bei denen man auch 
ein realistisches Interesse ve rmuten kann, 
nimmt, dann wären das 500.000 Adressa-
ten. Eine Halb ierung der Schulabbrecher 
würde 250.000 bedeuten.  
 
Bei den Analphabeten ist es mit den Zah-
len etwas schwieriger. Man schätzt hier 4 
Millionen und durch eine Halbierung wä-
ren es nur noch 2 Millionen. Ich sagte ein-
gangs bereits, dass ich das für ein sehr 
wichtiges, aber etwas hoch gestecktes Ziel 
halte. Aber lassen wir das beiseite. Wir 
werden diese Zahlen nicht erreichen kön-
nen, sofern das Geld überhaupt dafür be-
reitgestellt wird, wenn wir uns nicht auch 
um die Frage des Bildungsmarketings 
kümmern. Natürlich gibt es seitens der 
Träger jeweils ureigene Marketingmaß-
nahmen. Aber es hat auf gesamtgesell-
schaftlicher Ebene in Deutschland noch nie 
eine größere Kampagne in diesem Bereich 
gegeben. Wenn ich mir anschaue, was es in 
den letzten 50 Jahren seitens der verschie-
denen Bundesregierungen alles an Werbe- 
und Marketingkampagnen gegeben hat, ob 

es Riester-Rente war oder andere Themen, 
dann glaube ich, dass das dringend überfä l-
lig ist. Ich glaube auch, dass die Chancen 
dafür gar nicht schlecht stehen, weil es ja 
auch starke Partner gibt.  
 
Sie sprachen speziell die Alphabetisie-
rungskampagne an. Wir zahlen an dieser 
Stelle kein Geld. Die Alphabetisierungs-
kampagne wird in Kooperation mit Fern-
sehsendern gemacht, die Plätze zur Verfü-
gung gestellt haben. Auch viele Volks-
hochschulen bekommen bei öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten Werbeplä t-
ze eingeräumt. Häufig werden dort auch 
Kreuzgeschäfte gemacht. Ich glaube, die 
Bereitschaft der Medien, uns dabei zu un-
terstützen, ist nicht gering. Ich glaube 
auch, davon sprechen zu können, dass es 
viele Persönlichkeiten des öffentlichen 
Interesses gibt, die sich an einer derartigen 
Kampagne beteiligen würden. Wir stellen 
das immer wieder fest, wenn der Weltal-
phabetisierungstag ist. Wir fragten bereits 
Grimmepreisträger, also wirklich bekannte 
Schauspieler, ob sie mitwirken könnten, 
und das war im Grunde genommen nie ein 
Problem.  
 
Wenn man seitens der Bundesregierung 
Geld in die Hand nimmt, ein phantasievo l-
les Marketingkonzept aufstellt und gleich-
zeitig beachtet, dass man auch in die sozia-
len Milieus eindringt, ist das sicherlich 
Erfolg versprechend. Die sozialen Milieus 
spielen ja im Weiterbildungsbereich eine 
immer größere Rolle. Da muss man schon 
etwas genauer hinschauen. Mit anderen 
Organisationen, zum Beispiel Mirgran-
tenorganisationen, wo die von Ihnen ange-
sprochenen Zielgruppen besonders behe i-
matet sind oder besonders häufig vorkom-
men, haben wir schon gute Erfahrungen 
machen können.  
 
Eine letzte Bemerkung in diesem Zusam-
menhang: Ich glaube, bevor man Marke-
ting macht, muss man aber auch überlegen, 
ob man hinsichtlich der Ansprüche etwas 
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konkreter wird, als es bisher der Fall war. 
Denken Sie nur an das Zuwanderungsge-
setz. Hier wurde erstmalig ein Rechtsan-
spruch auf Weiterbildung formuliert. Die 
Zahlen belegen, dass man damit innerhalb 
von zwei Jahren immerhin über 100.000 
Menschen erreicht hat. Wenn man also 
einmal einen mutigen Schritt in diese Rich-
tung macht, zeigt sich auch, dass Angebot 
und Nachfrage dadurch zu stärken sind. 
Wenn man sich dieser prekären Gruppen 
annimmt, würde ich sehr dazu raten, dass 
man entsprechende Formulierungen auf 
rechtlicher Ebene findet. Das Nachholen 
von Ausbildungsabschlüssen und von 
Schulabschlüssen sollte bis zu einer be-
stimmten Stufe jedem, unabhängig von 
seinem Einkommen, möglich sein. Hierfür 
müssen die entsprechenden rechtlichen und 
finanziellen Voraussetzungen geschaffen 
werden. Das alles zusammen würde ein 
wichtiges Paket geben, um in diesem Be-
reich einen entscheidenden Schritt voran 
zu kommen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herzlichen Dank. Herr Dr. Bellmann bitte. 
 
 
Dr. Lutz   B e l l m a n n : 
 
Es verwundert natürlich schon, wenn man 
hört, dass einerseits die Bundesagentur für 
Arbeit darüber klagt, dass so wenig Geld 
vorhanden ist und auf der anderen Seite 
Geld übrig bleibt und nicht abgerufen wird. 
Man muss natürlich auch sehen, dass es 
hier unterschiedliche Interessen gibt, ein-
mal die Interessen der Beitragszahler in der 
Sozialversicherung und auf der anderen 
Seite die Interessen der Steuerzahler und 
natürlich auch derjenigen, die von Weiter-
bildungsmaßnahmen profitieren wollen. 
Da ist die Steuerung nicht immer ganz ein-
fach. Zum anderen haben natürlich auch 
die Teilnehmer an Weiterbildungsmaß-
nahmen ein Recht darauf, dass bestimmte 

Prüfungen durchgeführt werden und dass 
das auch qualitativ hochwertige Maßnah-
men sind. Insofern kneifen sich diese Ziele 
manchmal, und so können widersprüchli-
che Ergebnisse zustande kommen.  
 
Die BA selbst hat, was in der Praxis immer 
sehr kritisiert wurde, das Kriterium sehr 
hoch gehalten, dass bei der Durchführung 
von Weiterbildungsmaßnahmen eine Ein-
gliederungsquote von 70 Prozent erreicht 
werden muss. Das hat wesentlich dazu 
beigetragen, dass die Zahl der Weiterbil-
dungsteilnehmer so stark gesunken ist, wie 
das heute auch schon berichtet wurde. Es 
hat aber auch schon neue Maßnahmen ge-
geben, die auf bestimmte wissenschaftliche 
Erkenntnisse reagiert haben. Sie zeigen, 
dass Weiterbildungsmaßnahmen auch sehr 
erfolgreich bei der Förderung von Beschä f-
tigung von Personen sind, die andernfalls 
arbeitslos geblieben wären. Wir sind auch 
optimistisch, dass all dies dazu führen 
wird, dass man die Beitragszahler und viel-
leicht auch die Steuerzahler in diesem Be-
reich etwas stärker belastet. Es geht hier 
um Zukunftsausgaben, um Investitionen, 
die dazu führen, dass wir uns auf einen 
höheren Wachstumspfad bewegen werden. 
Das bedeutet natürlich auch, dass irgend-
wann höhere Sozialversicherungs- und 
Steuereinnahmen zu verbuchen sein wer-
den. Diesen dynamischen Prozess zu ve r-
stehen, ist natürlich auch sehr wichtig.  
 
Natürlich muss man weitere Instrumente 
entwickeln. Wie sehen gute Maßnahmen 
aus? Dazu hat es in der BA ein sehr starkes 
Nachdenken gegeben, was dazu führte, 
dass eine Zeit lang die kurzen Maßnahmen 
angesagt waren. Dann hat man auf Grund 
wissenschaftlicher Erkenntnisse gesehen, 
dass das nicht immer sinnvoll und zum 
Teil kontraproduktiv ist und dass in diesem 
Bereich auch mit längeren Maßnahmen 
gearbeitet werden sollte. Das ist schon in 
vielen Fällen umgesetzt worden. Ich würde 
jetzt nicht so weit gehen und sagen, dass 
wir genug gelernt und verstanden haben 
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und jetzt alles anders machen. So weit ist 
es nicht. Aber es ist auch nicht  so, dass wir 
nur auf einen Maßnahmetyp setzen und auf 
Teufel komm raus sparen wollen.  
 
 
Abg. Jörg   T a u s s   (SPD): 
 
Ich habe einen Zwischenruf. Das mache 
ich ganz selten. Wie kommt es zu diesen 
Millionen, die nicht abgerufen sind? Frau 
Vorsitzende, wenn Sie diesen Zwischenruf 
erlauben. 
 
 
Dr. Lutz   B e l l m a n n : 
 
Das sind einfach Steuerungsprozesse. Wir 
haben eben bestimmte Haushaltsanmel-
dungen von den dezentralen Arbeitsagen-
turen. Dann werden wieder bestimmte 
Haushaltsansätze genehmigt und dann ha-
ben die dezentralen einmal die Verpflich-
tung unter den Vorgaben… 
 
 
Abg. Jörg   T a u s s   (SPD): 
 
Und die Vorgabe heißt Einsparung!? 
 
 
Dr. Lutz   B e l l m a n n : 
 
So allgemein ist die Vorgabe natürlich 
nicht. Es geht darum, auch bestimmte Qua-
litätsstandards einzuhalten. Wenn in einer 
bestimmten Region zwar ein Mittelansatz 
vorhanden ist, weil in dieser Region die 
Zahl der Arbeitslosen so hoch ist und ein 
bestimmter Weiterbildungsbedarf festge-
stellt wird, andererseits aber nicht genü-
gend Interesse bei den Arbeitslosen oder 
bestimmten Trägern besteht, diese Mittel 
auch in Anspruch zu nehmen, dann bleibt 
die Arbeitsagentur, die das Geld beantragt 
hat, auf den Mitteln sitzen. 
 
 
 

V o r s i t z e n d e : 
 
Wir müssten uns jetzt nur darauf verstän-
digen ob wir, wie Professor Rürup sagte, 
den Kannibalismus walten lassen wollen 
und jeder sich seine Redezeit greift oder ob 
wir das Protokoll einhalten. Um eine Aus-
gewogenheit herzustellen, bitte ich nun 
Frau Hinz um Ihre Zwischenfrage. Da Ihre 
Frage noch nicht beantwortet wurde, kön-
nen Sie selbstverständlich nachfragen. An-
sonsten habe ich, mit Blick auf eine ver-
nünftige Antwortrunde und einer eventuell 
abschließenden Fragerunde, die herzliche 
Bitte, dass wir diesen Punkt zügig been-
den. 
 
 
Abg. Priska   H i n z   (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): 
 
Herr Dr. Bellmann, Sie haben eben ein 
wunderbares Beispiel erläutert, warum 
Geld übrig bleibt. Meine Frage war ja ganz 
konkret, welche Instrumentarien müssen 
weiterentwickelt werden oder vielleicht 
neu installiert werden, damit so etwas nicht 
passiert? 
 
 
Dr. Lutz   B e l l m a n n : 
 
Ich möchte mich auch gar nicht um eine 
konkrete Antwort drücken. Hauptsächlich 
geht es darum, Weiterbildungskonzepte für 
Un- und Angelernte zu entwickeln. Das 
gilt für verschiedene Altersgruppen. Im 
Moment geht es natürlich um ältere Ar-
beitnehmer. Ich möchte dabei ausdrücklich 
unterstreichen, dass das nicht nur für Ar-
beitslose und Menschen, die ganz konkret 
von Arbeitslosigkeit bedroht sind, gilt. 
Hier ist der profilaktische Ansatz stärker 
einzubringen, so wie das im alten Arbeits-
förderungsgesetz der Fall war.  
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V o r s i t z e n d e : 
 
Ich hoffe, das ist jetzt erschöpfend und 
befriedigend geklärt. Damit hat Herr Pro-
fessor Bosch die Gelegenheit auf die Fra-
gen von Herrn Dr. Rossmann und Herrn 
Schneider einzugehen. 
 
 
 
Prof. Dr. Gerhard   B o s c h : 
 
Beide Fragen gingen in eine gleiche Rich-
tung, nämlich wie sich der Vorschlag des 
Bildungssparens zum Erwachsenenbil-
dungsförderungsgesetz verhält und wie das 
Erwachsenenbildungs förderungsgesetz 
umsetzbar ist. Zum Sparen hat Herr Pro-
fessor Timmermann zu unserem Vorschlag 
schon viel gesagt. Wir waren uns in der 
Kommission eigentlich weitgehend einig, 
dass man mit einem Bildungssparen nur 
kleinere Maßnahmen fördern kann und das 
Bildungssparen eine sehr starke symboli-
sche Funktion hat. Es soll die Bedeutung 
des eigenen Beitrags für die Finanzierung 
von Weiterbildung auch bei dem Kreis der 
weniger Verdienenden sichtbar machen. 
Wir haben dann die Frage gestellt, was 
denn dieser Kreis hauptsächlich für Maß-
nahmen braucht. Das war die Kernfrage. 
Unter denjenigen, die weniger als 17.900 
Euro im Jahr allein stehend und 35.800 
Euro gemeinsam als Partner verdienen, 
sind sehr viele Geringqualifizierte. Diesen 
Personen fehlt, wenn sie bis zum Rentena l-
ter tätig sein wollen, in der Regel die All-
gemeinbildung und oft auch eine abge-
schlossene Berufsausbildung. Das ist aber 
die Voraussetzung dafür, dass Beschäfti-
gungsfähigkeit bis zum hohen Rentenalter 
gesichert ist. Wenn wir die Beschäfti-
gungsquote nach Qualifikationsniveaus 
unterscheiden, sehen wir ganz drastische 
Differenzen zwischen Akademikern, Per-
sonen mit beruflichem Abschluss und Ge-
ringqualifizierten. Die Mehrzahl der Per-
sonen ohne einen schulischen oder berufli-
chen Abschluss, ist ab 55 Jahren nicht 

mehr erwerbstätig und wird es auch in der 
Wissensgesellschaft nicht mehr sein kön-
nen, wenn sie nicht die Basisvoraussetzung 
an Allgemeinbildung mitbringen. Der 
diesbezüglich zentrale Satz in unserem 
Bericht  besagt, dass die Rentenreform, die 
Arbeitsmarktreform und die demographi-
sche Entwicklung bildungspolitisch unter-
füttert sein müssen. Andernfalls wird die 
demographische Entwicklung zu einer Er-
höhung der Arbeitslosigkeit führen.  
 
Hinzu kommen andere Entwicklungen auf 
dem Arbeitsmarkt wie die Zunahme prekä-
rer Beschäftigungsverhältnisse und unste-
ter Biographien. Es stellt sich somit das 
generelle Problem, wie diese Personen-
gruppe im Erwachsenenalter die notwendi-
gen Basisvoraussetzungen an Bildung be-
kommen kann. An dieser Stelle sagten wir, 
dass ein besonderer Anreiz gesetzt werden 
muss. Das Erwachsenenbildungsförde-
rungsgesetz ist ein solcher Anreiz. Es hat 
klar in der Finanzierungsstruktur differen-
ziert. Danach muss es einen 
100prozentigen Unterhaltszuschuss nach 
BAföG-Sätzen für diejenigen geben, die 
einen Schulabschluss nachholen.  
 
Das ist auch ein Gerechtigkeitsproblem. 
Wer den geraden Weg als Akademiker 
beschritten hat, bekam 16 Bildungsjahre 
frei finanziert beziehungsweise Kredite im 
Studium und hat sehr viele Bildungstrans-
fers in Anspruch genommen. Er hat davon 
profitiert. Wenn wir die Förderung nun ab 
einem gewissen Alter abschneiden, dann 
ist das eine Schieflage in der sozialen Ver-
teilung von Bildungschancen, die ausge-
sprochen stark ist und mit der Akademisie-
rung sogar noch zunehmen wird. Es gibt 
aus dieser Situation den Ausweg, dass man 
über ein Kontenmodell nachdenkt.  
 
Wir haben über ein Kontenmodell nachge-
dacht, dass jedem eine gewisse Anzahl von 
Bildungsjahren zur Verfügung stellt. Wir 
haben aber davon abgesehen, weil es im 
Föderalismus ein enormer bürokratischer 
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Aufwand wäre, ein Kontenmodell über das 
ganze Leben lang zu verwalten. Man kann 
das Gleiche über ein Ziehungsrecht errei-
chen. Das haben auch die Schweden so 
gemacht. Die ursprüngliche Idee kommt 
von einer schwedischen Intellektuellen. 
Die Schweden machen das nicht mit Kon-
ten, sondern mit Ziehungsrechten. Das 
bedeutet, dass man als Erwachsener seinen 
Schulabschluss oder Berufsabschluss 
nachholen kann und dafür auch einen Un-
terhalt finanziert bekommt. Genau das ist 
die Idee hinter dem Erwachsenenbildungs-
förderungsgesetz. Wir haben versucht, eine 
möglichst unbürokratische Form zu finden 
und deshalb an bestehende Formen ange-
knüpft. Vorliegend haben wir an die BA-
föG-Strukturen angeknüpft. Das heißt, dass 
es beim Erwachsenenbildungs förderungs-
gesetz keine neuen Strukturen gibt, son-
dern bereits vorhandene genutzt wurden. 
Im Übrigen, daran erinnern sich die Meis-
ten gar nicht mehr, Anfang der 80iger Jah-
re konnte man BAföG bis zum 35. Lebens-
jahr beziehen. Dann wurde es im Zusam-
menhang mit der Vorruhestandspolitik 
zurück gefahren. Das war eigentlich eine 
absurde Entwicklung. Wir hätten die Vor-
ruhestandpolitik früher stoppen und das 
BAföG nach oben ausweiten sollen. Genau 
dieser Logik wurde aber nicht gefolgt. Wir 
sind jetzt in einer Situation, wo wir den 
Vorruhestand abschaffen, aber die bil-
dungspolitischen Hausaufgaben an diese, 
Stelle noch immer nicht gemacht haben.  
 
Letzter Punkt zu den Kosten: Man kann ein 
Erwachsenenbildungsförderungsgesetz 
auch schrittweise einführen, indem man 
erst Schulabschlüsse und später Berufsab-
schlüsse fördert. Man kann die Altersgren-
zen auch schrittweise heraufsetzen. Das 
heißt, das EBiFG könnte in einem lang 
gezogenen Verfahren zusammen mit Her-
aufsetzung des Rentenalters eingeführt 
werden. Dieses Modell ist nicht unbedingt 
mein Favorit, und wir haben die Diskussi-
on über die Kosten in dieser Form erwar-

tet. Die schrittweite Umsetzung ist jedoch 
eine gute Möglichkeit. 
 
Darüber hinaus muss es ein Rückkehrrecht 
geben. Wenn jemand einen Hauptschulab-
schluss nachholen möchte, muss er in den 
Betrieb zurückkehren können. Es wird 
natürlich gesagt, dass das schwierig wird. 
Ich kann jedoch auf Beispiele aus Frank-
reich, Belgien, den Niederlanden, Schwe-
den und Dänemark verweisen. Dort gibt es 
überall die Rückkehrrechte in den Betrieb, 
und das funktioniert gut. In der Regel ha-
ben die Betriebe ja auch etwas davon, weil 
sie dann besser qualifizierte Beschäftigte 
haben.  
 
Letzter Punkt: Wir haben auch ein Bil-
dungsförderungsgesetz vorgeschlagen. Das 
heißt, alle Bildungstransfers werden in 
einem Gesetz zusammengefasst. Ich wun-
dere mich, dass überhaupt niemand in der 
Politik darüber diskutiert. Die deutsche 
Struktur ist aus meiner Sicht geradezu ab-
surd. Wir bezeichnen Bildungstransfers an 
erwachsene Menschen heute als Kinder-
geld. Sie können keinem Schweden oder 
Dänen verständlich machen, dass das ein 
Bildungstransfer ist. Wir zahlen diesen 
Bildungstransfer nicht an die erwachsenen 
Menschen, sondern zahlen es ihren Eltern, 
und die verwenden es möglicherweise für 
etwas Anderes. Das ist eine klassische Irre-
führung. Es gibt die Version eines unab-
hängigen, eines selbstständigen Lerners, 
der selbstständig für seine Finanzen ve r-
antwortlich ist. Deshalb haben wir einen 
großen Gesetzesentwurf vorgeschlagen, 
von dem wir allerdings noch sehr weit ent-
fernt sind. Wenn man aber den mündigen 
Erwachsenen haben will, dann muss man 
auch in solchen Strukturen denken und 
darf nicht bis zu 27jährige als Kinder be-
handeln. 
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V o r s i t z e n d e : 
 
Man bemerkt die spontanen Begeiste-
rungsausrufe. 
 
Damit hat nun Herr Dr. Heimann das Wort. 
 
 
Dr. Klaus   H e i m a n n : 
 
Die erste Frage kam von Herrn Schummer 
und betrifft die europäischen Vernetzun-
gen. Ich glaube schon, dass wir mit dem 
europäischen Bildungspass ein sehr gutes 
Instrument haben, um Qualifikationen um-
fassend zu dokumentieren und sie im euro-
päischen Bildungsraum auch transportie r-
bar zu machen. Das ist ja das Ziel. Der 
Bildungspass selbst ist mit circa 10.000 
verteilten Stück im Jahr noch nicht gerade 
der große Renner. Aber daran kann man 
noch etwas tun. Dazu gehört dann aber 
auch, dass wir uns in den einzelnen Bran-
chen überlegen, wie wir europäische Pro-
jekte auflegen können. Wir diskutieren in 
einzelnen Feldern bereits europäische 
Kernberufe. Das wäre eine Möglichkeit. 
Das geht von der Erkenntnis aus, dass das 
Auto in Spanien und das Auto in Deutsch-
land den gleichen Service brauchen. Man 
könnte doch also einen Kernbereich in 
diesem Bereich schaffen. Derartiges könn-
te man dann im Anschluss auch für die 
Weiterbildung betreiben. Es gebe da ge-
wiss eine Reihe von Möglichkeiten. Aller-
dings sind diese Wege sehr mühsam, weil 
wir im Moment eher unter dem Stichwort 
„Europäischer Qualifikationsrahmen“ Sys-
tematisierungsmodelle diskutieren. Das 
sind eher bürokratische Angelegenheiten, 
die weniger mit dem realen Leben der 
Menschen und deren Bildungsansprüchen 
zu tun haben. Wenn wir den Bildungspass, 
die Dokumentation und europäische Pro-
jekte im Kernbereich eingehender diskutie-
ren würden,  kämen wir ein ganzes Stück 
weiter.  
 

Herr Schneider wollte etwas zum Thema 
„öffentliche Förderung“ wissen. Hier 
möchte ich nur noch einmal betonen, dass 
auch wir einen Mix vorgeschlagen haben. 
Dazu stehen wir auch, und das halte ich 
auch für richtig. Deswegen kritisieren wir 
eigentlich auch nicht den Vorschlag des 
Bildungssparens. Die Kommission hatte 
einen präzisen Auftrag, was das Volumen 
oder die Haushaltsneutralität angeht. Wenn 
man diese Säulen-Theorie etwas skeptisch 
sieht und für breiteres Denken plädiert, 
dann gehört für mich dazu, dass man auch 
über die berufliche Weiterbildung in den 
Betrieben nachdenkt. Das aus diesem Kon-
text völlig raus zu nehmen, halte ich für 
einen Fehler. Deswegen haben wir dieses 
Feld in unsere Überlegungen einbezogen.  
 
Wenn man diesen Gedanken einbezieht, 
stellt man fest, dass es in fast allen Ländern 
Europas bezüglich der Weiterbildung das 
Instrument der Fonds gibt. Damit wird mal 
mehr und mal weniger erfolgreich operiert. 
Auf jeden Fall praktizieren das viele Län-
der und nehmen dadurch die Branchen und 
die Sozialparteien stärker in die Verant-
wortung, das Feld zu gestalten. Sie gestal-
ten damit nicht nur ihre partikularen Int e-
ressen, sondern übernehmen auch Aufträge 
vom Staat, um besondere Problemgruppen 
zu fördern und bestimmte Probleme anzu-
packen. Allerdings geschieht das dann 
auch mit Unterstützung des Staates. Der 
Staat hat sich hier praktisch eines Instru-
ments bedient, das besteht, um auch seiner 
Verantwortung für bestimmte Probleme 
auf dem Weiterbildungsmarkt gerecht zu 
werden. Er schafft damit im Grunde ge-
nommen keine eigene Struktur, sondern 
lässt sich das schön von anderen abarbei-
ten. Allerdings muss er dafür auch Investi-
tionen einbringen. Diesen Gedankengang 
finde ich richtig.  
 
Ich greife mal den Gedankengang auf, den 
Herr Minister Laumann in NRW mit sei-
nen Bildungsschecks hatte. Er nimmt auch 
keine Unterscheidung zwischen beruflicher 
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Weiterbildung im Betrieb und individueller 
Weiterbildung vor. Er sagt, dass Konzepte 
entwickelt werden müssen, die ein bis s-
chen mehr sein sollen als Anpassung. Ma-
schinenanpassung möchte er nicht bezah-
len. Aber wenn der Betrieb das mit dem 
Arbeitnehmer in eine Strategie hinein-
packt, dann ist er sehr wohl bereit, bis zu 
750 Euro halbierend in dieses Konzept 
einzubringen. Das ist meiner Meinung 
nach ein Konzept, das weiter geht als das, 
was bislang von der Kommission erbracht 
wurde. Ich gebe gern zu, dass das auf 
Grund des beschränkten Auftrags sein 
kann. Die beiden Fraktionen, die das Ge-
setz umsetzen wollen, können ja durchaus  
über den Vorschlag hinausgehen und auch 
die Erfahrungen aus NRW aufnehmen. 
Diese Erfahrungen sind relativ positiv. Wir 
haben dort das System, dass die Tarifpar-
teien das in ihre Strategie einbauen und 
somit die Menschen den Scheck und die 
Beratung in Anspruch nehmen. Ich denke 
schon, dass man an dieser Stelle grundsätz-
lich weiter gehen kann, als bisher vorge-
schlagen wurde.  
 
Das meinen wir auch mit dem Stichwort 
„Weiterbildungskultur“. Wir haben vorhin 
bereits gehört, dass einige Komponenten 
sehr wichtig sind. Dazu gehören die Finan-
zierung, die Zeit und die Motivation. Diese 
Motivation ist natürlich viel leichter zu 
erzeugen, wenn ich mich in Arbeitsstruktu-
ren befinde, wo Weiterbildung nicht als 
notwendiges Übel gesehen wird, sondern 
wo Weiterbildung ganz normaler Bestand-
teil der Arbeit ist, und es gern gesehen 
wird, wenn ich meinen Kopf öffne und 
bewege. Die These, dass ein erfolgreiches 
Unternehmen ein Weiterbildungsunter-
nehmen ist, stimmt und trägt. Diejenigen, 
die nichts in Weiterbildung investieren, 
haben eigentlich schon ihren ersten Sarg-
nagel zum Konkurs geschlagen. Insofern 
muss das einfach eine Stimmung und eine 
positive Kultur sein. Dazu kann natürlich 
auch der Staat beitragen. Dazu können 
auch insgesamt die Strukturen beitragen, 

die sich mit diesem Thema beschäftigen. 
Es muss einfach neugierig auf Bildung 
gemacht werden, so dass der Einzelne da-
bei sein möchte. Es ist ein wichtiger Be i-
trag, dass Menschen sagen, sie sind bereit, 
sich darauf einzulassen. Das hat ja auch 
mit Ängsten und Vorerfahrungen in Bil-
dung, die nicht immer positiv sind, zu tun. 
Insofern sollten wir nicht nur über Geld 
nachdenken, dass der Einzelne einbringen 
soll, sondern darüber nachdenken, diese 
innerliche Bereitschaft, sich anzustrengen, 
zu öffnen und mitzumachen, zu honorie-
ren. Das ist auch eine Leistung, die der 
Einzelne erbringt, und die ist viel wicht i-
ger. Die gilt es auch zu fördern und nicht 
nur zu sehen, wie viele 100 Euro der Ein-
zelne jetzt einbringt.  
 
Mein dritter Punkt bezieht sich auf Frau 
Hinz, die fragte, was die Arbeitgeber ein-
bringen sollen. Wir sind zu diesem Kon-
tenmodell aus der Diskussion mit den Ar-
beitgebern gekommen. Ein wichtiger Punkt 
bezüglich des Lernens ist, dass es nicht 
unmittelbar im Betrieb, sondern bei Bil-
dungsträgern stattfindet oder wo der Ar-
beitnehmer seinen Arbeitsplatz verlassen 
muss und Ausfallzeiten entstehen. Der 
Arbeitgeber zahlt also die Bildungskosten, 
also all das, was mit Gebühren zu tun hat. 
Das war der Zusammenhang und um das 
Thema zu bewegen, haben viele Betriebe 
im Rahmen ihrer Weiterbildungskultur ein 
solches Modell mit aufgebaut. Sie führ ten 
dann, ergänzend zu den Zeitkonten, die sie 
schon hatten, ein konkretes Bildungskonto 
ein. Das motiviert beide Seiten, das Konto 
auch zu nutzen, zu entleeren und damit 
Weiterbildung zu betreiben. Das ist eine 
Kostenteilung,  die die Bildungsstrukturen 
verbessert. 
 
Wir wissen inzwischen, dass bei Verwen-
dung der Konten die Weiterbildungsinten-
sität gewachsen ist. Die Wirkung ist also 
da. Allerdings sind die Konten teilweise 
immer noch sehr voll. Das heißt, es werden 
Stunden angesammelt und die Bildungsze i-



 

__________________________________________________________________________________________ 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

26. Sitzung, 29. Januar 2007 
Öffentliche Anhörung zu dem Thema „Lebenslanges Lernen – Bedarf und Finanzierung“ 

71 

ten dann aber nicht umgesetzt. Dennoch 
glauben wir, dass es ein durchaus akzep-
tabler Weg ist. Einzahlen kann man dort 
natürlich auch die Bildungszeiten, die sich 
aus den Urlaubsgesetzen zum Bildungsur-
laub der Länder ergeben. Das wäre eine 
Variante. Es gibt teilweise auch Betriebs-
vereinbarungen, die auch Zeiten regeln. 
Auch diese Zeiten kämen mit auf das Kon-
to. All das, was man unter dem Stichwort 
„Mehrarbeit“ aber eben auch unter exklu-
siv vorgesehenen Bildungszeiten versteht, 
käme in diesen Topf hinein und würde 
dann individuell genutzt. 
 
Wir haben in unserem Papier konkret dar-
auf hingewiesen, dass es ein Insolvenzs i-
cherungsgesetz bei Arbeitszeitkonten gibt. 
Diese Versicherung fängt im SGB IV der-
zeit bei 27 Monaten Laufzeit an. Wir 
schlagen vor, diese Laufzeit zu kürzen. 
Hier ist der Gesetzgeber gefordert, flexib-
ler zu werden. Für die rechtliche Erleichte-
rung dieser Kontendebatte erwarten wir 
das. Der Vorschlag kommt übrigens aus 
der Kommission. Dort wurde er entwickelt. 
Insofern brauchen Sie nur den Kommis-
sionsbericht zu nehmen und ihn umsetzen. 
Dann hätten wir eine konkrete Struktur und 
könnten etwas voranbringen.  
 
Aber noch mal: Bitte machen Sie nicht den 
großen Fehler, die Tarifvertragsparteien 
mit diesem Thema allein zu lassen. Wir 
haben nur begrenzte Wirksamkeiten. Sie 
wissen, dass die Anzahl derer, für die ein 
Tarifvertrag überhaupt gilt, eher abneh-
mend als steigend ist. Sie wissen, dass wir 
in schwierigen Bereichen, die auch weiter-
bildungsferne Gruppen beinhalten, mit 
diesem Instrument nur begrenzt umgehen 
können. Wir brauchen Unterstützung für 
dieses Konzept. Ein solcher Tarifvertrag 
zur Weiterbildung ist keiner, der von selber 
läuft. Der hat schon seine Probleme und 
seine Schwierigkeiten. Nehmen wir nur 
zum Beispiel die Verabredung,  dass jeder 
mit jedem ein Weiterbildungsgespräch zu 
führen hat. Im Grunde genommen heißt 

das, eine individuelle Strategie für das 
kommende Jahr zur Weiterbildung zu ent-
wickeln. Auch da sind wir, was die Betrie-
be angeht, am Ende unserer Möglichkeiten. 
Wir hatten bislang zur Förderung von Pro-
jekten immer Strukturen, die uns dabei 
geholfen haben, diese Dinge zu implemen-
tieren und zu strukturieren. Das ist leider 
im Bildungsministerium alles weg gefa l-
len. Man lässt uns sehr alleine mit den 
Schwierigkeiten, diese Tarifverträge um-
zusetzen.  
 
Ich werbe an dieser Stelle nochmals für 
Unterstützung bei dem Ausprobieren die-
ser neuen Instrumente und dass die Bun-
desregierung uns hilft und nicht sagt. „Das 
ist nur euer Bier und nun macht mal“. So 
kann das mit der Weiterbildung nicht funk-
tionieren. Deswegen bitte ich um Unter-
stützung für die Umsetzungskonzepte. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit hat Herr Dr. Littig das Wort. 
 
 
Dr. Peter   L i t t i g : 
 
An mich wurde eine Frage von Herrn 
Meinhardt zum Thema „Weiterbildungs-
pflicht“ gestellt. Es ist natürlich nicht ganz 
so einfach, das zu beantworten. Ich denke, 
eine Weiterbildungspflicht als solche lässt 
sich nicht in dieser Pauschalität darstellen. 
In bestimmten Bereichen gibt es an diesem 
Punkt bereits gewisse Ansätze. In einigen 
Berufsgruppen ist Weiterbildung verpflich-
tend, um die Tätigkeit weiterhin ausüben 
zu können. Ich kenne das zum Beispiel aus 
dem Bereich der Fahrerausbildung. Ein 
Gefahrgutfahrer darf seinen Lkw nicht 
mehr fahren, wenn er nicht innerhalb von 
fünf Jahren eine bestimmte Weiterbildung 
gemacht hat und nachzertifiziert wurde. 
Das wird sicherlich allgemein bei den zu-
künftigen Kraftfahrern gelten. Soweit ich 
weiß, müssen bis zum Jahr 2013 bezie-
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hungsweise 2014 alle Lkw- und Busfahrer 
in fünf Jahren eine bestimmte Mindest-
stundenzahl an Weiterbildung absolviert 
haben, damit sie diesen Beruf überhaupt 
ausüben dürfen. Das gilt interessanterweise 
europaweit. Es handelt sich um eine EU-
Verordnung zu diesem Bereich. Diese 
Verordnung wurde jedoch nicht wegen der 
Weiterbildung eingeführt, sondern wegen 
der Verkehrssicherheit. Über den Bil-
dungsbereich war damals kein Konsens 
möglich. Insofern kommt es eher aus einer 
anderen Ecke.  
 
Aus meiner Sicht ist es nicht sehr realis-
tisch, über eine Weiterbildungspflicht zu 
sinnieren. Wir müssen es schaffen, ein 
Pflichtbewusstsein für Weiterbildung zu 
entwickeln. Das muss bei den Beteiligten, 
sprich den Unternehmen, aber auch bei den 
Mitarbeitern, entstehen. Wenn wir nur über 
solche Zielgruppen, wie ich gerade bespro-
chen habe, reden, dann wird diese Zie l-
gruppe bestimmt auch in die Weiterbildung 
kommen. Wir müssen es aber schaffen, 
durch das Unternehmen und die einzelnen 
Bevölkerungsgruppen hindurch Weiterbil-
dung zu regeln. An dieser Stelle muss ein 
Pflichtbewusstsein aller Beteiligten entste-
hen. Ein gesundes Weiterbildungsklima ist 
die absolut notwendige Voraussetzung 
dafür. Ich habe wirklich das Gefühl, dass 
dieses Klima in Deutschland noch nicht 
ausreichend vorhanden ist. Wir reden auf 
der politischen Ebene verstärkt über Wei-
terbildung. Man spürt es aber nicht in der 
Bevölkerung, dass man diese Weiterbil-
dung permanent wahrnehmen muss. Viel-
leicht liegt es auch daran, dass wir Weiter-
bildung zum Teil zu stark mit schulischen 
Aktivitäten verknüpfen. Ich habe auch 
schon vorgeschlagen, die Weiterbildung 
stärker zu entschulen, um auch in diese 
Richtung stärker zu motivieren. Das wurde 
heute auch schon zum Ausdruck gebracht. 
Man sollte einfach versuchen, Bildung 
nicht nur als Seminarveranstaltung oder 
der Schule ähnliche Veranstaltung zu se-
hen, sondern die Vielfalt der möglichen 

Formen aufzeigen. Die Verknüpfung zwi-
schen Arbeitsprozessen und Bildung muss 
stärker zum Ausdruck gebracht werden. 
Dann haben wir die Chance, eine sukzessi-
ve Weiterbildungskultur zu schaffen und 
auch den Nutzen deutlich zu machen. Das 
ist das, was noch fehlt. 
 
Mir liegt eine Zielgruppe ganz besonders 
am Herzen. Hier müsste es eigentlich eine 
Weiterbildungspflicht geben. Das ist die 
Gruppe der Älteren. Ich habe manchmal 
das Gefühl, dass es nicht nur an den Unter-
nehmen liegt, dass da zu wenig passiert. Es 
liegt auch häufig an den Mitarbeitern 
selbst. Sie trauen sich manchmal nicht im 
Unternehmen zu sagen, dass sie eine Wei-
terbildung machen möchten, um auch ganz 
subjektiv keine Defizite offen zu legen. 
Dem liegt die ganz bewusst falsch verstan-
dene Eitelkeit zu Grunde, nicht der Wei-
terbildungsantragsteller sein zu wollen, 
damit ja niemand glaubt, man könnte sei-
nen Job nicht ordentlich erfüllen. Diese 
Sorgen und Ängste gibt es tatsächlich bei 
vielen Mitarbeitern. Ich denke, an dieser 
Stelle müssen sowohl Unternehmen als 
auch Mitarbeiter aufeinander zugehen. Mit 
einer grundsätzlichen Pflicht zur Weiter-
bildung bekommen wir das meiner Mei-
nung nach nicht gelöst. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit hat abschließend für diese Runde 
Herr Professor Rürup das Wort. 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c. 
Hans-Adalbert   R ü r u p : 
 
Zunächst zu Herrn Dr. Rossmann und zur 
Frage der triparitätischen Finanzierung der 
Prämie. Ich halte davon aus zwei Gründen 
wenig: Das Erste wird ein Sozialdemokrat 
wenig akzeptieren, das Zweite mit Sicher-
heit.  
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Erstens: Die Parität basiert natürlich auf 
einer gewissen Verteilungsillusion. Sie 
basiert auf der Annahme, dass wenn ein 
Arbeitgeber etwas zahlt, er tatsächlich 
auch einen Beitrag leistet. Wir wissen aber, 
dass jeder Arbeitnehmer mit seiner Wert-
schöpfung den gesamten Arbeitsplatz er-
wirtschaften muss. Deswegen sollte man 
auf solch einer Verteilungsillusion nicht 
ein derartiges Konzept aufbauen.  
 
Dazu kommt ein weiterer wichtiger Punkt. 
In den sozialen Sicherungssystemen leiden 
wir darunter, dass wir im Schatten Bis-
marcks stehen. Alle unsere fünf Sozialve r-
sicherungen basieren auf der abhängigen 
Beschäftigung und sind deswegen vom 
Lohneinkommen finanziert. Viele der 
Probleme, die wir heute haben, resultieren 
daraus, dass sich die Erwerbsstrukturen 
ändern. Die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung geht zurück, und die Selbst-
ständigkeit steigt. Insbesondere die Solo-
Selbstständigkeit ist hierbei die dyna-
mischste Gruppe. Alle diese Gruppen fa l-
len durch das Raster. So sehr wir jetzt auch 
beim Altersvorsorgesparen ansetzen, wir 
haben dort auch diesen Effekt. Wir knüp-
fen die Riester- und Eichelrente auch wie-
der an die sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungen, und die anderen ble iben 
außen vor. Das heißt, wenn wir bei der 
Weiterbildung ansetzen, sollte sie auf je-
den Fall erwerbsformunabhängig sein. 
Wenn man das an einer bestimmten Er-
werbsform festmacht, läuft man wieder in 
eine Finanzierungsfalle. Genau aus diesem 
Grund haben wir uns bemüht, unser In-
strumentarium erwerbsformunabhängig zu 
gestalten. Dabei sollte man bleiben. Das 
heißt gleichzeitig, dass wir gegen eine tri-
paritätische Finanzierung sind. Nur so 
können wir ein System schaffen, welches 
unabhängig von der Entwicklung der Er-
werbsformen ist. 
 
Zu Herrn Meinhardt: Es gibt gegenwärtig 
die Möglichkeit, Weiterbildung im Bereich 
der Einkommenssteuer abzusetzen. Das 

machen dann die Besserverdienenden. Das 
Darlehen, was wir vorgeschlagen haben, ist 
wohl auch eher für die Besserverdienenden 
geeignet, da Geringverdiener eine gewisse 
Verschuldungsaversion haben. Deswegen 
ist die Prämie in der Tat das wichtigste 
Instrument. Sie ist zielgruppenspezifisch. 
Dieses Konzept, ich wiederhole es noch 
mal, ist sehr status quo bezogen. Es kann 
unmittelbar in die gegenwärtigen Struktu-
ren eingepasst werden. Die gegenwärtigen 
Finanzierungsrelationen sind auch so ge-
wählt, dass das zumindest intertemporal 
budgetneutral ist. Es gibt nämlich eine 
temporäre 50prozentige Kofinanzierung 
aus EU-Mitteln. Wenn man sich mal von 
diesen löst, wäre es selbstverständlich, dass 
wir zu einer stärkeren Bezuschussung 
kommen müssen. Das müsste eigentlich 
das zentrale Instrument sein. Der Erfolg, 
den dieses Instrument in England hatte, 
bestand auch darin, dass es hier einen grö-
ßeren Zuschuss gab. Auch deswegen ist es 
status quo bezogen.  
 
Herr Dr. Dohmen hat herausgefunden, dass 
mit den 338 Euro schon etwa 70 bis 80 
Prozent der derzeitigen Weiterbildungs-
maßnahmen finanziert werden können. 
Auch hier würden sich bei einem größeren 
Förderungsrahmen natürlich auch andere 
Angebote herausbilden. Deswegen sollte 
man das nur als einen ersten Auftakt be-
zeichnen. Perspektivisch sollte man den 
staatlichen Anteil dann heraufsetzen. Dann 
würde sich auch zeigen, dass auch andere 
Angebote kreiert würden. Das Angebot 
hängt in diesem Punkt ja auch an der 
Nachfrage. 
 
Noch einen letzten Punkt: Wenn Sie Herrn 
Professor Timmermann und mich in ein 
Zimmer sperren würden, würden wir sehr  
viele gemeinsame Standpunkte einnehmen 
können. Aber an einem Punkt hätten wir 
einen fundamentalen Dissens. Ich glaube, 
wenn der Staat ein Sparmotiv fördert, darf 
es nicht sein, dass damit vererbbares Ver-
mögen gebildet wird. Das ist für mich ein 
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fundamentaler Dissens. Ein Staat, der wie 
der deutsche, fiskalisch erschöpft ist, um 
nicht etwas Schlimmeres zu sagen, sollte 
keine Steuermittel dafür einsetzen, damit 
vererbbares Vermögen gebildet wird. Das 
heißt, wenn Bildungssparen oder Alters-
vorsorgesparen gefördert wird, muss damit 
eine zweckgerichtete Verwendung verbun-
den sein. Deswegen ist das Kriterium der 
Nichtvererbbarkeit im Altersvorsorgespa-
ren ein ganz wichtiges. Das sollte man 
auch ins Bildungssparen übertragen. Der 
Staat soll Investitionsanreize setzen. Aber 
eben keine Anreize zu konsumtiven Zwe-
cken und auch nicht zur Bildung vererbba-
ren Vermögens.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Man muss natürlich betonen, dass die fis-
kalische Erschöpfung, wie Sie das formu-
liert haben, kein Naturgesetz ist. Wenn 
man für eine höhere Steuerfinanzierung 
plädiert, dann müssten die Wirtschaftswis-
senschaftler auch irgendwann einmal sa-
gen, wo denn die höheren Steuern he r-
kommen sollen.  
 
Ich schaue auf die Uhr und stelle fest, dass 
wir noch sieben Minuten bis zur verabre-
deten Zeit haben. Von den Kolleginnen 
und Kollegen gibt es noch Nachfragen. Ich 
gehe jetzt nach Meldungen vor. Herr Dr. 
Rossmann, Herr Schneider und Herr Geh-
ring bitte. 
 
 
Abg. Dr. Ernst-Dieter   R o s s m a n n 
(SPD) : 
 
Ich wollte Herrn Professor Rürup noch 
eine Nachfrage stellen. Wenn wir erst die 
Triparität einführen, dann bei der ersten 
Nagelprobe, nämlich die Triparität auf ein 
neues Instrument wie die Prämie anzuwen-
den, scheitern, was ist der erkenntnisle i-
tende Beitrag, wo dann Triparität in der 
Finanzierung von Weiterbildung zum Tra-

gen kommen sollte, ohne das der Faktor 
Lohn irgendwo belastet würde? Anders 
ausgedrückt, bei dem Gedanken der Tripa-
rität belastet einen doch implizit der Faktor 
Lohn. Was haben Sie denn eigentlich kon-
kret als Vorschlag in Bezug auf die Tripa-
rität und deren Ausgestaltung, wenn die 
Prämie ausdrücklich weggelassen wird? 
 
Als zweiten Punkt interessiert mich noch 
etwas bei denjenigen, die das Bildungsspa-
ren vorgeschlagen haben. Damit es nicht 
ein Placebo wird und nur als Beruhigung 
der öffentlichen Diskussion dient, wie lan-
ge Karenzzeit muss man geben, um die 
Wirksamkeit einer solchen Maßnahme wie 
das Bildungssparen erfassen zu können? 
Wie lange muss diese Maßnahme gären, 
um wirklich mächtig zu werden? Diese 
Frage möchte ich gern an Herrn Professor 
Timmermann stellen. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Nun Herr Schneider und abschließend Herr 
Gehring bitte. 
 
 
Abg. Volker   S c h n e i d e r   (DIE 
LINKE.): 
 
Ich habe nur noch eine Frage und diese 
würde ich gern an Herrn Schmauder rich-
ten. Es wurde heute ja schon viel über die 
Situation der beruflichen Bildung im Be-
reich der Bundesagentur für Arbeit gere-
det. Wir haben viele Dinge beklagt aber 
einen Punkt leider überhaupt nicht ange-
sprochen, nämlich die Tatsache, dass wir 
im Moment ein eindeutig abgehängtes a-
kademisches Prekariat haben. Die Situation 
der Arbeitnehmer ist ja in vielen Fällen, 
nicht nur im Osten, sondern auch in weiten 
Teilen des Westens, einfach nur noch ka-
tastrophal. Meine Frage bezieht sich auf 
die Stundensätze, weil davon auch schon 
die Rede war. Wie müssten diese denn 
finanziert sein, damit Sie den Arbeitneh-
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mern wirklich einen attraktiven Arbeits-
platz bieten könnten? Dieser Arbeitsplatz 
muss ja auch über längere Zeit attraktiv 
bleiben und dazu führen, dass nicht ständig 
die Besten abwandern und man längerfris-
tig das Personal in diesem Bereich im Sin-
ne der Qualität dieser Maßnahmen ha lten 
kann.  
 
 
Abg. Kai   G e h r i n g   (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN): 
 
Ich habe noch eine Frage an Frau Dr. O-
denwald im Nachgang zu unserer Frage an 
Herrn Dr. Bellmann. Welche neuen In-
strumente der Bundesagentur für Arbeit 
zur Weiterbildung schlagen Sie denn vor? 
Wie müssten die bisherigen Instrumenta-
rien weiter entwickelt werden? 
 
Eine weitere Frage geht an Herrn Professor 
Timmermann. Skizzieren Sie doch bitte 
noch einmal kurz, welche neue Zeitpolitik 
man für Weiterbildung in Deutschland 
bräuchte. Wie steht es um die Frage von 
Freistellungsansprüchen und Rückkehr-
rechten und ihre Ausgestaltung?  Vielleicht 
sagen Sie auch kurz noch etwas zur Ver-
erbbarkeit von Bildungssparguthaben, weil 
das eben angesprochen wurde. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Es beginnt Herr Schmauder bitte. 
 
 
Siegfried   S c h m a u d e r : 
 
Die Frage zielte auch auf die Bezahlung 
des akademischen Ausbildungspersonals 
ab. Wir haben hier die interessante Ent-
wicklung, dass viele Kollegen heutzutage 
sogar wieder aus dem Bereich der öffentli-
chen Schulen angefragt werden. So stellen 
Bayern und Nordrhein-Westfalen wieder 
Personal mit Lehramtsberechtigung an. 
Das heißt, wir kommen hier langsam in 

eine Konkurrenz und in das Werben um 
gute Leute. Im Moment werden teilweise 
Löhne oder Vergütungen bezahlt, die bei 
weitem nicht mehr der akademischen Aus-
bildung gerecht werden. Der TVöD ist 
nicht alles. Eine Orientierung der Bezah-
lung in Richtung TVöD wäre jedoch auch 
vor dem Hintergrund der Verknappung 
guter akademischer Ausbilder ein lohnen-
des Ziel. Das schaffen wir nicht bei einem 
Stundensatz von unter zwei Euro. Die 
Klassenstärke ist auch immer noch ent-
scheidend. Ich denke, hier müssen schon 
Stundensätze im akademischen Bereich 
zwischen 4 und 5 Euro angeboten werden. 
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Damit hat Frau Dr. Odenwald das Wort. 
 
 
Dr. Stephanie   O d e n w a l d : 
 
Die erste Frage lautete, wie die Instrumen-
te der BA überdacht werden müssen und  
welche neuen dazu kommen sollten. Das 
ist eine sehr umfassende Frage. Ich versu-
che es kurz zu machen. Ein ganz grundle-
gendes Problem ist die gesamte Konstruk-
tion der beiden Rechtskreise des SGB II 
und III. Wenn nämlich ein Arbeitsloser 
nach SGB III Arbeitslosengeld erhält und 
zu den Betreuungskunden gehört, dann 
wird man Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung nicht so schnell bewilligen, 
weil nach dem Übertritt ins  SGB II ein 
Aussteuerungsbetrag von 10.000 Euro be-
zahlt werden muss. Damit führt dieser 
Aussteuerungsbetrag dazu, dass vorher an 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung 
gespart wird. Dieses Problem wurde von 
uns schon in der vorherigen Regierung des 
Öfteren angesprochen. Wir haben die Bitte, 
diesen Aussteuerungsbetrag am Besten 
abzuschaffen. Auch im Evaluierungsbe-
richt wird dieser Aussteuerungsbetrag kri-
tisiert und gefordert, dass Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung darauf verrech-
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net werden sollen. An dieser Stelle muss 
unbedingt eine Lösung gefunden werden. 
 
Dieses Problem ist kombiniert mit dem 
Thema „Gutscheine“, mit dem Thema 
„Kundeneinteilung“ bei der BA und auch 
damit, dass diese 70prozentige Verbleibs-
quote bei der Auswahl fehlt. Das ergibt ein 
Durcheinander, das gerade bei den Be-
nachteiligten dazu führt, dass sie nicht 
mehr an Maßnahmen der beruflichen Wei-
terbildung teilnehmen.  
 
Bei dem Gutschein ist das Problem, dass er 
als Steuerungsinstrument gebraucht wird, 
ohne die arbeitslosen Menschen zu bera-
ten. Gerade die Geringqualifizierten kom-
men dadurch ganz schlecht mit ihm zu-
recht. Heute wurden von Herrn Helfrich 
Zahlen genannt, wonach ungefähr 20 Pro-
zent der Gutscheine nicht eingelöst wer-
den. Das hängt mit dem Wegfall der Bera-
tung zusammen. Das ist ein großes Prob-
lem. Auch das wurde heute schon ange-
sprochen. Insgesamt müsste man bei der 
Verwendung von Gutscheinen eine ganz 
andere Regelung finden. 
 
Was sind neue Maßnahmen der BA? Die 
BA sollte sich auch darauf konzentrieren, 
junge Menschen, die keinen Bildungsab-
schluss machen konnten oder keine beruf-
liche Ausbildung haben, besonders zu fö r-
dern, so dass sie eine zweite Chance erha l-
ten. Das würde ich als einen ganz besonde-
ren Schwerpunkt für die nächste Zeit se-
hen.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Herr Professor Rürup bitte. 
 
 
Prof. Dr. Dr. h.c.  
Hans-Adalbert   R ü r u p : 
 
Parität oder Tritarität bedeutet eine ve r-
bindliche ex ante, im Vorhinein, Beurtei-

lung der Zahlungsverpflichtung. Darüber 
sind wir uns einig. Die Prämie, wie wir sie 
vorgeschlagen haben, zielt darauf ab, dass 
im Prinzip 50 Prozent vom Individuum 
und 50 Prozent vom Staat aufgebracht 
werdden und die Verwendung dieser Prä-
mie ins Benehmen des Individuums gesetzt 
ist. Ich möchte nicht die betriebliche und 
außerbetriebliche Weiterbildung gegenein-
ander ausspie len. Das primäre Einsatzfeld 
der Prämie ist jedoch die außerbetriebliche 
Weiterbildung. Wenn man die Prämie jetzt 
auch zur betrieblichen Weiterbildung ein-
setzt, die auch im Interesse des Arbeitge-
bers ist, ist es meines Erachtens selbstve r-
ständlich, dass man dann diese Prämie auf-
stockt. Das ist aber etwas Anderes als eine 
verbindliche ex ante-Aufteilung der Finan-
zierungsverpflichtung. Ich sehe die Prämie 
als ein universelles Finanzierungsinstru-
ment. Damit verbietet sich eine verbindli-
che triparitätische Finanzierung. Wenn 
dieses Geld im Betrieb verwandt werden 
kann, kann man darüber nachdenken. Das 
kann man aber nicht ex ante verbindlich 
regeln.  
 
 
V o r s i t z e n d e : 
 
Das letzte Wort hat Professor Timmer-
mann. 
 
 
Prof. Dr. Dieter   T i m m e r m a n n : 
 
Wie lange dauert es, bis man weiß, ob das 
Bildungssparen wirkt? In unserem Modell 
ist das spätestens nach fünf Jahren der Fall. 
Bis dahin muss etwas getan worden sein. 
Voraussetzung ist, dass man es beobachten 
kann und es jemanden gibt, der das erfasst. 
Nach fünf Jahren müsste man eigentlich 
die ersten Anhaltspunkte haben. So lange 
müssten Sie sich gedulden. Vielleicht 
wüsste man aber auch schon nach drei bis 
vier Jahren, wie viele Menschen das Bil-
dungssparen in Anspruch nehmen. 
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Zu Herrn Gehring und der Vererbbarkeits-
frage: Ich bin kein Finanzwissenschaftler, 
aber mir fällt auf, dass Menschen, die bau-
gespart haben und das staatlich gefördert 
ist, ihr Haus auch vererben können. Inso-
fern hat mich das noch nicht ganz über-
zeugt. Das wäre im Übrigen auch nur ein 
Restguthaben. Sie sollen ja spätestens alle 
fünf Jahre etwas mit dem Geld gemacht 
haben. Wenn es dann vererbt würde, soll es 
auch dort wieder zweckgebunden für Bil-
dung eingesetzt werden und für lebenslan-
ges Lernen Verwendung finden und nichts 
Anderes. 
 
Neue Zeitpolitik: Es gibt ja  Länder, in 
denen es sowohl ein Freistellungs- als auch 
ein Rückehrrecht gibt. Ich überblicke im 
Moment aber nicht, das weiß Professor 
Bosch vielleicht besser, ob es sich um ein 
Rückkehrrecht auf den Arbeitsplatz oder 
den Betrieb handelt. Ich vermute Letzteres. 
Ein Rückkehrrecht auf den Arbeitsplatz 
wäre natürlich etwas heftiger für einen 
Betrieb.  
 
Der zweite Punkt ist, dass dieses Recht 
nicht bedeutet, dass der Betrieb machen 
muss, was der Arbeitnehmer verlangt. Das 
wird ausgehandelt. Der Zeitpunkt und die 
Bedingungen sind natürlich ein Aushand-
lungspunkt. Ich glaube, dass das Freistel-
lungs- und Rückkehrrecht in dieser Frage 
eher offen sind, was auch die Motivation 
der Beschäftigten, sich fortzubilden und 
weiterzubilden, erhöht. In den über 30 Jah-
ren OECD-Debatte über lebenslanges Ler-
nen spielten gerade die Fragen des Wech-
sels zwischen den Lernphasen und Ar-
beitsphasen immer wieder eine zentrale 
Rolle. Man wechselt sozusagen den Be-
trieb, und zwischendurch bildet man sich 
weiter. Ich denke, dass Freistellungs- und 
Rückkehrrechte sicherlich das lebenslange 
Lernen auch in den Betrieben fördern wür-
den. 
 
 
 

V o r s i t z e n d e : 
 
Ganz herzlichen Dank. 
 
Das wirklich allerletzte Wort gilt insbe-
sondere dem Dank an unsere Sachverstän-
digen, die heute zu einem deutlichen Er-
kenntnisgewinn beigetragen haben. Ganz 
herzlichen Dank auch im Namen der Kol-
leginnen und Kollegen. 
Sie können sicher sein, dass wir nicht nur 
die schriftlichen Stellungnahmen, sondern 
insbesondere auch das heute Gesagte, das 
auch bald als Protokoll vorliegen wird, 
gründlich auswerten. Wir werden sehr in-
tensiv darüber nachdenken und beraten, 
welche Konsequenzen daraus zu ziehen 
sind. Wir sind sicher, dass wir Sie bei der 
einen oder anderen Gelegenheit im Zu-
sammenhang mit dieser Thematik auch 
wieder treffen werden. Die heutige Anhö-
rung hat dazu beigetragen, dass das Thema 
„Weiterbildung, lebenslanges Lernen“ am 
kochen bleibt, wie wir in Dortmund zu 
sagen pflegen. 
 
Damit wünsche ich Ihnen einen guten 
Heimweg. Kommen Sie gut dort an, wo 
immer Sie hin wollen.  
 
Auf Wiedersehen! 
 
 
 
Ende der Anhörung: 15.45 Uhr 
 
 
 
 
 

Ulla Burchardt, MdB 
Vorsitzende 
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